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Entwurf eines Selbstschutzgesetzes 

von Reg.-Dir. Kirchner, Bonn 

Der Entwurf eines Gesetzes über den Selbstschutz der Zivil­
bevöl kerung (Selbstschutzgesetz) ist am 31. Oktober 1962 
vom Bundeskabinett verabschiedet und am 9. November 
1962 dem Bundesrat zugeleitet worden. Die Vorbereitung 
dieses Entwurfs, der federführend im Bundesministerium 
des Innern erstellt wurde, ist bei mehreren Gelegenheiten 
_ zumeist im Zusammenhang mit weiteren Notstandsge­
setzen - der Offentlichkeit bekanntgegeben worden, zu­
letzt in dem viel beachteten Aufsatz von Bundesminister 
Höcherl "Verpflichtung zum Selbstschutz?" in der" Pol itisch­
Sozialen Korrespondenz" vom 15. Oktober 1962. 

Mit der Zuleitung des Gesetzentwurfs on den Bundesrat 
(vgl. BR-Drucksache 346/62) sind sowohl der Text des Ent­
wurfs als auch die Begründung ollen interessierten Stellen 
zugänglich . Es erscheint in diesem Stadium des Gesetz­
gebungsverfahrens zweckmäßig, in dieser Fachzeitschrift 
einen Uberblick über die Grundzüge und die wichtigsten 
Vorschriften des Entwurfs zu geben. Dabei soll schon aus 
Platzgründen darauf verzichtet werden, eingehend zu dem 
Für und Wider einer gesetzlichen Regelung des Selbst­
schutzes und insbesondere einer Verpflichtung zum Selbst­
schutz Stellung zu nehmen. Diese Erörterungen sind zudem 
bereits on anderer Stelle erfolgt, auch die Begründung des 
Gesetzentwurfs setzt sich mit dieser Frage auseinander. 
In diesem Zusammenhang soll nur noch auf den teilweise 
erhobenen Einwand, daß jeder Selbstschutz seinem Wesen 
noch freiwillig sein müsse, eingegangen werden. Diese Be­
tonung der Freiwilligkeit klingt zunächst überzeugend, sie 
entspricht auch der Regelung beim bisherigen Aufbau des 
zivilen Bevölkerungsschutzes. Dabei hot sich jedoch ge­
zeigt, daß die freiwilligen Anstrengungen der Bevölkerung 
in keinem Verhältnis zu den in einem Verteidigungsfalle 
möglichen Gefahren stehen . Bei oller Anerkennung der 
Tätigkeit des Bundesluftschutzverbandes und bei voller 
Würdigung der Einsatzbereitschaft der freiwilligen Selbst­
schutzkräfte wird noch den vorliegenden Erfahrungen da­
von ausgegangen werden müssen, daß auf dem bisherigen 
Wege nur ein verschwindend geringer Teil der Bevölkerung 
informiert und zur Durchführung von Selbstschutzmaßnah­
men veranlaßt werden kann. In einem Verteidigungsfali 
würden somit die meisten Familien völlig unvorbereitet den 
Kriegsgefahren gegenüberstehen . Die Verhältnisse beim 
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Selbstschutz der Wirtschaft müssen ähnlich beurteilt wer­
den. Da bei einem Einsatz moderner Angriffswaffen zudem 
jede Hilfeleistung und jede Rettungsaktion behördlicher 
Stellen durch Verstrahlungen und Zerstörungen erheblich 
verzögert w erden kann, wird die einzelne Familie oder 
der einzelne Betrieb unter Umständen tagelang auf sich 
selbst gestellt sein . 

Diese Uberlegungen lassen eine gesetzliche Regelung not ­
wendig erscheinen. Alle Vorbereitungen staatlicher und 
kommunaler Stellen, die im zivilen Bereich für einen Ver­
teidigungsfall zu treffen sind, können nur dann wirksam 
werden, wenn auch der einzelne ausreichende Schutzmaß­
nahmen durchführt. In diesem Zusammenhang kann auf 
eine ähnliche Entwicklung in anderen Lebensbereichen hin ­
gewiesen werden, so sind z. B. bei der Unfallverhütung 
oder beim Betrieb von Kraftfahrzeugen umfangreiche Vor · 
schriften über den "Selbstschutz " erlassen worden, als Um ­
fang und Größe der Gefahr dazu zwangen und die z. T. 
freiwilligen Schutzvorbereitungen nicht als ausreichend an ­
gesehen wurden. 

Bei dem vorliegenden Entwurf eines Selbstschutzgesetzes 
ist besonders darauf geachtet worden, die Forderung noch 
einem Höchstmaß von Schutz mit der Notwendigkeit, die 
Opfer des einzelnen on Geld und Zeit so gering wie mög ­
lich zu holten, in Einklang zu bringen. Dos hierbei gemeinte 
Höchstmaß on Schutz kann und soll nicht den Eindruck er­
wecken, daß bei einem Kernwaffenangriff in der Nähe des 
Detonationsbereichs eine Uberlebenschance gegeben 
wäre. Eine solche Chance wird es jedoch in einiger Entfer­
nung vom Detonationszentrum für diejenigen geben, die 
sich mit den Schutzmöglichkeiten vertraut gemocht und die 
notwendigen Vorbereitungen getroffen hoben. Die in die­
sem Zusammenhang bedeutsame Frage des Schutzraum­
baus wird im Gesetzentwurf zwar angesprochen (§ 11), 
ober nicht geregelt. Sie soll in dem gleichzeitig vom Bun­
deskabinett verabschiedeten Entwurf eines Gesetzes über 
bauliche Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
(Schutzbougesetz) geklärt werden (vgl. BR-Drucksache 347/ 

62) . 

Zu dem Entwurf eines Selbstschutzgesetzes dorf folgender 
Uberblick gegeben werden : 
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I. Selbstschutzpflicht 
Von zentraler Bedeutung für den gesamten Entwurf ist die 
im 1. Abschnitt vargesehene Einführung einer Selbstschutz­
pAicht, die eine Reihe van VorbereitungspAichten (z . B. Ge­
rä tebe schaffung, Verdunk elung usw.), fern er Verhalten s­
normen für den Verteidigungsfall (z. B. Aufsuchen des 
Schutzraums) und die PAicht, sich ausbilden zu lassen, um­
faßt. Diese SelbstschutzpAicht trifft grundsätzlich alle natür­
lichen Perso nen, die im Bundesgebiet Wohn sitz, Aufenthalt 
od er Vermög en haben, und alle juristisch en Personen sowie 
nicht rechtsfähige Persanenverei nigungen mit Sitz, Nieder­
lassung oder Vermögen im Bundesgeb iet. Die jeweiligen 
Ausnahmen von diesem Grundsatz ergeben sich dann aus 
den einzelnen Vorschriften (sa z. B. die Beschränkung der 
Ausbildung sp flicht auf natürliche Persanen im Alter von 16 
bis 65 Jahren). 

1. Die VorbereitungspAichten sind in den §§ 6 bis 10 des 
Entwurfs geregelt, hierbei sind zu nennen: 

Beschaffung und Berei thaltung von Ausrüstungsg e­
genständen zum Schutz gegen die Einwirkung radio ­
aktiver Niederschläge und gegen chemische Kampf­
staffe und biologische Kampfmittel sowie von Arz­
nei- und Verbandmitteln durch jeden Selbstschutz ­
pAichtigen (§ 6) ; 
Beschaffung und Bereithaltung eines für 14 Tage aus­
reichenden Notvorrats an Lebensmitteln sowie Vor­
bereitung einer Bevorratung von Wasser für den 
g leichen Zei traum durch den Haushaltsvorstand 
(§ 7) ; 

Beschaffung und Bereithaltung von Geräten zur 
Brandbekämpfung einschließlich Löschwasserbehäl­
ter und von Geräten zur Selbstbefreiung durch den 
Gebäudeeigentümer bzw. Mieter (§ 8); 

Vorbereitung einer Verdunkelung der im Geltungs­
bereich des Selbstschutzgesetzes vorhandenen unbe­
weglichen (z. B. Wohngebäude) und beweglichen 
Sachen (z . B. Fah rze uge) durch den Eigentümer bzw. 
unmittelbaren Besitzer der Sache (§ 9) ; 

Vorbereitung e iner Entrümpelung durch den Eigen­
tümer bzw. unmittelbaren Besitzer (§ 10) . 

Der Entwurf geht bei allen BeschaffungspAichten davon 
aus, daß die genannten Gegenstände für den Ober­
lebensschutz notwendig sind und daß eine zentrale Be ­
schaffung und Verteilung durch den Staat oder die Ge­
meinden praktisch nicht durchführbar und auch finan­
z iell nicht tragbar wäre. Die K 0 s t e n werden demnach 
von dem jewe ils VerpAichteten aufzubringen sein . Für 
Hilfsbedürftig e und Minderbemittelte sieht § 53 Abs . 3 
des Entwurf~ jedoch ei ne Sonderrege lung der Kosten­
tragung vor. W eiterhin ist zu berücksichtigen, daß der 
Vollzug aller BeschaffungspAichten von dem Erlaß der 
jeweils vorgesehenen Rechtsverordnungen abhängig ist. 
Hierdurch wird u. a. vermieden, daß die finanziellen 
Lasten für die Bevölkerung in ihrem gesamten Umfange 
sofort nach Verkündung des Selbstschutzgesetzes an ­
fallen. Im übrigen kann sowohl beim Erlaß der einzel ­
nen Verordnungen als auch bei Festlegung des Zeit­
punkts des Inkrafttretens dieser Vorschriften auf eine 
möglichst gleichmäßige Verteilung der Lasten über 
einen größeren Zeitraum geachtet werden . 

:2. Der PAichtenkatalog des 1. Abschnitte s enthä lt in § 2 die 
allgemeine P f li c h t zum sei b s t s c hut z m ä ß i · 
gen Ver hai te n bei Gefahr von Waffenwirkungen . 

Der wichtigste Anwendungsfall dieser Vorschrift, näm ­
lich das unverzügliche Aufsuchen ein·es Schutzraums, 
eines Kellers oder eines sonst geeign eten Raums, ist in 
§ 5 des Entwurfs ausdrücklich gerege lt worden. Eine 
Aufzählung weiterer EinzelpAichten ist bei der Vielzah l 
von Verhaltensregeln , die jeweil s von den Angriffswaf­
fen und den einze lnen Gefahrensituationen abhängen 
werden, ni cht möglich. Hierfür sind in einem Verteidi­
gungsfall allgemeine Anordnungen und Einzeiweisun ­
gen des örtlichen Luftschutzleiters (vg l. § 12) notwendig . 
Die PAicht zum selbstschutzmäßigen Verhalten endet 
nicht beim Schutz der eigenen Person, sie umfaßt nach 
§ 2 auch den Schutz für die in häuslicher Gemein schaft 
lebenden Familienangehörigen und die sonst anver­
trauten Person en. Darüber hinau s hat der Selbstschutz ­
pAichtig e nach § 3 des Entwurfs im Verteidigungsfall 
unter bestimmten Vorauss etzungen Nachbarschaftshilfe 
zu leisten und unter Umständen einen Eingriff anderer 
selbstschutzpAichtiger Personen in se ine Rechte zu dul ­
den, wenn dies zur Abwendung einer unmittelbar 
drohenden Gefahr unabweisbar ist und wenn diese 
Rechte hierdurch nicht unzumutbar beschränkt werden . 
Dieser Gedanke des Zusammenwirkens der Selbst­
schutzpAichtigen und der gegenseitigen Hilfel eistung 
wird dann in § 3 Abs. 3 mit der Pflicht zur Obernahm e 
besonderer Auf gab e n i m g e m ein s c h a f t . 
I ich e n Sei b s t s c hut z fortgeführt. Mit dieser Be ­
zeichnung soll zum Ausdruck gebracht werden, daß der 
Selbstschutz nicht auf ein Tätigwerden des einzelnen 
für sich selbst und seine Angehörigen beschränkt blei ­
ben kann , sondern daß bestimmte Einrichtungen für 
einen gemeinschaftlichen Selbstschutz unerläßlich sind 
Hierzu zählen u. a. die Aufgaben des Selbsts chutzwar­
tes für die Hausgemeinschaft, die dann später im 2. Ab ­
schnitt näher geregelt werden. Zum gemeinschaftlichen 
Selbstschutz gehört weiterhin der gesamte Betriebs ­
se lbstschutz, der für den einzelnen ebenfal ls eine zu ­
sätzl iche Aufgabe neben der Erfüllung seiner allgeme i­
nen SelbstschutzpAicht darstellt. 

3. Die PAicht zur T e i I nah m e an Aus b i I dun g s -
ver ans tal tun gen ist ebenfalls im Katalog des 
1. Abschnittes enthalten. Die nähere Regelung kann 
dem 4. Abschnitt entnommen werden, der sowohl die 
Ausbildung für den Selbstschutz in Wohnstätten al s 
auch die Au sbildung im Betriebsselbstschutz umfaßt. 
Nach § 31 des Entwurfs sind grundsätzlich alle Selbst­
schutzpA ichtigen im Alter von 16 bis 65 Jahren zur Teil ­
nahme an Ausbildungsveranstaltungen verpAichtet. Be i 
der Festlegung der Ausbildungsdauer, die z. B. bei der 
Grundausbildung 10 Stunden beträgt, ist darauf ge­
achtet worden, die zeit liche Inanspruchnahme des 
SelbstschutzpAichtigen möglichst gering zu halten und 
nur In dem unbedingt notwendigen Umfange zu for­
dern. 

11. Selbstschutz in Wohnstätten 
Der 2. Ab schnitt des Entwurfs (§§ 14- 20) regelt die 0 r -
g a n isa tor i s ehe n G run d sät z e für den Selbst ­
schutz in Wohnstätten. Um einen möglichst reibungslosen 
Obergang von der bisherigen Aufbauarbeit auf freiwilliger 
Grundlage zu einem künftig angestrebten Aufbau des 
Selbstschutzes auf der Grundlage des Gesetzentwurfs zu 
gewährleisten, ist weitgehend an der z. Zt. vorhandenen 
Selbstschutzgliederung festgehalten worden (vgl. Erlaß des 
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Bundesministers des Innern an 'den Bundesluftschutzver­
ba nd vom 22. September 1960 - GMBI. 1960 S. 487). Die 
hierbei vorgenommene Einteilung in Haus, Block und Be­
z irk dürfte zudem den Einsatzerfordernissen am besten 
entsprechen, wie dies nicht nur die Erfahrungen des zweiten 
Weltkrieges, sondern auch die Ergebnisse moderner Ubun­
gen, in denen vom gegenwärtigen Kriegsbild ausgegangen 

wurde, gezeigt haben. 

Die behördlichen Zuständigkeiten für den Aufbau des 
Selbstschutzes in Wahnstätten liegen nach § 14 des Ent­
wurfs bei der G e m ein d e , die sich bei der Durchführung 
ihrer Aufgaben der örtlichen Dienststellen des Bundesluft­
schutzverbandes bedienen soll. Zu diesen Aufgaben rech ­
nen vor allem die Organisation, Leitung, Verwaltung und 
Ausbildung. Für die Einteilung der Gemeinde gelten auch 
nach dem Erlaß des Selbstschutzgesetzes weiterhin die Vor­
schriften des Ersten Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung (l. ZBG) vom 9. Oktober 1957 (BGBI. 
I S. 1696) und der hierzu erlassenen Allgemeinen Verwal­
tungsvorschrift über die Leitung des zivilen Luftschutzes im 
Luftschutzort (AVV-LS-Ort) vom 12. Januar 1961 (BAnz. Nr. 
15 vom 21. 1. 1961). Danach ist je nach der Größe der Ge­
meinde eine Einteilung in LS-Bereiche (bis zu 500000 Ein­
wohnern), LS-Abschnitte (bis zu 100000 Einwohnern ) und 
LS-Teilabschnitte (bis zu 20000 Einwohn ern) vorzunehmen. 
An diese behördliche Glied erung schließt sich der 
Sei b s t s c hut z b e z i r k (rund 5000 Einwohner) an. Der 
Leiter dieses Bezirks, der vom örtlichen Luftschutzleiter be­
stellt wird, ist somit praktisch der Verbindungsmann der 
Selbstschutzkräfte seines Bezirks zu den Stellen der Ge­
meinde. Zu seinen Aufgaben gehört auch der Einsatz des 
in jedem Bezirk zu bildenden Selbstschutzzuges. 

Der Selbstschutzbezirk ist in Selbstschutzblocks (rund 500 
Einwohner) geglieder t. Diese Einteilung endet dann bei 
den Sei b s t sc hut z war t e n , die grundsätzlich für 
jedes bewohnte Gebäude zu bestellen si nd (§ 17). Der 
Selbstschutzwart hat eine besonders verantwortungsvolle 
Aufgabe; er soll die Hausbewohner bei der Durchführung 
von Selbstschutzmaßnahmen beraten und kann sie in einem 
Notfalle auch zur Hilfeleistung einsetzen. Die zuletzt ge­
na nnte Befugni s ist allerdings auf konkrete Gefahren ­
situationen beschränkt, d . h. er kann die Hausbewohner nur 
bei G efahr von Waffenwirkungen für bestimmte Selbst­
schutzaufgaben einteilen und ihnen nur bei Gefahr im Ver­
zuge Einzelweisungen geben . Mit dieser Regelung soll 
sichergestellt werden, daß die notwendigen Hilfs- und Ret­
tungsaktionen gemeinschaftlich von allen Hausbewohnern 
durchgeführt werden, zum anderen soll aber gleichzeitig 
verhindert werden, daß der einzelne mehr als nach den 
Umständen unerläßli ch vom Selbstschutzwart in Anspruch 

genommen wird. 
Der bereits im Zusammenhang mit dem Selbstschutzbezirk 
genannte Sei b t s c hut z zug soll entsprechend der bis­
herigen Planung in jedem Bezirk aufgestellt werden (§ 19). 
Dabei ist vorgesehen, die bereits bewährte Stärke und Aus­
rüstung, wie sie in dem oben zitierten Erlaß vom 22. Sep­
tember 1960 festgelegt wurde, zu übernehmen. 

111. Selbstschutz in Betrieben 
Der Betriebsselbstschutz wird im 3. Abschnitt des Gesetz­
entwurfs geregelt (§§ 21-30) . Be tri e beim Sinne des 
Entwurfs sind alle Arbeitsstätten einschließlich aller Dienst­
stellen in denen mindestens 10 Personen regelmäßig be­
schäfti~t sind. Weiterhin haben Krankenhäu ser, Beherber-

gungsstätten und Schul en sowie sonstige An stolten und Ein­
richtungen, d ie der Unterbr ingung von Personen oder der 
Ausbildung oder Betre uung von Kindern oder Jugendlichen 
dienen, auch bei einer geringeren Beschäftigtenzahl die im 
Entwurf vorgesehenen Betriebsselbstschutzmaßnahmen 
durchzuführen. 

Auf die zur Zeit noch gebräuchliche Unterscheidung zwi­
schen Erweitertem Selbstschutz und Industriel uftschutz ist 
verzichtet worden, da die hierfür notwendige Einteilung 
der Betriebe nicht zuletzt auf Erwägungen des Sachschutzes 
und der Weiterarbeit während eines Verteidigungsfalles 
beruht, die heute nicht mehr als Grundlage des Selbst­
schutzes angesehen werden können . Ausgangspunkt des 
Gesetzentwurfs ist der Sc hut z des Me n s ehe n. Die­
sem Grundgedanken sind auch die Vorschriften über den 
Betriebsselbstschutz untergeordnet worden. Demzufolge 
bestimmt § 30 den Vorrang des Selbstschutzes in Wohnstät­
ten und verpflichtet den Betriebsinhaber, seine Betriebs ­
angehörigen bei Gefahr feindlicher Angriffe in ihre Wohn­
stätten zu entlasse n, wenn dies zum Schutz ihrer Ang ehöri ­
gen oder zur Erfüllung besonderer Aufgaben im gemein­
schaftlichen Selbstschutz in Wohnstätten erforderlich ist. 
Von diesem Grundsatz sind einige Ausnahmen vorgesehen , 
so vor allem für Betriebe, die auch bei unmittelbaren 
Kampfhandlungen we iterarbeiten mü sse n, sowie für Be­
triebe, bei denen eine Entlassung mit Rücksicht auf hilfs­
und pflegebedürftige Personen nicht möglich wäre. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen sind 
demnach zum Schutz für diejenigen Betri ebsangehörigen 
zu treffen , di e sich bei einem feindlichen Angriff noch im 
Betrieb befinden . Die hierfür notwendigen Vorbereitungen 
sind von den Betri ebe n in ei gen e r Ver 0 nt w 0 r­
tun g zu ve ranlasse n. Abgesehen von den nach § 12 in 
ei nem Verteidigungsfall zulässigen Anordnungen des ört­
lichen Luftschutzl eiters ist ein behördliches W eisungsrech t 
nicht vorgesehen. Dem örtlichen Luftsch utzl ei ter ist in § 26 
lediglich die Befugnis eingeräumt worde n, sich über den 
Stand des Betri ebsse lbstschutzes in seiner G eme inde zu in­
formieren und die Behebung von Mängeln zu verlangen . 

Im Bereich des Bet rieb sselbstsch utzes sind vor a ll em fol­
gende Vor b e re i tun gen zu tre ffen: 

1. die Ausbildung der Betri ebsangehör igen im Betriebs­
selbstschutz (§§ 22 und 33 Ab s. 2); 

2. eine über di e §§ 6 und 7 hinausg ehende Besch affung 
und Bereithaltung von Ausrüstungsgegenständen , von 
Arznei- und Verbandmitteln und von Lebe nsmittelvor­
räten (§ 23); 

3. die Aufstellung , Ausrü st ung und Ausbildung von Ein -
heiten (Werkselbstschutz) in größeren Betrieben (§ 24) . 

Ausgenommen von den Bestimm ungen des 3. Ab sch nitts 
sind die bundeseige nen Verk ehrsbetriebe (§ 27), die Deut­
sche Bundespost (§ 28) und die Bundeswehr sowie die Poli ­
zei des Bundes und der Länder (§ 29). Für diese Bereiche 
sind von den jeweils zuständigen Stellen besond ere Rege­
lungen zu treffen. 

IV. Bundesluftschutzverband 
Die in § 31 des 1. ZBG vorgeschriebenen Aufgaben des 
Bundesluftschutzverbandes sind im 5. Abschnitt des Gese tz­

entwurfs (§§ 43-45) neu gefaßt worden, da die gesetzliche 
Regelung des Selbstschutzes eine erweiterte Aufgaben­
steilung zur Folge hat. Im Hinblick auf die umfassende Zu ­
ständigkeit der Gemeinde ist dem Bundesluftschutzver-
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band eine unmittelbare Zuständigkeit nicht eingeräumt 
warden; er hat jedoch bei allen Maßnahmen im Bereich des 
Selbstschutzes in Wohnstätten mitzuwirken. Von diesem 
Verband wird demnach künftig eine Fülle von Aufgaben, 
teilweise auch im Betriebsselbstschutz, zu erledigen sein. 
Dies dürfte u. a. eine Uberprüfung der Zohl und der Beset­
zung seiner Dienststellen erfordern, die gegenwärtig zum 
größten Teil von ehrenamtlichen Mitarbeitern betreut wer­
den. 
Der Entwurf sieht in § 43 vor, daß sich der örtliche Luft­
schutzleiter beim Aufbau des Selbstschutzes in Wohnstätten, 
insbesondere bei der Ausbildung, der zuständigen Dienst­
ste lle des Bundesluftschutzverbandes zu bedienen hat. Der 
Bundesluftschutzverband soll ferne r auch bei der Bestel­
lung der Leiter der Selbstschutzbezirke und der Selbst­
schutzblocks sowie der Führer der Selbstschutzzüge betei­
ligt werden. Die Einzelheiten der Zusammenarbeit zwi­
schen dem örtlichen Luftschutzleiter und dem Bundesluft­
schutzverband sollen in allgemeinen Verwaltungsvorschrif­
ten geregelt werden. Die Mitwirkung des Verbandes bei 
der Ausbildung für den Betriebsselbstschutz ist möglich 
(§ 44), sie wird im Einzelfall von den personellen und finan­
ziellen Möglichkeiten abhängen. 

V. Kosten 

Der Gesetzentwurf geht davon aus, daß die Kosten der 
einzelnen Selbstschutzmaßnahmen grundsätzlich von dem­
jenigen getragen werden, dessen Schutz sie dienen sollen, 
d . h. je nach der Regelung im Einzelfall vom Haushaltsvor­
stand, vom Gebäudeeigentümer, vom Betriebsinhaber usw. 
In bestimmten Fällen, in denen die Kosten das zumutbare 
Maß überschreiten würden oder in denen eine Kostenbe­
teiligung der Selbstschutzpflichtigen technisch nicht reali­
sierbar wäre, ist eine Kostentragung staatlich.er oder kom ­
munaler Stellen vorgesehen , so z. B. bei der Ausrüstung 
der Selbstschutzzüge, bei der Ausbildung für den Selbst­
schutz in Wohnstätten usw. 

1. Beim Sei b s t s c hut z i n Wo h n s t ä t t e n kann 
der Umfang der vom einzelnen aufzubringenden Kosten 
erst nach der Verabschiedung der verschiedenen Rechts­
verordnungen zu den §§ 6 bis 9 ermittelt werden. Nach 
einer groben Schätzung wird voraussichtlich mit einer 
Belastung von etwa 80. - DM pro Kopf der Bevölke­
rung zu rechnen sein. Auf die Sonderregelung für Hilfs-

bedürftige und Minderbemittelte ist bereits hingewiesen 
worden. 

2. Auch beim Be tri e b s sei b s t s c hut z hängt eine 
genaue Kostenschätzung von dem Inhalt der Rechtsver­
ordnungen, insbesondere zu den §§ 23, 24 und 40 ab. In 
der Begründung des Gesetzentwurfs (Seite 17) ist die 
Belastung der Betriebe mit etwa 53.- DM pro Beschäf­
tigten, bei Betrieben mit Werkselbstschutzkräften mit 
zusätzlich 120.- DM pro Beschäftigten angegeben wor­
den. 

3. Vom B und sollen neben der Bereitstellung der Mittel 
für den Bundesluftschutzverband noch die Kosten der 
Ausbildung für den Selbstschutz in Wohnstätten und der 
Ausrüstung der Selbstschutzzüge getragen werden, fer­
ner die Beschaffungskosten für Hilfsbedürftige und Min­
derbemittelte und die Beschädigtenversorgung nach 
den Grundsätzen des Bundesversorgungsgesetzes. 

Bei den Belastungen der öffentlichen Hand sind neben 
den genannten Kosten noch die Personalkosten zu nen ­
nen, die vor allem bei den Gemeinden für die zusätz­
liche Bearbeitung von Selbstschutzangelegenheiten ent­
stehen. 

VI. Die übrigen Abschnitte 

Eine nähere Inhaltsangabe der übrigen Abschnitte des Ge · 
setzentwurfs würde über den Rahmen dieser Darstellung 
hinausgehen. Um einen Uberblick zu ermöglichen, sei be­
merkt, daß der 6. Abschnitt (§§ 46-48) für die beim Selbst­
schutz erlittenen Gesundheitsschädigungen unter bestimm­
ten Voraussetzungen Versorgungsansprüche vorsieht. Im 
7. Abschnitt (§§ 49- 53) ist neben der Kostentragung u. a. 
die Einführung der Bundesauftragsverwaltung, die Aus­
kunftspflicht und eine Vertriebsgenehmigung für bestimmte 
Selbstschutzgegenstände geregelt worden. Der 8. Abschnit i 
(§§ 54- 58) enthält Bestimmungen über Ordnungswidrigkei­
ten und eine Strafvorschrift. Die Schlußbestimmungen (§§ 
59- 67) befassen sich u. a . mit dem Verwaltungsrechtsweg 
und mit der Einschränkung von Grundrechten. 

Abschließend darf bemerkt werden, daß dieser Aufsatz nur 
einen sehr gedrängten Uberblick über den Inhalt des Ge­
setzentwurfs geben kann. Es dürfte sich unter Umständen 
als zweckmäßig erweisen, zu einigen Fragen noch geson­
dert Stellung zu nehmen . 

ALLEN BEZIEHERN, MITARBEITERN VND FREVNDEN 

ÜBERMITTELN WIR VNSERE BESTEN WÜNSCHE 

FÜR EIN 

CjVTES NEVES JAHR 

VERLACi VND SCHRIFTLEITVNCi 
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Das Wichtigste über Selbstschutzmaßnahmen 

Walter Haag, Bad Godesberg 

In einer Erläuterung zu der Denkschrift der Vereinigung 
Deutscher Wissenschaftler e. V. zu Fragen des zivilen Be­
völkerungsschutzes hot Professor Dr. Frhr. von Weizsäcker 
u. a. vorgeschlagen, die Bevölkerung über richtiges und 
falsches Verholten zur Vorbereitung auf den Ernstfall und 
im Ernstfall wahrheitsgemäß und gründlich aufzuklären . 
Wie richtig zumindest dieser Vorschlag und wie dringend 
notwendig diese Aufklärung ist, hot sich wieder erschrek­
kend deutlich bei der Kuba-Krise gezeigt. 

Was soll, was kann nun ober vorbereitend getan werden 
und wie soll mon sich in einem Ernstfall richtig verholten? 

Allgemeine vorbereitende Selbstschutzmaßnahmen 

Die wichtigsten Selbstschutzmaßnahmen sollten sofort in 
Angriff genommen werden. Einiges läßt sich vielleicht in 
Spannungs- und Gefahrenzeiten noch rasch improvisieren. 
Für viele notwendige Maßnahmen wird es dann ober zu 
spät sein! 

Schutzräume 

Schutzräume sind die unerläßliche Voraussetzung für jeden 
Selbstschutz. Sie bieten einen - wenn auch nur relativen -
Schutz gegen die Wirkungen der möglichen Angriffsmittel. 

Schutzstollen - Schutzbunker 

Hochwertige Schutzraumbauten sind: Schutzstollen, Schutz­
bunker und Schutzbauten . Neue Schutzstollen und -bunker 
werden aus vielerlei Gründen vorläufig nicht gebaut wer­
den. Jedoch werden in einigen Städten aus dem vergange­
nen Kriege noch vorhandene und geeignete Bunker wieder 
instandgesetzt und verwendungsfähig gemocht. 

Schutzbauten 

Schutzbauten dagegen können und sollten bei Neubauten 
oder als nachträglicher Ausbau in bestehenden Gebäuden 
errichtet werden. Die vom Bundesministerium für Woh­
nungsbau veröffentlichten Richtlinien für Schutzraumbauten 
vom 20. Dezember 1960 enthalten olle notwendigen An­
gaben für den Bau einschließlich Belüftung und Abschlüsse 
von Luftstoß-Schutzbauten der Typen S", S", S", S, und S, 
sowie von Strahlungs-Schutzbauten. 
L u f t s t 0 ß - S c hut z bau te n schützen gegen: 
Wirkungen von Kernwaffen bis zu einem Höchstüberdruck 
von 1 bis 9 atü (je noch Typ). 
radioaktive Strahlungseinwirkungen , 
Wirkungen von herkömmlichen Explosivwaffen, wenn der 
Schutzbau außerhalb des Sprengtrichters liegt, 
Einsturz- und Trümmerwirkung von Gebäuden , 
Brandwaffen und Brandeinwirkungen, 
biologische Kampfmittel und chemische Kampfstoffe . 
S t roh I u n g s - S c hut z bau te n schützen gegen : 
Fernwirkungen von Kernwaffen bis zu einem Höchstüber­
druck von 0,3 atü , 
radioaktive Rückstandsstrahlung (radioaktiver Nieder­
schlag) , 
Einsturz- und Trümmerwirkung von Gebäuden, 
Brandwaffen und Brandeinwirkungen von kürzerer Dauer, 
biologische Kampfmittel und chemische Kampfstoffe. 

Behelfs-Schutzräume 

Da der Bau derartiger Schutzbauten nur vereinzelt möglich 
sein wird, müssen geeignete Keller als behelfsmäßige 
Schutzräume hergerichtet werden . Soweit diese Keller kei­
nen genügenden Schutz gegen radioaktive Rückstands­
strahlung sowie Einsturz- und Trümmerwirkungen aufwei-

sen, kann ihr Schutzgrad durch Aufschüttungen on der 
Außenseite der Kellerwände, die über Erdgleiche heraus­
ragen sowie durch einfache Baumaßnahmen (Abstützungen 
der Decke und Wände usw.) erhöht werden. Solche be­
helfsmäßige Schutzräume bieten immerhin einen gewissen 
Schutz gegen radioaktive und Hitzestrahlung, gegen Ein­
sturz- und T rümmerwirkungen sowie gegen biolog ische 
Kampfmittel und chemische Kampfstoffe. 

Deckungsgräben - Deckungslöcher 

Stehen selbst solche Kellerräume nicht zur Verfügung, bleibt 
nur noch die Möglichkeit, in Spannungs- und Gefahrenzei­
ten als äußerste Notmaßnahme dort wo freie Flächen, Gär­
ten u. a. vorhanden sind, Deckungsgräben oder Deckungs­
löcher auszulegen . 

Ausstattung von Schutzräumen 

Die Schutzräume müssen so ausgestattet werden, daß In 
ihnen notfalls auch ein längerer Aufenthalt möglich ist. 
Schutzräume sollten enthalten: 

Sitz- und Liegemöglichkeiten, Wolldecken; 
Beleuchtung und Notbeleuchtung; 

Anschlußmöglichkeit für elektrische Geräte (Rundfunk- , 
Koch- und Heizgeräte); 

Rundfunkempfänger - ein netzbetriebenes Rundfunkgerät, 
für dos eine Erdleitung und der Anschluß on eine Außen­
antenne vorzubereiten ist sowie noch Möglichkeit außer­
dem ein Batterieempfänger mit Reservebatterien , der bei 
Luft - und ABC-Alarm mit in den Schutzraum gebracht wer­
den kann; 

Lebensmittel in staubdichter Verpackung oder Behältern; 
Wasser für Trink- und Brauchzwecke in dicht schließenden 
Behältern. Für Trinkzwecke sind etwa 2 Liter Flüssigkeit je 
Person und Tag erforderlich. Dos Trinkwasser kann durch 
Fruchtsäfte und Mineralwasser ergänzt werden; 

Waschmittel und Seife; 

Kochgeräte (elektrische Kochplatte, Esbitkocher) sowie Eß­
geschirr, Trinkbecher, Eßbestecke, Dosen- und Flaschen ­
öffner ; 

Arznei- und Verbandmittel (Schutzraumverbandkasten, 
Kfz.-Verbandkasten , Hausapotheke); 
Geräte zur Selbstbefreiung wie Brechstange, Schaufel, 
Spitzhacke, Handbeil oder Axt, Spaten (Klopphockspaten). 
Handsägen für Holz und Metall, Hammer oder Fäustel , 
Steinmeißel; 

Notabort; 

Kinderspielzeug, Kartenspiele , Lektüre; 

Löschgeräte (Einstellspritze mit Wassereimern , Kübelsprit­
zen, Hondfeuerlöscher, Einreißhaken) und Wasser (zur 
Brandbekämpfung sowie zum Anfeuchten von Kleidern und 
Decken als Schutz gegen strahlende Hitze und Flammen­
einwirkung beim Verlassen des Schutzraumes) - die jedoch 
auch in einem Vorraum oder on anderer geeigneter Stelle 
bere itgestellt werden können. Die insgesamt bereitzustel­
lende Löschwassermenge sollte je qm Dachboden-, Ge­
schoß- und Kellerfläche etwa 1 Liter betrogen; 

Kiste für verstrahlte, vergiftete oder verseuchte Kleidungs­
stücke, die so weit entfernt vom Schutzraum wie möglich 
aufgestellt werden sollte. 
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Vorbeugende Brandschutzmaßnahmen 

Außer der Berei tstellung von Lö schgerätenund Löschwa sse r 
(wo es irge ndw ie möglich ist, sollte e in e ausreichende un­
abhängige Löschwa sse rversorgung durch Entnahmestellen 
an offenen G ewässern, Löschwasserbrunn en, Lö schwasser­
teichen usw. sichergestellt werden) sollten - spätes tens in 
Spannungs- und G efahrenzeiten - alle entbehrlichen Ge­
genstände aus Dachgeschosse n und Höfen entfernt (Ent­
rümpelung) sowie mögliche Feuerbrück en beseitigt werden . 

Maßnahmen in Spannungs- und Gefahrenzeiten 
Hausgemeinschaft und Nachbarschaftshilfe 

Die allgemei nen vorberei tend en Selbstschutzmaßnahmen 
w ird jeder fü r sich und se ine Famili e allein treffen müsse n. 
Bereits hi erbe i, vor a ll em jedoch in Spannung s- und G efah ­
renzei ten w ir'd jedoch eine vers tändnisvoll e Zu sa mmen­
arbe it aller Hausbewohner uner läßlich se in. 

Spätestens in Spannungszeiten sollte sich jeder Hausbe­
wohner über die Lage des Hauptgashahnes und der Ab ­
sperrvorr ichtung für die Was serl eitung unterrichten. 
Zu diesem Ze itpunkt so llte auch eine Absprache mit den 
Bewohnern der benachbarten Häuser über gegenseitige 
Hilfeleistungen erfo lgen. 

Persönliche Ausrüstung 

Als persönli che Aus rüstun g so llten vor allem die Hau sbe­
wohner, die zu einer Hilfelei stung fähig sind, fe ste Kl ei­
dun g mit Kopfbedeckung, derben Schuhen und Hand­
schuhen, Schutzhelm, Schutzmaske und Schutzbrille bereit­
halten. 

Notgepäck 

Zur Mitnahme in den Schutzraum sollte ein Notgepäck 
(Schutzraumkoffer) stä ndig griffbereit gehalten werden . In 
dieses Notgepäck gehören : Geld und W ertsa chen , Fami ­
I ienpa pi ere und sonstig e wichtige Dokumente (Ausweis­
papi ere, Renten- und Pensionsbeschei nigungen , Bank- und 
Sparbücher, Vers icherungspolicen usw.) sowie Bek leidung, 
Wa schzeug und Sachen des persönlichen Bedarfs. 

Sicherheitsmaßnahmen für Heizölvorräte 

Heizö lvorräte in den Kellern erford ern besondere Sicher­
heitsmaßnahmen . 

Verhalten bei Luftangriffen 

Richtiges se lbstsch utzmäßiges Verhalten hat im letzten 
Krieg v ielen Men schen das Leben gerettet. Da s gleiche ist 
für künfti ge Gefahren zu erwarten. 

Verhalten bei Luftalarm 

Die Zeit zwischen Alarm und Angriff kann unter Umstän ­
den sehr kurz se in. Es muß daher ra sch gehandelt werden. 
Sekund en können dabei entscheidend se in! 

In der Wohnung: 
Es ist unverzüglich der Schutzraum, ein Kell er oder ein sonst 
geeigneter Raum oufzusuchen. Zuvor Gashähne, üfen- und 
Herdtüren schließen, elektri sche Geräte und Lampen au s­
schalten, Olöfen abstellen. Notgepäck (Schutzraumkoffer) 
und Rundfunkempfänger (Batteriegerät) mitnehmen. Woh­
nung stür nicht abschließen. 

Am Arbeitsplatz : 
Es ist unverzüglich der Schutzraum, ein Keller oder die 
nächstbeste Deckung aufzusuchen. Laufende Maschinen 
vorher abschalten . 

Im Freien : 
Es ist unverzüglich der nächstgelegene Schutzraum oder 
Keller aufzusuchen . Ist dies nicht möglich, die nächste 
Deckung wie Graben, Erdloch, Mulde oder Senke wählen. 
In der Deckung niederkauern, Gesicht und Hände so gut es 
geht mit Kleidungsstücken schützen und Augen schließen. 

Fahrzeuge halten am Straßenrand . Die Insassen steigen 
schn ell aus, gehen in den näch sten Schutzra um oder Kell er 
oder nehm en Decku ng . 

Verhalten bei ABC-Alarm 

Bei ABC-Alarm dürfte mit län geren Alarmzeiten zu rech­
nen sein . Verha lten wie bei Luftalarm - jed och können die 
notwendigen Maßnahm en vo r Aufsuchen des Schutzraumes 
oder Kellers unter weniger Zeitdruck durchgeführt werden. 
W er trotzd em im Fre ien vom Einsatz von ABC -Kampfmit­
tein (radioaktiver Niedersch lag, biologische Kampfmittel 
und chemi sche Kampfstoffe) überrascht wird oder ihren 
Einsatz vermuten muß, schütze sofort die Atemwege. 
Schutzmaske aufsetzen. Falls keine vorhand en - nicht ti ef 
atmen und feuchtes Tuch oder Mullbinden vor Mund und 
Na se binden. G ege n radioaktiven Niedersch lag und chemi ­
sche Kampfstoffe bieten M än tel, Decken oder Plan en einen 
vorübergehenden Schutz. Nach Möglichkei t die Berüh ru ng 
mit flü ssige n, festen oder halbfesten Kampfstoffen vermei­
den. Je län ger der Aufenthalt im Freien andauert, desto 
größer ist die Gefahr. Daher möglichst schnell einen Schutz­
ra um oder Keller aufsuchen . Sofern jedoch vermutet wer­
den muß, daß e ine Berü hrung mit ABC-Kampfmitteln statt ­
gefunden hat, müssen vor Betreten irg endwelcher Räume 
überkleider und Schuhe abge leg t werden . G es icht, Hände 
und andere freie Körpersteilen sind zu waschen . 

Fenster und Türen eines Schu tzra umes oder Kellers ohn e 
Schutzbelüftung müssen möglichst lange geschlossen b lei­
ben. Erst wenn sich ei n Sauerstoffmangel bemerkbar macht, 
kann ei n Fenster oder eine Tür für kurze Zeit geöffnet wer­
den, wobei kein Durchzug en tstehe n darf. 

Verhalten be i überraschendem Kernwaffeneinsatz 

Ein stark bl endender " Li ch tblitz" ist das ers te Zeichen ei ner 
Kernwaffenexp losion . Dem Lichtblitz folg en sofort Wärme­
stra hlung, radioaktive Strahlung und Druckwel le. Es muß 
bl itzschn ell ge handelt werden I 

In der Wohnung und am Arbei tsp latz: 
Sofort flach auf den Bod en werfe n I Augen schi ießen ! Ge­
sicht, Nacken und Hände schützen ! Decku ng unter ei nem 
festen Tisch , einem Schreibti sch oder einer Werkbank 
suchen I N ä he von Fenstern und Glastüren meiden I 

Im Freien: 
Jede Deckung in unmittelbarer Nähe nutzen! In ein Erd ­
loch, e in e Grube oder e inen Graben springen oder vom 
Li chtblitz abgewendet sich auf den Boden fallen lassen. 
Aug en schließen! Gesicht, Nacken und Hände so gu t es 
geht sch ützen ! 

Im Fahrzeug : 
Fah rze ug sofort anhalten! Sich a uf den Boden des Fahr­
zeuges oder über die Sitze wer fen und durch Zusammen­
krümmen G es icht und Hände schützen! 
Di e unmittelbaren Wirkungen von Kernwaffenexp losio nen 
(Wärmes trahlung, Luftdruck , radioaktive Strahlung) dauern 
nur kurze Zeit an. Daher: Nach etwa 5 Minuten kann die 
Deckung verlassen und ein Schutzraum oder Keller aufge­
sucht werden . 

Verhalten nach einem Angriff 

Schutzräume oder Keller dürfen erst nach Entwarnung oder 
auf besondere Anweisung ver lassen werden . 

Nach einem Kernwaffeneinsatz oder nach ABC-Ala rm so ll ­
ten Lebensmittel, T rink- und Brauchwasser sowie sonstige 
Getränke, die nicht staubdicht verpackt im Schutzraum 
oder Keller aufbewahrt wurden, nur verwendet werden , 
wenn sie nach Prüfung ausdrücklich zum Gebrauch freige ­
geben worden sind. 
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Die Bestimmung und Beschreibung radioaktiver Niederschlagsgebiete 
(fallout-Gebiete) nach nuklearen Bodendetonationen 

(Eine Studie) von Dietrich Stein 

Entsprechend dem heutigen Stand der Wehrtechnik muß 
bei militärischen Auseinandersetzungen der Einsatz von 
nuklearen Waffen als möglich, noch dem Stand der Rü ­
stungen sogar als wahrscheinlich angesehen werden. 
Als Folge von nuklearen Bodendetonationen tritt neben 
den örtlichen Zerstörungen ein ra dioaktiver Niederschlag 
(fallout) auf, der mit dem Winde gehend weite Gebiete 

bedecken kann. 

Aufgabe 

Um das Leben und die Gesundheit der zivilen Bevölke­
rung var Strahlungsschäden zu schützen, ist eine möglichst 
genaue Bestimmung und Beschreibung der Gebiete, die be­
re its vom Niederschlag betraffen sind und in denen er er­
wartet wird, erforderlich. Die Vorherbestimmung muß alle 
Gebiete umfassen, in denen radioaktiver Niederschlag 
auftreten kann und sie muß so rechtzeitig erfo lgen, daß 
zum Schutze der zivilen Bevölkerung alle Strahlenschutz ­
maßnahmen, die möglich sind, ergriffen werden können, 

bevar der Niederschlag einsetzt. 
Die Bes timmung und Beschreibung der radioaktiven Nie­
derschlagsgebiete hat weiterhin die Aufgabe, Störungen 
des öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens weitgehendst 
zu vermeiden. Deswegen muß sie sich auf diejenigen Ge­
biete beschränken, die tatsächlich vom Niederschlag be­
fa llen sind ader voraussichtlich befallen werden, und sie 
muß Angaben über die Verstrahlungsdosen enthalten, um 
d ie Möglichkeit zu geben, lebenswichtige Betriebe, in de­
nen u. U. auch ein gewisser Strahlenschutz vorhanden ist, 
teilweise oder uneingeschränkt weiterzuführen. 
Drittens muß sie Angaben über den Beginn des Nieder­
schlags in den einze lnen Gebietsabschnitten entha lten, um 
unter Beachtung der von der Bevölkerung in Schutzräumen 
empfa ngenen Strahlendosen und der zu erwartenden 
Strahl ennachbelastung nach Verlassen der Schu tzrä ume 
den geringstmöglichen Schutzraumaufenthalt errechnen zu 
können; hierbei ist zu berücksichtigen, daß u. U. zu einem 
späteren Zeitpunkt durch erneute nukleare Bodendetana­
tlonen weitere Strahlenbelastungen aufgenommen werden 

müssen. 
Aus diesen Gründen muß sie mit der größtmöglichen Prä -

zis ion erfo lgen. 

Die erste Vorherbestimmung (Niedersch lagsvorhersage) 

Die erste Varherbestimmung eines zu erwartenden Nieder­
schlagsgebietes sol l unmittelbar nach der Detonation er­
fo lg en und stützt sich lediglich auf varliegende Windmel ­
dungen verschiede ner Höhenschichten. Die aus dem Erd ­
boden in die radioaktive Walke heraufgeführte Materie 
beginnt, nachdem die Wolke sich stabi li siert hat, als kleine 
und kleinste Tei lchen auf den Erdboden zurückzufallen, 
wobei die größeren schwereren Teilchen die Erdoberfläche 
früher erreichen als kleinere und leichtere. Während des 
Herabsinkens werden sie in den verschiedenen Höhen­
schichte n, die sie durchfallen, van den Winden mitgenom­
men und in Windrichtung verfrachtet. Der Weg, den die 
Teilchen in den verschiedenen Höhenschichten zurücklegen, 

hängt von ihrer Verweilzeit in den einzelnen Höhenschich­
ten ab. 

Es ist gebräuchlich, hierbei die Winde der Höhenschichten 
von 5000 zu 5000 Fuß, von 6000 zu 6000 Fuß oder, bei An ­
wendung des metrischen Systems, van 2000 m zu 2000 m 
zugrunde zu legen (Bei der vorliegenden Studie sal l das 
metrische System angewendet werden). 

Obwohl die Teilchen gleicher Größe und Schwere in den 
unteren Schichten infolge der dichteren Luft eine längere 
Verweilzeit haben als in den aberen dünneren, so sind 
doch in jeder Höhenschicht Teilchen vorhanden, die auf­
grund ihrer Größe und Schwere in einer Höhenschicht eine 
Verweilzeit von einer Stunde haben und infolgedessen in 
diesen Höhenschichten mit der vollen Windgeschwindig­
keit (km/ h) in Windrichtung verfrachtet werden. Solche 
Teilchen werden also z. B. aus einer Höhe van 2000 m nach 
einer Stunde die Erdoberfläche in einem Raum erreichen, 
der vom Detanationsort mit der Stundenwindgeschwindig ­
keit entfernt ist. Die schwereren Teilch en aus dieser Höhen­
schicht lagern sich demzufalge früher auf dem Wege dort­
hin ab. 

Der varaussichtliche Weg des radioaktiven Niederschlags 
läßt sich dabei durch ein Windvektordiagramm bestim­
men, bei dem die Winde der verschiedenen Höhenschich­
ten, vom Detonatiansort aus und mit dem Wind der un ­
tersten Schicht beginnend, in Windrichtung und Stärke 
(km 'h) aneinander gereiht werden (1) (Abb. 1). 

Da jedoch innerhalb der erslen Stunde auch schwerere Teil­
chen aus höheren Schichten wieder die Erdoberfläche er­
reichen, werden sie in den Höhenschichten, die sie durch­
fallen, von den Winden in verschiedenen Richtungen ve r­
frachtet; das Niederschlagsgebiet er langt hi erd urch eine 
gewisse Breitenausdehnung . 

Die gleichen Betrachtungen können für die horizontalen 
und vertikalen Verfrachtungen der Tei lchen während der 
zwe iten und den weiteren Stunden angeste llt werden. 

Während für die Ausdehnung windabwärts die Windge­
schwindigkeiten der einzelnen Höhenschichten das Gebi et 
bestimmen, das in den Zeitei ~,;1eiten vom Niederschlag be­
troffen wird, müssen für die Bestimmu ng der möglichen 
Breitenausdehnung die Windrichtungen der verschiedenen 
Höhenschichten herangezogen werden. Wenn man an­
nimmt, daß nach der Stabilisierung der Wolke im Wolken­
stamm und in der Wolke selbst bis zu einer Höhe von 
12000 m Teilchengrößen vorhanden sein können, die auf­
grund ihrer Größe und Schwere aus dieser Höhe die Erd­
oberfläche bereits nach 3 Stunden erreichen, würden sie 
noch in ein Gebiet fallen, das im Windvektordiagramm 
(Abb. 1) durch eine Linie vom Detonationsort (GZ) bis zum 
Ende des 12000-m-Vektors (Punkt A) bestimmt wird. Eine 
zweite Linie vom GZ zum Punkt B schließt zur anderen 
Seite hin den äußersten Vektor ein. Ein Kreisbogen um den 
GZ mit der Größe des Wolkenradius, sofern die Detona­
tionsenergie bekannt ist, oder bei unbekannter Detona ­
tionsenergie von etwa 5 km, begrenzt das G ebiet zur wind­
abgelegenen Seite; parallele Tangenten an den Kreis zu 
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den Linien GZ-A und GZ-B begrenzen die Breitenausdeh­
nung noch bei den Seiten (Abb . 2) . Kreisbögen mit den 
Windgeschwindigkeiten der unteren 2 oder 3 Höhenschich­
ten als Entfernung von GZ bestimmen die Räume 

GZ-Kreis - A' - B' - GZ-Kreis, in denen bis zum Ende der 
ersten, 

GZ-Kreis - A" - B" - GZ-Kreis, in denen bis zum Ende der 
zweiten und 

GZ-Kreis - A' " - B'" - GZ-Kreis, in denen bis zum Ende der 
dritten 

Stunde der radioaktive Niederschlag erwartet werden kann. 
Es sind verschiedene Verfahren für die Vorherbestimmung 
der Niederschlagsgebiete entwickelt worden, die olle, wie 
auch dos beschriebene, den Nachteil hoben, ungenau zu 
sein (1) . Dieses Verfahren hot jedoch den Vorteil, daß es 
schnell und leicht anzuwenden ist und mit größter Wahr­
scheinlichkeit olle Gebiete umfaßt, in denen während der 
ersten 2 oder 3 Stunden radioaktiver Niederschlag auftre­
ten kann. Niederschlagsgebiete led iglich aufgrund von 
Höhenschichtwinden vorherzubestimmen, die für Zeiträume 
von mehr als 3 Stunden noch der Detonation Gültigkeit ho­
ben sollen, ist nicht erforderlich, weil innerhalb von 1 bis 
2 Stunden durch · die ABC-Meßstelien des überörtlichen 
Luftschutzhilfsdienstes (2) Meßwerte radioaktiver Verstrah ­
lung verfügbar sein werden, die eine genaue Beschreibung 
und Vorherbestimmung der Niederschlagsgebiete ermög ­
lichen . Um die erste Vorherbestimmung eines Nieder­
schlagsgebietes der zivilen Bevölkerung nutzbar zu ma ­
chen, müssen die Grenzen des Gebietes auf geografische 
Orte bezogen werden. In den meisten Fällen werden die 
noch Abb . 2 konstruierten Linien sich nicht genau mit be­
kannten geografischen Orten decken. Ein Hinweis auf die 
starken Verstrahlungsdosen, die innerhalb der ersten Stun­
de mehrere tausend Röntgen betrogen können, ist notwen­

dig. 

Für die vorliegende Studie sei eine Detonation (GZ) bei 
dem Ort Alt-Limmritz, etwa 30 km südwestlich Landsberg/ 

18000 

1b 

Abb.2 G.bi()t für Erst. Vorhers,.:Jg .. 

Maßstab 1 ; 2000000 

Warthe angenommen . Dos Vorh ersagegebiet wird dann 
allgemein verständlich beschrieben. (Abb. 3) . 

Die genaue Beschreibung und die ständigen Vorherbe­
stimmungen 

Die Vorherbestimmung von radioaktiven Niederschlagsge­
bieten noch der oben beschriebenen Methode kann nur al s 
eine provisorische Sofortlösung angesehen werden, die nur 
für die ersten Stunden Gültigke it hoben kann. 

Die Meßergebnisse der stationären ABC-Meßstelien des 
überörtlichen Luftschutzhilfsdienstes ermöglichen: 

0) die genaue Feststellung des Niederschlagsbeginns , 

b) eine genaue Bestimmung und Beschreibung des radio­
aktiven Niederschlagsgebietes und der Verstrahlungs­
dosen, 

Abb . 3, Besdlrelbung des Vo rhersagegebietes für 3 Stunden MI , 200COO 
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c) eine ständige Kontrolle der Zugrichtung der radioak ­
tiven Wolke und somit 

d) genaue Vorherbestimmungen und Anderungen für die 
Gebiete, in denen in der nächsten, ziemlich genau zu 
bestimmenden Zeit der Niederschlag erwartet werden 
kann . 

Es können auch genaue Angaben über die bestehenden 
und die zu erwartenden Verstrahlungsdosen gemacht wer­
den . 

Sobald die stationären ABC-Meßstellen den Beginn eines 
radioaktiven Niederschlags feststellen, wird eine Kontrolle 
der Zugrichtung der Wolke ermöglicht. Solange die Wolke 
über ein Gebiet hinwegzieht, d . h. ein radioaktiver Nieder­
schlag stattfindet, beobachten die ABC-Meßstellen ein Zu ­
nehmen der gemessenen Verstrahlungsdosen. An einer 
starken Zunahme bei einzelnen ABC-Meßstellen ist der 
Kern der Wolke erkennbar; an der Peripherie der Wolke 
nehmen die Verstrahlungsdosen weniger stark zu und die 
Gesamtverstrahlung bleibt geringer. Das Abklingen des 
Niederschlags wird dadurch angekündigt, daß die gemes­
sene Intensität bei einzelnen ABC-Meßstellen kurzzeitig 
unverändert bleibt. Während dieses Zeitraumes ist der 
natürliche Zerfall des bereits vorher niedergeschlagenen 
Staubes ebenso groß wie die Intensität des zur Zeit noch 
abregnenden . 

Aus den fortlaufenden Beobachtungen der Verstrahlungs ­
dosen können daher 

a) der jeweilige Umfang, 
b) der Kern und 
c) die Zugrichtung der Wolke 

bestimmt werden. 

Nach Beendigung des Niederschlag s nehmen die Verstrah­
lungsdosen bei den ABC-Meßstellen entsprechend dem na­
türlich en Zerfall ab ; das Niederschlagsgebiet ist damit für 
diesen Teil abgeschlossen. 

Die gemessenen Verstrahlungsdosen werden in die Ver­
strahlungskarte bei den dazugehörigen ABC-Meßstellen ') 
(Abb. 4) eingetragen und, solange die Verstrahlungsdosen 
zunehmen, zweckmäßigerweise mit einem nach oben wei­
senden Pfeil unter dem Kreis der ABC-Meßstelle gekenn­
zeichnet. 

Sobald die Verstrahlungsdos en nach einer kurzen Zeit 
konstanter M essungen absinken, sind die Meßwerte auf die 
Bezugszeit H + 1" ) umzuwerten und endgültig mit einem 
nach unten w eisenden Pfeil bei den dazugehörigen ABC­
Meßstellen in die Verstrahlungskarte eingetragen. 

Die Orte gleicher Verstrahlungsdosen, auf die Bezugszeit 
berichtigt, werden durch Linien, den Isodosen- oder Kon­
turlinien, miteinander verbunden , so daß die Linien für 
3000 r/ h (bei Detonationen größerer Kaliber), 1000 r / h, 300 
r / h, 100 r / h, 30 r/ h, 10 r / h, 3 r / h und 1 r/ h die Gebiete mit 
den jeweils höheren Verstrahlungsdosen umschließen . In 
den Gebieten noch zunehmender Verstrahlung können diese 
Linien in Ausdehnungsrichtung des Niederschlagsgebietes 
noch nicht geschlossen werden . 

Das an sich dichte Netz der ABC-Meßstellen ist nach zu 
w eitmaschig, wenn in der Nähe des Detonationsortes, wo 
die Masse des Staubes noch nicht vom Wind verteilt ist, die 
Verstrahlung sdosen innerhalb weniger Kilometer von null 
Röntgen bis u. U. über 3000 r/ h ansteigen können und über 
die gleiche Entfernung wieder auf null abfallen . Au s d ie-
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sem Gebiet werden daher nur zufällig Messungen orts­
fester ABC-Meßstelien möglich sein . 

Die Isodosen- oder Konturlinien für 1000 r / h, evtl. auch 300 
r / h und 100 r / h werden infolgedessen mehr aus der Kennt­
nis der Entstehung und Entwicklung radioaktiver Nieder­
schlagsgebiete und unter Berücksichtigung der tatsäch­
lichen, vor allem der boden nahen Winde konstruiert wer­
d~n müssen als aufgrund vorliegender Dosismessungen. 
Fur die Konstruktion dieser Linien können Rechenschei ­
ben"') eine wertvolle Hilfe sein , aus denen die Erfahrungs­
und Annäherungswerte für die Ausdehnung windabwärts 
und quer zum Winde für die gebräuchlichen Isodosen- oder 
Konturlinien bei verschiedenen Windstärken entnommen 
werden können. 

Nachdem durch die Isodasen- oder Konturlinien ein Ge­
biet oder Teilgebiet beschrieben und das Gebiet des au­
genblicklichen Niederschlags (Abb. 4) bekannt ist, kann die 

') Die Meßstelle n s in d fo rtla ufend numeriert ; de r bessere n Obersi cht­
IlChke lt wegen sind d ie Numm e rn be i d e n Meß s tel le n in d e r Abb . 4 und 
5 fortge la sse n. 

•• ~ H = Ze it (Stunde und Minute n) d e r De to nation · H + 1 is t di e Zei t 
.e lne Stunde no ch d er De tona t ion ·. S inn gemäß H -i- 2 usw. 
.. , } .Com mand e rs Fall o ut Pred icatar, Firma Nes tl er. 
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Beschreibung auch nach geografischen Bezugsorten mit 
Angaben der Verstrahlungsdosen erfolgen (Abb. 5). 
Die vorherzubestimmenden Niederschlagsgebiete sind aus 
der Zug richtung der Wolke erkenntlich. 
Aus der Zeit des Eintreffens des ersten Niederschlags und 
der Intensität der Verstrahlung können die Schutzraum­
Aufenthaltszeiten unter Berücksichtigung des Schutzraum­
faktors errechnet werden (3) . Für die Auswertung der stark­
und stärkstverstrahlten Gebiete und für die Berechnung 
evtl. notwendiger Evakuierungen wird im allgemeinen diese 
Beschreibung nicht ausreichen. Die Anzahl der aus diesem 
Gebiet vorliegenden Meßwerte ist zu gering und die Be­
schreibung daher nicht genau genug . 

Zu einem Zeitpunkt, zu dem der natürliche Zerfall eine 
Annäherung oder ein Eindringen in diese Gebiete gestattet, 
können motorisierte ABC-Meßtrupps des Luftschutzhilfs ­
dienstes die fehlenden Messungen nachholen, die auf die 
Bezugszeit umgewertet werden und die Bestimmung und 
Beschreibung insbesondere dieser Gebiete vervollständi­
gen. 
Während für die Bestimmung und Beschreibung der Nie­
derschlagsgebiete im allgemeinen ein Kartenmaßstab von 
1 : 250000 ausreicht, wird in den Gebieten der starken und 
stärksten Verstrahlung in Verbindung mit den erforderli­
chen späteren Messungen motorisierter ABC-Meßtrupps 
eine Beschreibung anhand eines Kortenmaßstabes 1 

A bb . 5, Au sd e hnun g und Beschre ibun g e ines radioaktive n Ni ed e rschlagsge bi e ts zur Ze it H + 3 
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100000 zweckmäßig sein. Die genaueren Karteneinzeich­
nungen dieses Maßstabes gestatten daher auch genauere 
Beschreibungen des verstrahlten Teilgebietes durch die Isa­
dosen- oder Konturlinien . Eine genauere Berechnung der 
Schutzroumaufenthalte wird dadurch ermöglicht. 

Zusammenfassung 

Eine sofortige Bestimmung radiooktiver Niederschlagsge­
biete nach nuklearen Badendetonationen ist nur aus der 
Kenntnis der Verhaltensweise des radioaktiven Staubes in 
der freien Atmosphäre möglich . Die Windrichtungen und 
-stärken der Höhenschichten sind die Grundlage für die 
erste Vorherbestimmung der Gebiete, die innerhalb der 
ersten 2 ader 3 Stunden vom radioaktiven Niederschlag 
betroffen werden. 

Sobald die ersten ortsfesten ABC-Meßstelien radioaktive 
Verstrahlungsdosen feststellen, gelangt die Zugrichtung 
der Wolke unter Kontrolle; es können Vorherbestimmun­
gen getroffen werden und nach Beendigung des Nieder-

WirtschaR und Verteidigung 
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schlags wird dos vom Niederschlag betroffene Gebiet 
durch die Isodosen- oder Konturlinien beschrieben . Die je­
weiligen Verstrahlungsdosen werden auf die Bezugszeit 
(H + 1) umgewertet. In Verbindung mit einer Karte läßt 
sich das Gebiet geografisch beschreiben. Präzise Angaben 
über die Intensität der radioaktiven Verstrahlung können 
gemocht werden. Im Gebiet der starken und stärksten Ver­
strahlung werden die Messungen der ortsfesten ABC-Meß­
stellen durch zusätzliche Meßergebnisse motorisierter ABC­
Meßtrupps vermehrt. Aus den verschiedenen Anfangszeiten 
der Verstrahlung und den Verstrahlungsdosen können die 
verschiedenen Zeiten des Mindest-Schutzraum-Aufenthal_ 
tes errechnet werden. 

Literatur 
(1) The Effects of Nuclear Weapans, Kap itel IX, Abs. 9. 133 ff. 
(2) ORR Kirchn e r: Die Meßstelien des luftschutzhilfsdienstes Zivile, 

Bevölkerungsschutz Nr. 8/61 . ' 

(3) A. Rudlaff: Strahlenschutzprobleme im fallout-Gebiet eine r Atom­
explosion . Zivil schutz 9/61 . 

(Aufgaben der Industrie- und Handelskammern) 

Von Dipl.-Volkswirt K. Schulze Henne 

Die Schutzbereitschaft im gesamten zivilen Bereich, d. h. 
also auch für die gewerbliche Wirtschaft, herzustellen, ist 
die ein e Aufgabe der zivilen Verteidigung. Die Verpflich­
tung, hieran mitzuarbeiten, ergibt sich für die Industrie­
und Handelskammern (IHKn) aus der Bestimmung des § 1 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der In­
dustrie- und Handelskammern vom 18. Dezember 1956, die 
die Förderung der gewerblichen Wirtschaft zu einer ihrer 
vornehmlichen Aufgaben macht. In unserer gespannten 
politischen Situation gehören dazu der Schutz und die 
Sicherheit der kammerzugehörigen Gesamtwirtschaft. Aus 
dieser Verantwortung heraus haben sich die Kammern be­
reits in einem frühen Stadium mit den Fragen der Landes ­
verteidigung befaßt. Sie taten dies aus der nüchternen Er­
kenntnis daß ein blühendes Staats- und Wirtschaftsleben 
auch de~ Schutzes und der Sicherheit nach außen notwen­
dig bedürfe. 

Auf Beschluß des Vorstandes des Deutschen Industrie- und 
Handelstages (DIHT), der Spitzenorganisation der 81 Indu­
strie- und Handelskammern, wurde Anfang 1956 der Ar­
beitskreis für verteidigungswirtschaftliche Fragen gebildet. 
Er setzt sich aus 40 Mitgliedern zusammen, die als Unter­
nehmer ehrenamtlich oder als Geschäftsführer hauptamtlich 
in den Industrie- und Handelskammern tätig sind. Zunächst 
befaßte sich der Arbeitskreis mit den vielfältigen Fragen 
des Beschaffungswesens, die sich im Zusammenhang mit 
der Bundeswehr als öffentlichem Auftraggeber ergeben, 
ferner mit den Rückwirkungen, die der Personalbedarf der 
Bundeswehr auf den Arbeitsmarkt hat sowie mit den vielen 
Möglichkeiten der beruflichen Aus- und Weiterbildung bei 
der Bundeswehr. Ein Abkommen regelt die Zulassung von 
Soldaten zur Facharbeiter- und Meisterprüfung vor den 
Industrie- und Handelskammern. Bald aber rückten Pro­
bleme der Sicherheit und des Schutzes der Betriebe und der 
Wirtschaft im Krisenfall in den Vordergrund. 

Diese Arbeit wurde erschwert durch verständliche psycho­
logische Hemmungen, sowohl der Bevölkerung im allge­
meinen als auch der Betriebe, sich mit diesen Fragen zu 
befassen und an Lösungen mitzuarbeiten. Der DIHT hat 

daher wiederholt eine umfassende und kontinuierliche Auf­
klärung der Bevölkerung durch die Bundesregierung über 
~ie drohenden Gefahren und durchaus vorhandenen Mög­
Itchketten etnes Schutzes als Voraussetzung dafür gefor­
dert, ?,aß Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung mit 
Verstandnls aufgenommen und durchgeführt werden . Zu 
der Aufklärung der Unternehmen hot er selbst beigetragen. 
So haben die Industrie- und Handelskammern in ihren 
Mitteilungen vom DIHT zur Verfügung gestellte Beiträge 
über Fragen der zivilen Verteidigung aufgenommen und 
damit den Betrieben nahegebracht. Ein sehr wesentlicher 
Fortschritt war, daß die Vollversammlung des DIHT am 
3. März 1961 in Bad Godesberg nach einem Referat des 
Vorsitzenden des Arbeitskre ises für verteidigungswirtschaft­
liche Fragen über "Aufgaben auf verteidigungswirtschaft_ 
lichem Gebiet" die bisherigen Arbeiten auf diesem Gebiet 
sanktionierte und die Mitarbeit der Kammern am Aufbau 
e~ner zivilen Verteidigung im Rahmen des Kammergesetzes 
billigte. Das Referat wurde durch Obernahme in das Heft 73 
der Schriftenreihe des DIHT dlir Offentlichkeit zugänglich 
gemocht und hot in zivilen und militärischen Fachkreisen 
lebhafte Zustimmung gefunden . 

In seinen Ausführungen entwickelte der Voristzende des 
Arbeitskreises unter Hinweis darauf, daß die bisherigen 
Maßnahmen unzureichend seien, die wichtigsten Aufgaben 
für einen wirtschaftlichen Planungsstab : 

1. Bau von Schutzräumen und dessen Förderung durch 
steuerliche und andere finanzielle Vergünstigungen, 

2. Bevorratung mit Lebensmitteln, 

3. Bevorratung der Unternehmen mit Rohstoffen und Halb­
fabrikaten, 

4. Sicherung des Transports und Abstimmung der Auf­
gaben der Verkehrsträger, 

5. Sicherung der Fernmeldeeinrichtungen, 

6. Sicherung des Geldwertes und des Zahlungsverkehrs im 
Krisenfall, 

7. Aufstellung mobiler technischer Instandsetzungseinhei _ 
ten zur Aufrechterhaltung der Wasser-, Gas- und Elek-
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trizitätsversorgung und der Abwosserbeseitigung durch 
dos Technische Hilfswerk, 

8. Aufstellung von Werkluftschutzdiensten, 

9. Gesomtplonung, in die sich die einze lnen Moßnohmen 
sinnvoll einordnen. Die Grundkonzeption der zivilen 
Verteidigung sollte entholten: 

0) Einordnung der zivilen Verteidigung in die Londes­
verteidigung, 

b) Grundzüge der einzelnen Moßnohmen, 

c) Abgrenzung der Kompetenzen innerholb der Bun­
desressorts und zwischen Bund, Ländern und Ge­
meinden . 

Mitwirkung der Industrie- und Handelskammern 

Einige gesetzliche Grundlogen für den Aufbou einer zivilen 
Verteidigung gibt es ouch heute schon, wie dos Er s t e 
Ge set z übe r Mo ß n 0 hm e n zum Sc hut z der 
Z i v i I b e v ö I k e run g vom 9. 0 k tob e r 1 95 7 
(1. Z G B), dos Weh r p f I ich t g e set z i n der F 0 s -
s u n g vom 25. Mo i 1 962 mit den Bestimmungen des 
§ 13 über Unobkömmlichstellung und des § 13 a über den 
Zivilen Bevölkerungsschutz sowie das B und e sie i -
s tun g s g e set z i n der Fa s s u n g vom 27. Se p -
te m be r 1 961. Die beiden letzten Gesetze wurden in der 
vorangegangenen Legislaturperiode des Bundestages er­
gänzt und neu gefoßt. In beiden befinden sich Bestimmun­
gen, die die Mitwirkung von sachverständigen Stellen der 
Wirtschoft vorschreiben, wenn Belange der Wirtschaft be­
rührt werden. Es geht auf die Initiotive des DIHT zurück, 
daß auch in dem Bundesleistungsgesetz eine solche Be­
stimmung aufgenommen wurde. 

Das Weh r p f I ich t ge set z enthielt bereits in seiner 
alten Fassung im § 13, der die Unabkömmlichstellung regelt, 
eine derartige Bestimmung. So schreibt der Absatz 2 des 
§ 13 vor, doß von den vorschlagsberechtigten Stellen sach­
verständige Stellen der öffentlichen Verwoltung und Wirt­
schaft zu hören sind . Noch der hierzu erlassenen Rechts­
verordnung vom 24. 7. 1962 hoben die für Uk-Stellungsvor­
schläge für Angehörige ous Betrieben der gewerblichen 
Wirtschaft zuständigen Stellen von den Industrie- und 
Handelskammern bzw. Handwerkskammern gutachtliche 
Stellungnahmen einzuholen. Damit hat ein seit 1956 form­
los geübtes und alle beteiligten Stellen befriedigendes 
Verfahren seine endgültige rechtliche Grundlage erhalten. 
Wichtig hierbei ist, daß ein Wehrpflichtiger nur im öffent­
lichen Interesse uk-gestellt werden kann, und daß damit 
von den Industrie- und Handelskammern in ihrer Eigen­
schaft als öffentlich-rechtliche Selbstverwaltungsorgane der 
Wirtschaft erwartet wird, daß sie in ihren Erwägungen auch 
das öffentliche Interesse berücksichtigen. In praxi werden 
von allen beteiligten Stellen die im Entwurf vorliegenden 
"Allgemeinen Verwaltungsvorschriften über die Grund­
sätze, die dem Ausgleich des personellen Kräftebedarfs 
zugrunde zu legen' sind" beachtet. Sie sind von der Bundes­
regierung gemäß § 13 des Wehrpflichtgesetzes zu erlassen, 
der Bundesrat hat ihnen noch nicht endgültig zugestimmt. 

Im B und e sie ist u n g s g es e tz vom 27. Se p t e m -
be r 1961 ist eine ähnlich lautende Bestimmung im § 3 
Ab s. 3 eingefügt. Sie besagt, daß sachverständige Stellen 
der gewerblichen Wirtschaft an dem Verfahren der Ertei­
lung von Leistungsbescheiden zu beteiligen sind, wenn 
wirtschaftliche Unternehmen leistungspflichtig werden. 
Nach dem Entwurf der Re c h t s ver 0 r d nun g, dem 
der Bundesrat am 9. November 1962 zugestimmt hat, sind 
diese sachverständigen Stellen der gewerblichen Wirtschaft 
die Industrie- und Handelskammern und die Handwerks­
kammern . Sie beraten die Anforderungsbehörden bei der 
Vorbereitung und Durchführung von Anforderungen . Hier­
bei können sie sich vor allem über die Leistungsfähigkeit 
eines Unternehmens oder einzelner Gewerbezweige gut-

achtlich äußern und Vorschläge unterbreiten . Ferner kön­
nen sie von den Anforderungsbehörden um gutachtliche 
Außerungen darüber ersucht werden, ob im Einzelfall durch 
eine Anforderung 

a) die Leistungsfähigkeit des Unternehmens überfordert 
oder die Erfüllung der in Krisenzeiten oder im Vertei­
digungsfall notwendigen Leistungen wesentlich beein­
trächtigt wird; 

b) die Versorgung der Bevölkerung oder der Streitkräfte 
mit Gütern und Leistungen oder die notwendige Lager­
haltung und Bevorratung gefährdet werden. 

Der umfangreiche Katalog von möglichen Leistungen nach 
dem Bundesleistungsgesetz und die Zulassung von Behör­
den der Bundeswehrverwaltung, als Anforderungsbehör­
den sowie die Möglichkeit der Ausstellung von Bereitstel­
lungsbescheiden in Friedenszeiten lassen die Bedeutung 
der Einschaltung von sachverständigen Stellen der Wirt­
schaft erkennen. 

Di e Industrie- und Handelskammern haben aber noch wei­
tere Aufgaben im Rahmen der Verwirklichung einer Schutz­
bereitschaft. Sie wirken mit bei der Aus w a h I der 
Betriebe zum Anschluß an den Luftschutz­
war n die n s t. Es sind im wesent lichen die lebens- und 
verteidigungswichtigen Betriebe. Hier ist erfreulicherweise 
festzustellen, daß die Betriebe es nicht erst auf eine Ver­
pflichtung ankommen lassen, sondern sich freiwillig hierzu 
bereiterklären. 

Ferner sind die Industrie- Lind Handelskammern beteiligt 
an der Aus w a h I der 0 b i e k t e, die im Interesse 
der Verteidigung ein e n be s 0 n der e n Pol i z e i -
schutz erhalten sollen . 

Amtshilfe sollen die Industrie- und Handelskammern lei­
sten bei der Auf s tel I u n gun d Aus wer tun g der 
L u f t s c hut z 0 r t s b e sc h re i b u n g durch den ört­
lichen Luftschutzleiter. Diese Luftschutzortsbeschreibung 
liefert dem örtlichen Luftschutzleiter die Planungsunter­
lagen für die Aufstellung und den eventue ll notwendigen 
Einsatz aller Luftschutzkräfte des Ortes und für andere 
Hilfs- und Schutzmaßnahmen. Der Beitrag der Industrie­
und Handelskammern besteht in Angaben über die ge­
werbliche Struktur des Luftschutzortes. 

In allen diesen Fällen sind die Industrie- und Handelskam­
mern nur beratend tätig. Sie haben keine Hoheitsaufgaben, 
noch irgendwelche exekutiven Funktionen . Ihre Mitwirkung 
ergibt sich allein aus den ihnen im vorläufigen Kammer­
gesetz übertragenen Aufgaben. 

Während also die Industrie- und Handelskammern auf­
grund ihrer betriebsnahen Arbeitsweise und der dadurch 
erlangten Sachkunde wesentlich dazu beitragen, die not­
wendigen Maßnahmen der Zivilen Notstandsplanung so 
durchzuführen, daß die Unternehmen in der Wahrnehmung 
ihrer eigentlichen Aufgaben, die soziale Marktwirtschaft 
funktionsfähig zu erhalten und unser wirtschaftliches Poten­
tial zu stärken, nicht behindert werden, obliegt es dem 
DI HT, bei der Gestaltung der künftigen Gesetze darauf zu 
achten, daß die sich daraus ergebenden unvermeidbaren 
Belastungen für die gewerbliche Wirtschaft das tragbare 
und zumutbare Maß nicht überschreiten. 

Die Besorgnis, daß die zivile Vorsorge in der Bundesrepu­
blik mit den militärischen Verteidigungsanstrengungen 
nicht annähernd Schritt gehalten hat, war Anlaß dafür, 
daß sich die Vollversammlung des DIHT am 13. April 1962 
in Bremen erneut mit den Problemen der zivilen Verteidi­
gung befaßte. Die dort zu diesen lebenswichtigen Fragen 
gemachten Au sfü hrungen von dem Präsidenten des Deut­
schen Industrie- und Handelstages, Alwin Münchmeyer, 
vom Bundesmini ster des Innern, Hermann Höcherl - Zivile 
Verteidigung als Aufgabe der Wirtschaft - und Dr. Hans 
Bielfeldt, Hauptgeschäftsführer der Handelskammer Ham-



burg - Ham burger Erfahrungen a'us der Flutkatastrophe -
sind in Heft 79 der Schriftenrei he des DIHT unter dem Titel 
" Notstandsvorsorg e als Aufgabe der Wirtschaft " veröf­
fentlicht und damit weiten Kreisen zugängl ich gemacht 
word en. 
Auf einer Presseko nfere nz Ende Juni 1962 w urde n die ersten 
druckfertigen Au sgabe n der Presse übergeben. Da s an­
schli eßende Gespräch konzentrierte sich auf die beiden 
wohl schw ier igsten Problem e der zivilen Verteidigung, den 
Schutzraumbau und die Bevorratung für die Fortfüh rung 
der Produktion zu r Versorgu ng der zivilen Bevö lkerung 
und der Streitkräfte. Bei der A bhä ngigkeit der Bundesrepu ­
blik von Zufuhren aus Ubersee, und bei der Empfindlich ­
keit der Tran sportwege wendet der DIHT der Versorg ung 
der Betriebe mit Roh stoffen und Halbfabrikaten im Vertei­
digungsfall sein besonderes Augenmerk zu. 

Noislandsgeselze 
Di e Erklärung der Bundesregie rung vor dem Bundestag 
am 29. November 1961 umreißt in etwa den Umfang einer 
G esetzgeb ung für den Aufbau ei ner zivi len Verte idigung . 
Di e für die angekündigten M aßnahmen a usgearbe iteten 
G esetzentwürfe sind am 31. Oktober 1962 vom Bundes­
kabinett und am 29. November 1962 in er5ter Lesu ng vom 
Bundesrat verabschiedet worden: 

Gesetz zur Ergänzung des Grundg ese tzes (Notstands­
verfassu ng), 
Gesetz über bauliche M aßnahmen zum Schutz der Zivil ­
bevö lkerung (Schutzbougesetz), 
Gesetz über den Se lbstschu tz der Bevölkerung (Selbst­
schutzgesetz), 
G ese tz zur Regelung des Aufenthalts der Zivilbevölke­
rung im Verteidigungsfall (Aufenthaltsregelungsgesetz), 
Gesetz über die Sicherstellung von Leistungen auf dem 
Gebiet der gewerbl ichen Wirtschaft sowie des Geld­
und Kapi ta Iverkeh rs (Wi rtschaftss icherstel l ungsg ese tz), 
Gesetz zur Sicher'stellung der Versorgung mit Erzeug ­
nissen der Ernährungs- und Landwirtschaft sowie der 
Forst- und Ho lzwirtschaft (Ernährungssich erstellungs­
gesetz), 
Gesetz zur Sicherstellung des Verkehrs (Ve rk ehrssicher­
stell ung sgesetz), 

Hinzu kommt noch das Gesetz über den Zivildienst im Ver'­
teidig un gsfa ll (Ziv ildi enstgesetz), dessen Entwurf schon 
dem Bundestag zuge leitet worden ist. 
Diese Notstand sgesetze werden die Bundesregierung, die 
einze lnen Bundesminister, die Länderregierungen und not­
fa ll s auch die oberen und unteren Behörden der inner'en 
Verwaltung ermächtigen, dringend notwendige Maßnah­
men zur Aufrechterhalt ung der innerstaatlichen Ordnung, 
zum Schutz der Zivilbevö lkerung und zur Sicherstellung 
der Verteidigungsbereitschaft zu treffen. Sie umfassen den 
Schutz der Bevölkerung in den Wohnungen und Betrieben, 
sie sollen es ermöglichen, den Ablauf der gewerb lichen 
Wir tschaft, einsch ließ li ch der Versorgung mit Wasser, Gas, 
Elektrizität und der Abwasse rbeseitigung sowie des Geld­
und Kapitolverkehrs und gleichfalls den Ablauf der Ernäh­
run gswirtschaft und des Verkehrs den jeweils gegebenen 
Umständen im Verteidigungsfall anzupassen. Di e gesetz­
lichen Grundlag en allein genügen nicht, um die Schutz­
und Verteidigungsbereitschaft im Spannungs- oder Vertei­
digungsfa ll herzustel len. Um dieses Ziel zu erre ichen, müs­
sen die Maßn ahme n im Frieden teils organisatorisch vor­
bereite t, teils durchgeführt se in , wie der Bau von Schutz­
räumen, die Aufstellung von Selbs tschutzd iensten, die Ein­
lagerung von Vor rä ten, die Ergänzu ng von Einr ichtungen 
des Fernme lde- und Verkehrswesens und weitere techni sche 
Vorkehrungen mannigfacher Art. Di e Maßnahmen können 
daher nicht ohne Einfluß auf di e Lebe nswe ise eines jeden 
Staatsbürgers, insbesondere auf dos wi rtschaftliche Ge­
schehen, bleiben. 
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M agirus-Tragkraftspritzen 

für Stadt- und Landgemeinden 

für die Berufsfeuerwehr 

Bereits zur Au sste llung "Der Rote Hahn" im Juni 1961 
in Köln wurde die 5000. Magirus-Tragkraftspritze TS 8/8 
mit VW-Motor und Einhebel-Bedienung gezeigt. 
Bei der Magirus TS 8/8 handelt es sich um ei n Spitzen­
erzeug nis im Bau von tragbaren Spritzen: 

Gro ßes Saugverm ögen, ausgereifte KL nstruktion mit einfacher 
Bed ienung und unbedi ngter Betriebssicherheit. 

Andere Bauarten mit geringerer und höherer Leistung 
zählen ebenfalls zum Lieferprogramm. 

Klöckner-Humboldt-Deutz AG 

Werk Ulm 
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Die überlegungen des DIHT gehen dahin, die gesetzlichen 
Regelungen so zu gestalten, daß auch im Krisen - und Ver­
teidigungsfall Störungen im Wirtschaftsablauf tunlichst 
vermieden werden und damit ein Höchstmaß on Leistungs­
fähigkeit erholten bleibt. Dos liegt ebenso im Interesse des 
einzelnen Betriebes und der Wirtschaft als Ganzem wie im 
Interesse des Gemeinwohls. 
Aus den Notstandsgesetzen werden sich für die Industrie­
und Handelskammern weitere Aufgaben ergeben, u. a. 
wenn es darum geht, die Betriebe festzustellen, die einen 
Werkselbstschutz aufstellen sollen. Ebenso kann im Rah­
men des Schutzbougesetzes ihre beratende Mitwirkung 
nicht entbehrt werden, z. B. wenn die Betriebe zu ermitteln 
sind , die eines verstärkten Schutzes bedürfen. Darüber hin­
aus ergeben sich aus ollen Gesetzen für die Betriebe natür­
lich sehr viele Einzelfragen, bei denen ihnen die Industrie­
und Handelskammern beratend zur Seite stehen können . 
Auch die Behörden werden sich im Rahmen des Kammer­
gesetzes ihrer beratenden Mitwirkung bedienen . 

Wirtschaft - Kraftquelle der Verteidigung 
Die Notstandsgesetze verfolgen mit dem Aufbau einer 
zivilen Verteidigung den Zweck, die eigenen Verteidigungs­
anstrengungen zu verstärken . Die wirtschaftlichen Kraft­
und Hilfsquellen unseres Landes werden dazu erheblich 
beitragen können. Ohne Mitwirkung der Wirtschaft sind 
die logistischen Probleme, die die Technisierung oller 
Lebensbereiche der Verteidigung stellt, nicht zu lösen. Die 
zivile Verteidigung macht die notwendigen logistischen 
Maßnahmen erst möglich. 
Die zivile Verteidigung ist ein Teil der Landesverteidigung 
und bildet mit dem militärischen Teil der Landesverteidi -

gung ein System, d. h. die Landesverteidigung ist begriff­
lich und funktionell unteilbar. Der militärische und zivile 
Sektor der Landesverteidigung sollte bildlich als zwei 
Holme dargestellt werden, die durch viele Sprossen mit­
einander verbunden sind. 

Der Begriff "Verteidigung " ist ein umfassender. Militärische 
und zivile Verteidigung ergänzen sich funktionell. In der 
Welt, in der wir leben, gehören zur Landesverteidigung 
letzten Endes olle Lebensbereiche. Sie müssen daher intakt 
sein und bleiben. Einem potentiellen Gegner darf nicht 
eine Schwäche im Gefüge der Bundesrepublik offenbar 
werden, in die er hineinstoßen und die er für seine Ziele 
nutzbar machen könnte . Ein besonderer Bereich ist dabei 
die Wirtschaft, von der der Bestand unserer sozialen Ein­
richtung abhängig ist. Die Wirtschaft schafft durch ihre 
Funktionen innerhalb des Bundesgebietes und im Güter­
und Dienstleistungsaustausch mit den Partnern des Aus­
landes die materielle Grundlage für die Existenz unseres 
Volkes und damit auch für die Verteidigung unseres Staates. 
Trotz der Größe der Aufgaben und der damit verbundenen 
finanziellen Anforderungen können bei genügender Strek­
kung - vorausgesetzt, die weltpolitische Entwicklung läßt 
uns hierzu Zeit - die Probleme ober gemeistert werden . 
Die Mittel , die der Aufbau einer zivil en Verteidigung er­
fordert, werden in ihrer Höhe kaum hinter den für die 
militärische Verteidigung zurückbleiben . Es gilt daher, die 
vorhandenen knappen Mittel und Kräfte so sparsam und 
rationell wie möglich einzusetzen, denn die Stabilität un­
seres wirtschaftlichen Gefüge:; dorf nicht gefährdet wer ­
den; auch sie ist ein Faktor - und kein unwesentlicher -
der Sicherheit. 

Lebensmittel für Katastrophenzwecke 

Ein amerikanischer Vorschlag 

In den letzten Johren sind , besonders in den Vereinigten 
Staaten, Untersuchungen über einen längeren Aufenthalt 
in Schutzräumen - bis zu mehreren Wochen - durchge­
führt worden. Aber auch in Schweden, England u. Deutsch ­
land hot mon sich diesem Problem zugewandt. 

Bei längerem Aufenthalt kommt dem Ernährungsproblem 
besondere Bedeutung zu. Aus Platzmangel müssen die Le­
bensmittel möglichst in Form von Konzentraten gelagert 
werden. Außerdem müssen sie so beschaffen sein, daß sie 
allein mit Wasser zubereitet werden können und nur auf­
gewärmt zu werden brauchen, da eine Möglichkeit zum Ko­
ch en nicht vorhanden· ist. Dos Geschirr kann nur in einer 
ganz kleinen Wassermenge gespült werden. Aus Sparsam­
keitsgründen muß dos Aufwaschwasser zusätzlich für an ­
dere Zwecke benutzt werden, bspw. zum Reinigen der Fuß­
böden. Die Lebensmittel werden am besten in Form von 
Dosenkonserven gelagert, dos Wasser in größeren Behäl­
tern von mindestens 20 Litern. 

In jedem Haushalt - selbst dem primitivsten -, ist mit nicht 
verzehrten Essensresten und Abfall zu rechnen, die fortge­
schafft werden müssen. Im Schutzraum müssen deshalb Be­
hälter aufgestellt werden, in denen die Abfälle geruchsfrei 
aufbewahrt werden können , bis mon sie entfernen kann . 
Kunststoff tüten verschiedener Größe eignen sich hierfür. 
Im folgenden werden Vorschläge für die Auswahl von Le ­
bensmitteln, für die Lagerung, für die Zubereitung und die 
Zusammenstellung zu Mahlzeiten gemocht. 

Benötigte Lebensmittel für eine erwachsene Person 
(für einen Aufenthalt von vierzehn Togen) 

Mi Ich: 
Tägliche Menge : 1 Glas (8 oz . oder J/. Liter) 
Menge für zwei Wochen : 3' /~ Quart 
Zur Herstellung von einem Quart Milch fügt mon 3 oz' ) 
Milchpulver zu einem Quart~ ) Wasser oder mischt eine 
Dose kondensierte Milch (14' /~ oz.) mit P I , Dosen Wasser. 
Es sei daran erinnert, daß es erforderlich ist, den Wasser­
vorrat zu erhöhen, wenn mehr Milch gewünscht wird. 

Fleisch oder entsprechende Lebensmittel 
Tägliche Menge: 3 Mahlzeiten (Jede Mahlzeit ungefähr 3 
oz.) 
42 Mahlzeiten für zwei Wochen 

Obst und Gemüse: 
Tägliche Menge : 3-4 Mahlzeiten 
42- 56 Mahlzeiten in 14 Togen 
An eingedostem Obst und Gemüse werden für jede Mahl ­
zeit 4 oz. benötigt, on Obst - und Gemüsesäften 6 oz., on 
getrockneten Früchten 1' /~ oz. 

Getreidemahlzeiten oder Brot: 
Tägliche Menge : 3 - 4 Mahlzeiten 
42 - 56 Mahlzeiten in zwei Wochen 
Für Fertiggerichte aus Getreide sind für jede Mahlzeit 
3/ 4 oz. vorgesehen, on Keksen oder Kuchen für jede Mahl­
zeit 1 oz., on eingedosten Spaghetti, Nudeln und Makka­
roni sollten für jede Mahlzeit 6 oz. vorgesehen werden. 



Brotaufstriche : 
Die Mengen sollten dem üblichen Gebrauch angepaßt sein . 
Als Streich mittel stehen zur Verfügung: Erdnußbutter, 
Mayonnaise, diverse Salate, Konfitüre und Marmelade, 
verschiedene Streichkäse. 

Fette und ale : 
Für zwei Wochen wird 1 Pfund 3) benötigt. Sie können bei 
Zimmertemperatur gelagert werden . 

Süssigkeiten : 
Für zwei Wochen werden 1 - 2 Pfund benötigt. 
Dazu gehören Süßigkeiten der verschiedensten Art, aber 
auch Fertigpuddinge und Gelatinespeisen 

Verschiedenes : 
Die Mengen sollten dem üblichen Gebrauch angepaß.t sein . 
Dazu gehören Pulvertee, Kaffee, Kakao, Salate, Essig, ZI­
tranensaft in Flaschen, kohlensäurehaltige Getränke, 
Nüsse, Bou i llonwürfel , Salz, Pfeffer, Trockensahne und 

Kaugummi . 

Wasser : 
Tägliche Menge: 1 Quart als Trinkwasser plus 1 Ouart zur 
Zubereitung von Speisen und G etränken aus Milchpulver, 
Pulvertee, Suppenextrakt und Obstsaftkonzentra.ten . 
Menge für zwei Wochen: 3112 Gallonen4

) als T~lnkwasser, 
3' /2 Gallonen für andere Zwecke. (7 Gallonen In Flaschen 
oder Dosen pro Person .) Es sei daran erinnert, daß alkohol ­
freie Getränke und Säfte Wasser ersetzen können . 

Speisezettel für einen Tag aus der Liste der für die 
Lagerung vorgeschlagenen Lebensmittel: 

Frühstück : 
Orangensoft (in Dosen) . 
Getreidegericht mit ' /4 Liter Milch (aus Milchpulver herge-

stellt) 
Zwieback (gepackt), Streichmittel: Erdnußbutter 
warmen Kaffee (aus Pulverkaffee), sofern eine Wärme­
quelle vorhanden ist, oder Kakao (aus Pulver) 
Kaffee und Tee können auch mit kaltem Wasser hergestellt 

werden . 

Lunch (leicht e s Mittagessen ) . 
Suppe in Dosen (alle Arten) aufgelöst in 'h Tasse Milch 
Spaghetti mit Fleischklößen (in Dosen) 
Roggenknäckebrot (gepackD 
Pfirsiche in Dosen . 

Mittagessen (Hauptmahlzeit ). 
Hühnerfrikassee oder Huhn ohne Knochen (In Dosen) 
Grüne Bohnen (in Dosen) mit Salat . ' 
Amerikanischer Zwieback mit Käse als Streichmittel 
Datteln oder Feigen (gepackt) 
Kohlensäurehaltiges Getränk oder Pulvertee 
Gesamtmenge an Kalorien : ungefähr 2000 
Gesamtmenge an Protein : ungefähr 60 Gramm 

Getreidegerichte und Backwaren : 
Die folgenden G etreidegerichte und Backwar~n kö.nnen 
drei Monate gelagert werden. Es empfiehlt sich , dles~n 
Vorrat viermal im Jahre allmählich zu erneuern. Wenn die 
Waren in luftundurchlässigen Behältern aufbewahrt wer­
den, beträgt die Lagerzeit 6 Monate. 

Getreidegerichte können als Einmannpackungen ~nd ~a­
milienpackungen bezogen werden. Im fol~enden wird eine 
ganze Reihe von G erichten aufgeführt, die auf dem Markt 

erhältlich sind. 

'I 1 oz = 28,4 9 

'I 1 Quart = 1,136 I 
' I I amer ik. Pfund (Ibl = 454 9 
' I 1 Gallone - 3,78 Liter 
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Wenn zu viel Milch für die Herstellung der Getreidege­
richte benötigt wird , kann diese durch Obstsäfte ersetzt 
werden, wodurch ein sehr schmackhaftes Gericht entsteht. 

Brot : 
Zwieback 
Knä ckebrot (Roggen oder 
Weizen) 

Gebäck : 
Vanillewaffeln 
Mürbekuchen 
Plätzchen mit Erdnußbutter 

Aufstriche : 

Graham Crackers 
Schokoladen nußbrot 
Crackers (verschiedene 
Sorten) 

Plätzchen aus Hafermehl 
Schokoladenwaffeln 
litronen- oder Orangen­
waffeln 

Die folgenden Aufstriche für Brot und Zwieback können 
6 Monate gelagert werden, müssen jedoch nach dem Off­
nen so schnell wie möglich verzehrt werden . Es empfiehlt 
sich , diesen Stock viermal im Jahr zu erneuern. 
Die Lebensmittel können auch mit anderen verarbeitet 
werden, um Abwechslung zu erreich en. 

Erdnußbutter 
verschiedene Streichkäse 
(in Tuben, Gläsern und 
Behältern mit Sch raub-

Wichtige Gebrauchsgüter 

Papierteller 
Papiertassen 
Papierhandtücher, 
Taschentücher 
Dosenöffner 
Flaschenöffn er 

verschlüssen) 
Mayonnaise 
Marmelade und Konfitüren 
Salate 

Eßgeschirr aus Kunststoff 
T oi lettenseife 
Seifenpulver 
Reinigungsmittel 
Kerzen 
Streichhölzer 
Taschenlampe 

Andere energiereiche, nahrhafte Lebensmittel 

Die folgenden Lebensmittel können länger als 6 Monate 
gelagert werden . Es empfiehlt sich , sie von Zeit zu Zeit zu 
verbrauchen und den Vorrat zweimal im Jahre zu erneu ­
ern. Die Lebensmittel sollten mit einem Verbrauchsdatum 
versehen sein, damit sie rechtzeitig ausgetauscht werden. 

Dosenkonserven : 
Corned beef 
Rinderbraten im eig. Saft 
Schweinebraten im eig . Saft 
Rinderschmorbraten 

Fis c h 
Lachs 
Thunfisch 
Sardinen 

Kohlensäur e haltige 

Suppen 
Tomatensuppe 
Zwiebelsuppe 
Champignonsuppe 

Luncheon meat 
Gulasch 
Leberpastete 
Wi ener Würstch en 

KrebsAeisch 
Hummer 
Hummerschwänze 
Thunfisch mit Nudeln 

Getränke 

Selleriekremsuppe 
Erbsensuppe 
RindAeischsuppe 
Hühnersuppen 

Getrocknet e 
Datteln 

Früchte 

Feigen 
PAaumen 
Pfirsiche 

Fruchtsäfte in Dosen 
Orangensoft 
Pampelmusensaft 
Traubensaft 
Birnensoft 

Äpfel 
Aprikosen 
Rosinen 
Backobst 

Aprikosensoft 
Apfelsaft 
PAaumensaft 
Tomatensaft 
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Obst in Dosen 
Pfirsiche 
Äpfel 
Kirschen 
Pflaumen 
Anonas 

Gemüse In Dosen 
Erbsen 
Grüne Bohnen 
Wachsbohnen 
Spargel 
Tomaten 
Spinat 
Rote Beete 

Apfelmus 
Mandarinen 
Pampelmusen 
Feigen 
Gemischtes Obst 

Mohrrüben 
Erbsen und Mohrrüben 
Zwiebeln 
Kartoffeln 
Sauerkraut 
Rotkohl 
Champignons 

Verschiedene Fertiggerichte 

Spaghetti mit Gulasch Gehacktes Rindfleisch 
Spaghetti und Fleischklöße Ravioli mit und ohne 
Makkaroni und Käse Fleischfüllung 
Reisgericht Schweinefleisch und Bohnen 

Geflügel 
Hühnerfleisch In Dosen (auf verschiedene Art 

zubereitet) 

Allgemeine Bemerkungen über die Lagerung von Lebens­

miHein für Katastrophenzwecke 

1. Portionen, die für eine Mahlzeit einer Familie ausrei­
chen, sind zu empfehlen 

2. Süße Speisen sollten nur in beschränktem Umfange 
verzehrt werden, da große Mengen den Durst erhöhen 

3. Salz und Soda sind wichtig für das Löschen entstehen­
den Feuers 

4. Lebensmittel , die im allgemeinen nur eingedost ver­
kauft werden, wie Thunfisch, Lachs und Ravioli , sollten 
zum Grundstock gehören 

5. Suppen können den Speisezettel abwechslungsreicher 
gestalten, da sie als Saucen für eingedostes Gemüse 
und Fleisch außer ihrem eigentlichen Zweck benutzt 
werden können. 

6. Eingedostes Gemüse kann man durch Zusatz von Ma ­
yonnaise und Soucen schmackhafter machen 

7. Getrocknete Früchte können Süßigkeiten ersetzen und 
haben einen hohen Nährwert 

8. Da Wasserflaschen unhandlich sind , empfiehlt es sich , 
eingedostes Wasser zu lagern, sofern es beschafft wer­
den konn 

9. Alle oben angeführten Lebensmittel sind gekocht und 
eßfertig, da anzunehmen ist, daß keine Wärmequellen 
zur Verfügung stehen. 

Vorschläge für die Anlage eines Notvorrats von 14 Tagen 

Im folgenden wird ein Vorschlag für einen zweiwöchigen 
Notvorrat für eine zweiköpfige Familie gegeben. Alle Le­
bensmittel können bei Zimmertemperatur gelagert werden 
und brauchen nicht gekocht zu werden. Da es sich um Le­
bensmittel handelt, die täglich gebraucht werden, kann die 
Hausfrau ihren Bedarf aus diesem Vorrat decken. Sie soll­
ten jedoch anschließend durch neue ersetzt werden. 
2 Pakete nichtfetthaltiges Milchpulver 
4 Dosen kondensierte Milch (0 14,5 oz.) 

10 Dosen Suppe (konzentriert) 
(0 10,5 oz.) verschiedene Sorten 

4 Oasen Hühnerfleisch (ohne Knochen) 
2 Dosen gehacktes Rindfleisch 
2 Dosen Spaghetti mit Fleischklößen 
2 Kartons verschiedener Getreidegerichte 

(in Einmann-Packungen) 
2 Kästen Zwieback und Kekse 
2 Dosen Dattelnußbrot 
1 Paket Vanille-Waffeln 
5 Dosen Makkaroni und Käse 
2 Dosen Rindfleisch 
3 Dosen Schinken 
4 Dosen Lachs 
2 Dosen Thunfisch 
3 Dosen Krebsfleisch 
2 Dosen Krabben 

14 Dosen verschiedener Fruchtsaftgetränke 
(Tomaten, Apfelsinen und Pampelmusen haben einen 
hohen Vitamin-C-Gehalt) 

2 Schachteln mit Datteln 
Paket Feigen 
Paket Pflaumen 

20 Oasen Obst jeder Art (Größe 8 oz.) 
14 Dosen Gemüse (z. B. Erbsen, Tomaten, Rote Beete, 

Spargel, verschiedene Bohnensorten) 
5 Dosen Spaghetti mit Tomatensauce 
2 Dosen Erdnußbutter 
4 Gefäße mit Käse 
1 Glas Pulverkaffee 
1 Glas Pulvertee 
2 Dosen verschiedener Saucen 

Glas Mayonnaise 
2 Dosen verschiedener Nüsse 
4 Flaschen Sprudel 

Pfund Zucker 
Paket Salz 
Paket Backpulver 

14 Gallonen reines Trinkwasser 
(in Flaschen oder Dosen) - Sch -

Das Jahresinhaltsverzeichnis für den 26. Jahrgang 

wird unserem Januarheft beigelegt 
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ABC-Abwehr 

Die konstruktiven leitgedanken "ei der Entwidclung von ABC-Schutzmasken 

VOn Oberregierungsrat ludwig Scheichl, Bon
n

- DuiSburg 

1,413. Die Ein a t e m V e n t i I e 

Die Einatemventile verdanken ihre Bezeichnung dem Um­

stand, daß sie im Einatemkanal liegen . Von der Funktion 

her gesehen sind sie Rückschlagventile, die verhindern sol­

len , daß ein Teil der Ausatemluft durch den Einatemkanal 

entweicht. 

Es gibt Maskenmadelle, bei dene n auf ein Einatemventil 

verzichtet wurde. 

Masken ohne Augenscheiben/uftspü;ung besitzen gewöhn ­

lich nur ein einziges Einatemventil, während Masken mit 

AugenscheibensPülung manchmal 1 oder 2 zusätzliche Ein ­

atemventile an der Innenmaske haben. 

Da die Einatemventile beim Ausatmen den Totraum der 

Maske gegen die gefilterte Außenatmasphäre abschließen, 

müssen sie, um den Tatraum sa Hain wie möglich zu halten, 

möglichst hach (bezagen auf die Richtung der Einatem/uft_ 

führung) im Einatemkanal liegen. 

Die Einatemventile sind Vorzugsweise Gummiplättchen_ 

ventile von grundsätzlich dem gleichen Aufbau wie die ent­

sprechenden Ausatemventile (siehe Abschnitt 1,421). Die 

Anforderungen, die an die Einatemventile zu stellen sind, 

müssen aber nicht so hoch sein wie dieienigen , die an die 

Ausatemventile gestellt werden, da beim Einatmenventil 

die Gefahr des Einströmens kampfstoffhaItiger luft bei 

nicht ganz dichtem Schluß nicht gegeben ist. 

1.414. Die Einatem/uftkanä/e 

Ober die konstruktiven Möglichkeiten der Gestaltung der 

Einatem/uftkanä/e wurde weiter aben schon gesprochen . 

An dieser Stelle ist vom Standpunkt der Atmungsphysiolo_ 

gie noch nachzutragen, daß der Querschnitt des Einatem _ 

kanals an 'keiner Stelle ein bestimmtes Minimum unter­

schreiten darf, da unter Berücksichtigung des maximal zu­

lässigen Einatemwiderstandes das Atemgrenzvolumen (ie 

Einatemzug) noch durchgehen muß. Andererseits soll der 

ZUm Tatraum rechnende Raum des bzw. der Einatemkanäle 

oberhalb des bzw. der letzten Einatemventile so klein wie 

möglich sein. 

1.42. Die EIe m e n ted e rAu s a t e m I u f t _ 

führung 

Schluß 

durc~ zwei . Scheibe~ des elastischen Materials (Ventil _ 

scheiben), die an zwei gegenüberliegenden Seiten fest mit­

einander verbunden sind, gebildet. Durch die Elastizität 

des Materials bleibt der flache Kanal in Ruhe geschlossen . 

Nach dem Maskenkörper hin erweitert sich der Kanal. 

Strömt luft von innen nach außen, so drückt sie die beiden 

Flächen des Ventilendteils auseinander und entweicht ins 

Freie. Sobald der luftstrom aufhört, legen sich die beiden 

Ventilscheiben wieder aneinander und bleiben in dieser 

lage, insbesondere auch bei der Einatmung. Bei der Ein­

afmung besteht im Innern ein Unterdruck und der äußere 

luftdruck preßt die beiden Ventilscheiben zusätzlich fes t 

aneina~der. Da das F/a!terventil Vom Maskenkörper ab­

steht, wird es oft durch eine Metallhülse geschützt. 

Die Elemente der Ausatem/uftführung dienen dazu, die 

Vom Maskenträger ausgeatmete, mit Kohlendioxyd und 

Wasserdampf angereicherte luft ins Freie zu leiten. Auch 

eine gegebenenfalls vorhandene Innenmaske bestimmt den 

Weg der Ausatemluft. Wichtigstes Element im Ausatem _ 

Weg ist das Ausatemventil. 

1.421. Art end e rAu s a t e m v e n t i I e 

Die gebräuchlichsten Arten der Ausatemventile sind das 

F/atterventi/ , das Glimmerventil und das Gummiplättchen _ 

Ventil. 

Abb. 12 : Flotte,ventil 

Das F/atterventil (Abb. 12) muß aus elastischem Material 

gefertigt sein; am besten eignet sich sehr guter Kautschuk. 

Das Endteil des F/atlerventi/s ist ein annähernd rechtwink_ 

liger Kanal van Pl"Oktisch verschwindender Breite, er wird 

Das Glimmerventil (Abb. 13) hat als Verschlußelement e in 

etwa markstückgroßes Glimmerplättchen, das durch schwa_ 

ch:n Fe~erdr~ck gegen einen rin.gförmigen Ventilsitz ge­

druckt wird. Die Federkraft muß hinreichen, Um einen dich­

t~n Schluß zu .erz~e / en; sie darf aber nicht so groß sein, daß 

sich das Ventil nicht schon bei kleinstem luftstrom öffnen 

würde. Neben offensichtlichen anderen Nachteilen hat das 
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Abb. 13: Glimmerventil 

Abb . 14 : Gummiplöttchenventil 

Glimmerventil die unangenehme Eigenschaft, daß seine 
bewegliche Venti lscheibe leicht mit Frequenzen der Spra­
che in Resonanz tritt, wodurch ein klirrender Ton erzeugt 
wird, der die Sprechverständigung stört. 

Beim Gummiplättchenventil (Abb. 14) besteht das Ver­
schlußelement aus einem runden Gummiplättchen von et­
wa 30 mm Durchmesser, das in sei nem Mittelpunkt fixiert 
ist. Etwas einwärts seines äußeren Randes lieg t diese Ven­
tilscheibe in Ruh e auf einem schmalen ringförmigen Ventil ­
sitz auf. Der Au satemluftstrom drückt die Venti lscheibe von 
letzterem weg. Nach Aufhören des Luftstroms legt sie sich 
dank ihrer Ela stizi tät wieder auf den Ventilsitz auf. Neu­
zeitliche Venti le dieser Art si nd so gebaut, daß sie ein e 
hohe Vorspan nung haben, die auch bei heftigen Bewe­
gungen des Ma ske nträgers das Ventil mit Sicherheit ge­
schlossen hält, andererseits aber mit steigendem Luftstrom 
den Strömungswidersta nd nicht wesentlich ansteigen läßt. 
Abb . 15 zeig t die Widerstand scharakteristiken der drei 
Arten von Ventilen . 

Gegen das Maskeninnere sind die Au satemventile bei den 
meisten Masken durch Schutzsiebe abgeschlossen, die eine 
Verschmutzung des Ventilsitzes verhindern sollen. 

1,422. Di e Vor kam m erz um Aus a te m v e n t i I 
Jedes, auch das beste Ausatemventil zeigt die Erscheinung 
des Schlupfes. Infolge der Trägheit des Verschlußelements 
schließt das Ventil nicht exakt in dem Aug enb lick, in dem 
der Ausatemluftstrom aufhört. Die Folge ist, daß ei ne klei­
ne M enge ungefllterter Außen luft in das Innere der Maske 
ei ndringt. Bei den hohen Toxizitäten moderner chemischer 
Kampfstoffe können die dadurch in das Innere der Maske 
gelangenden kleinen Kampfstoffmengen zu einer Gefahr 
für den Maskenträger werden. Um diese G efahr auszu­
schließen, wird außen ,vor das Au satemventil eine Vorkam­
mer gebaut. In der Vorkammer verbleibt bei jedem Atem­
zug ein Rest der Ausatemluft. Die kampfstoffhaltige Au­
ßenluft kann dadurch nicht bis an das Verschlußelement 
herankommen . Die Rückströmluft des Ausatmenventils, die 
übrigens bei guten Ventilen höchsten s 1 cm:1 je Atemzug 
beträgt, wird so aus der in der Vorkammer stehenden Aus­
atemluft des vorausgegangenen Au satemzuges entnom­
men. Auf diese Weise kann bei einer Vorkammer mit hin­
reichend großem Volumen keine schädliche Rückströmluft 
in das Maskeninnere gelangen. Besonders wichtig ist diese 
Sicherung durch eine Vorkammer für eine kurze Zei t un­
mittelbar nach dem Aufs etzen der Maske. Das Ausatem­
ventil ist donn noch trocken und etwas weniger dicht als 
nach ein paar Atemzügen , wenn durch die wasserdampf­
reiche Ausatem luft Ventilsch eibe und Ventils itz mit einem 
Wa sser f11m überzogen si nd . 
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1,423. Lag e des Aus a t e m v e n t i I s 
Das Ausatemventil sitzt entweder auf der Gesichtsmitte­
linie oder seitlich im unteren Wangentei l. Bei Lage auf der 
Gesichtsmittelinie kann es sich dort etwa in Mundhöhe ent­
weder allein befinden, nämlich, wenn der Filteranschluß 
seit lich sitzt, oder es kann oberhalb oder unterhalb des 
Filteranschlusses angebracht sein. 

Nicht selten bilden der Filteranschluß und das Ausatem ­
ventil eine Einheit. Dadurch wird eine Offnung im Masken­
körper weniger erforderlich. Das ist nicht ganz unwichtig, 
weil jede Offnung im Maskenkörper ei ne Stelle der Gefohr 
ei ner Undichtheit bedeutet. 

2, Funktionen des Maskentrögers und ihr Einfluß auf die 
konstruktive Gestaltung der Masken 

Durch die Maske darf die Kommunikation ihres Trägers 
mit der Umwelt nicht wesentlich eingeschränkt werden. Er 
muß unter der Maske die Funktionen des Sehens, des Spre­
chens und des Hörens möglichst unbehindert ausführen 
können. Wünschenswert ist die Möglichkeit der Aufnahme 
von zumindest flüssiger Nahrung unter der Maske. 

Das Hören unter der Maske bedarf keiner weiteren Be­
achtung, denn es wird durch G es ichtsmasken überhaupt 
nicht eingeschränkt und Haubenmasken erschweren es nur 
in geringem Maße. 

Die Forderung nach ungehinderter Ausübung der übrigen 
genannten Funktionen bedingt zum Tai l einschneidende 
konstruktive Maßnahmen . 

2,1. S ehe n mit auf g e set z t e r M a s k e 
Das Grundsä tzliche hierüber wurde im Zusammenhang mit 
den Augenfenstern bereits in Abs chnitt 1,3 behandelt. Er­
gänzend muß noch auf die Probleme des T ragens von Seh­
hilfen unter der Maske und der Bedienung opti scher G e­
räte mit aufgesetzter Maske eingegangen werden. 

Abb. 15: Widers tand scha rakte ristiken e ine s Gummiventils mit Stufen­
scheibe , ei nes Glimmerventi ls und ei nes Flatterventils 
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2,11. Das T rag e n von Se h h i I f e nun te r der 
Mo s k e 

Normale Brillen können unter Gesichtsmasken nicht ge­
tragen werden, da die Ohren bügel die Dichtfläche der 
Maske vom Gesicht abheben und je nach ihrer Farm und 
Dicke Kanäle mit mehr ader weniger großen Querschnitten 
freigeben, durch die ei n Luftaustausch stattfinden kann. 
Diese Gefahr wird vermindert, wenn an Stelle einer nor­
malen Brille eine sogenannte Maskenbrille getragen wird. 
Diese hat statt starrer, aus Metall oder Kunststoff gefertig­
ter Ohrenbügel flache, schmale dünne Bändchen aus Tex­
tilmaterial. Noch im zweiten Weltkrieg konnte diese Lösung 
als ausreichend angesehen werden . Seit der Existenz von 
chemischen Kampfstoffen mit wesentlich höheren Toxizitä ­
ten, als frühere Kampfstoffe sie aufwiesen, muß bezweifelt 
werden, ob diese Lösung noch vertretbar ist. Es fehlt nicht 
an zahlreichen neuen Vorschlägen , die von der Verwen­
dung von Haftschalen an Stelle einer Brille über die Be­
festigung von Korrekturgläsern an der Maske selbst, und 
zwar derart, daß die Korrektllrgläser entweder innerhalb 
oder außerhalb der Augenfenster liegen, bis zur Ausbil­
dung der Augenscheiben selbst als Korrekturoptik reichen . 
Eindeutige Erfahrungen hinsichtlich einer Bewährung die­
ser Vorschläge können noch nicht mitgeteilt werden . Es 
bleibt abzuwarten, welche Lösung sich als die günstigste 
herausstellen wird. 

2,12. Die B e die nun gap t i s c her Ger ä te mit 
aufg ese tzter Schutzmaske 

Eine von Meßfehlern freie Bedienung optischer Geräte 
setzt voraus, daß die Augen bis auf eine sehr geringe Ent­
fernung an die Okulare herangebracht werden. Jede 
Schutzmaske vergrößert in mehr oder weniger starkem 
Maße diesen Abstand. Dazu trägt neben der Dicke der 
Augenscheiben vor allem der Abstand bei, den letztere 
selbst von den Augen haben müssen, um dem Maskenträ­
ger ein ungehindertes Sehen zu ermöglichen. Dieser letzt­
genannte Abstand ist bei Einfenstermasken größer als bei 
Zweifenstermasken, so daß sich erstere bezüglich der Be­
dienungsmöglichkeit optischer Geräte im allgemeinen 
schlechter verhalten als letztere. Bei Zweifenstermasken be­
steht ein Nachteil darin, daß die beiden Scheiben nicht in 
einer Ebene liegen und die Augenscheibenebenen viel­
mehr in einem stumpfen Winkelaneinanderstoßen; je wei­
ter sich dieser Winkel vom gestreckten unterscheidet, um 
so ungünstiger sind die Verhältnisse . Dazu kommt, daß 
der Abstand vom innern Rand des einen Fensters bis zum 
innern Rand des anderen Fensters, gemessen ent lang der 
kürzesten Verbindungsgeraden über den Nasensteg des 
Maskenkörpers, die Einstellung eines Pupillenabstandes 
nur bis zu einem oft noch nicht ausreichenden Minimum ge­
stattet. Di e Maskenkonstrukteure haben vielerlei Kniffe 
ausprobiert, um über die genannten und weitere Schwie ­
rigkeiten hinwegzukommen . Es muß jedoch festgestellt 
werden daß keiner der bis jetzt gemachten Vorschläge 
das Pra'blem in befriedigender Weise löst. Wahrscheinlich 
ist das Problem überhaupt nicht lösbar. Verzichtet man aus 
dieser Erkenntnis heraus auf eine diesbezügliche Lösung 
für eine generell zu verwendende Maske überhaupt und 
hält man es weiter für unmöglich, die optischen Geräte 
generell so zu bauen wie man es heute schon bei Ferngläsern 
für Brillenträger handelsüblich tut, nämlich mit größerem Ab­
stand vom Auge zum Gerät, so bildet die sogenannte 
optische Maske den einzigen, wenn auch nicht gerade 
idealen Ausweg. 

Die optische Maske kann nur zum Zweck der Bedie ­
nung optischer Geräte getragen werden. Für eine generelle 
Verwendung wäre ihr Gesichtsfeld zu klein. Sie hat sehr 

Abb. 16 : Augenfensterte i le einer optischen Schutzmask e 

kleine, in einer Ebene liegende Augen sche iben, die bei ­
spielsweise durch Befestigung auf einem Ziehharmonika­
balg beim Aufsetzen auf die Okulare sehr nahe an die 
Augen herangedrückt werden können. Abb. 16 zeigt den 
Augenfensterteil einer " optischen " Schutzmaske. Es sind 
auch Ansätze gemacht worden, die Kunststoffaugenschei_ 
ben entsprechend zu formen, doch läßt sich dadurch der 
Augenabstand schwer einstellen. 

2,2. S p r e c h e n mit 0 u f g e set z t e r M 0 s k e 

Ober die Bedeutung einer guten Sprechverständigung mit 
aufgesetzter Maske, vor allem im Kampf, brauchen nicht 
viele Worte verloren zu werden. Anweisungen und Kom. 
mandos müssen ebenso wie jede andere Art der Informa­
tionsübermittlung klar und verständlich und u. U. über eini­
ge Entfernung hinweg übermittelt werden können. Auch 
(nicht zu leise) Flüstersprache soll verständlich und die Be­
dienung des Fernsprechers möglich sein. 

Das Verhalten der verschiedenen Ma skenmodelle in bezug 
auf die Sprachübermittlung schwankt in einem weiten Be­
reich. Es gibt Masken, durch die die Sprachübertragung 
außerordentlich schlecht Is t, während andere Masken eine 
gute Sprachübertragung ermöglichen. Die ersteren Masken 
erfordern den Einbau von Sprachübermittlungshilfen . 

2,21. Eie k tri s c h e S pro c h übe r mit t I u n g 

Die elektri sche Sprachübermittlung erfolgt durch den Ein ­
bau ei nes Mikrophons in das Maskeninnere an einer für 
den Empfang des Schalls günstigen Stelle, möglichst vor 
dem Mund . Es gibt Konstruktionen , bei denen das Mikro­
phon, ähnlich wie beispielsweise das Filteranschlußstück 
fest mit dem Maskenkörper verbunden ist. Bei andere~ 
Konstruktionen liegt vor dem Mund ein Mikrophon, dessen 
Kabel den Maskenkörper gasdicht durchbricht. 

Man kann fragen, warum in die Maske überhaupt ein Mi ­
krophon eingesetzt werden muß, da doch Kehlkopfmikro­
phone mit guten akustischen Eigenschaften verfügbar sind. 
Die .Kehlkop~mikrophone ~ind gewiß für manche Zwecke gut 
geeignet, sie sind allerdings gegen viele Störfrequenzen 
sehr empfindlich und werden deshalb beispielsweise von 
der Marine abgelehnt. 
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2,22. M e c h a n i s c h - a k u s t i s c h e 
Sprachübermittlung 

Eine entsprechende Einrichtung besteht in einer schwing­
fähigen Metallmembran, die var der Mundpartie in den 
Maskenkörper eingesetzt ist. Membranen mit guten Schwin­
gungseigenschaften können die Sprachübermittlung er­
heblich verbessern, doch ist daron zu denken, daß das Ein­
setzen einer Membran die Gefahr zusätzlicher UndichtsteI­
len heraufbeschwört. 

2,23. Erz i e I u n g gut e r S p r ach übe r mit t I u n g 
durch die kanstruktive Gestaltung 
der Maske 

Die Mehrzahl der deutschen Maskenmodelle, deren Mas­
kenkörper den sogenannten Tütenschnitt aufweisen, ermög­
lichen dann eine gute Sprachübertragung, wenn die Tüten­
spitze vor dem Mund liegt und sich dort das Ausatemven ­
til befindet. Es ist erstaunlich, wie allein durch den Schnitt 
des Maskenkörpers die Sprachverständigung verbessert 
werden kann . Von wesentlicher Bedeutung ist eine gute 
Dämpfung des Ausatemventils, so daß keine klirrenden 
Nebengeräusche auftreten . Eine gegebenenfalls vorhan­
dene Innenmaske kann sehr gut als Schalleitungselement 
ausgebildet werden. 

2,3. Pro b I e m e, die s ich aus der Not wen -
digkeit langer Tragezeiten ergeben 

In einem künftigen Krieg ist durchaus damit zu rechnen, 
daß die ABC-Schutzmaske tagelang ununterbrochen ge­
tragen werden muß. Diese Ford-'!rung stellt den Masken­
entwickler vor schwer zu lösende Aufgaben. Zwei Probleme 
sind es vor allem, die in dieser Hinsicht einer Lösung har­
ren: Die Nahrungsaufnahme bei aufgesetzter Maske und 
die Kondenswasserbes eitigung. 

2,31. Nah run g sau f nah m e bei auf g e set z t e r 
M a s k e 

Die gasdichte Zufuhr flüssiger oder pastenförmiger Nah­
rung dürfte sich mit verhältnismäßig einfachen Mitteln lö­
sen lassen . Die Frage ist jedoch, ob Menschen, die unter 
der Maske kämpfen und arbeiten müssen, mit solcher Nah­
rung allein zurechtkommen. Schwierig würde es werden, 
wenn die Forderung nach Zufuhr fester Nahrung erhoben 
werden sollte. Lösungsvorschläge sind m. W . bis jetzt noch 
nicht gemacht worden. 

2,32. K 0 n den s was s erb e sei t i gun g 

Die Bedeutung dieses Problems wird erst durch die Forde­
rung extrem langer Tragezeiten in das rechte Licht gerückt. 
Das Kondenswasser sammelt sich on der tiefsten Stelle im 
Innern des Maskenkörpers; diese Stelle kann nicht genau 
definiert werden, da sie davon abhängt, in welcher Lage 
sich der Maskenträger befindet. Nicht selten liegt das 
Ausatemventil am tiefsten Punkt der Maske. Das Kon­
denswasser läuft dann durch das Ventil nach außen. Die­
ser Umstand macht aber keine Schwierigkeiten, auch nicht 
im Winter. Das ausfließende Kondenswasser tropft ab 
und bildet z. B. am Filtereinsatz Eiszapfen. Die Ausatem­
öffnung friert nicht zu. Wohl aber kann in der Kälte nach 
dem Absetzen der Maske das feuchte Ausatemventil zu­
frieren. Die Ausatemluft muß dann am Maskenrand ent­
weichen. Dadurch entsteht ein hoher Ausatemwiderstand, 
und bei Masken mit Luftspülung ist diese vorübergehend 
gestört, bis das Ausatemventil wieder aufgetaut ist. Mas­
ken mit Luftspülung müssen deshalb im Winter vor dem 
Einfrieren der feuchten Ventile geschützt werden. 

3_ Konstruktive Hinweise, die sich aus der Verwendung 
der Maske unter speziellen taktischen und äußeren Be­
dingungen ergeben 

Eine Reihe von Merkmalen, die militärische Masken auf­
weisen, werden durch spezielle taktische Verwendungs-
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zwecke und durch Anforderungen, die der rauhe militäri­
sche Einsatz unter wechselhaften äußeren Bedingungen mit 
sich bringt, bestimmt. Dies soll an einigen Beispielen ab­
schließend aufgezeigt werden. 

3,1. Die M a s k e als ABC - S c hut z m a s k e 

Die militärische Schutzmaske wurde im ersten Weltkrieg 
als "Gas"maske geboren. Und auch heute wird in der Vul­
gärsprache vielfach noch von der Gasmaske gesprochen . 
Obwohl seinerzeit sehr bald neben gas(dampf)förmigen 
Kampfstoffen auch flüssige und feste Kampfstoffe, letztere 
in Form von Aerosolen eingesetzt wurden, blieb es noch 
jahrzehntelang bei der Bezeichnung "Gas"maske. Erst das 
Hinzutreten weiterer Schutzaufgaben seit Ende des zwei­
ten Weltkrieges gab Anlaß den Namen des Gerätes sei­
nem vollen Zweck anzupassen; man spricht deshalb heute 
von der ABC-Schutzmaske. Die Forderung an das Gerät, 
den Respirationstrakt gegen das Eindringen von ABC­
Kampfstoffen zu schützen, bedingt einige besondere Merk­
male. 

3,11. Res ist e n z des M a te rio I s g e gen ABC-
Kampfstoffe 

Das Material der ABC-Schutzmaske muß gegen die Ein­
wirkung von ABC-Kampfstoffen resistent sein . Vor allem 
eine Reihe chemischer Kampfstoffe weist die Eigenschaft 
auf, vielen metallischen und nicht-metallischen Werkstoffen 
gegenüber aggressiv zu sein. Das Material für den Mas­
kenkörper, für die Augenscheiben, für die Anschlußarma­
turen, sowie der Anstrich des Filtereinsatzes müssen entwe­
der einer Korrosion durch chemische Kampfstoffe natür­
licherweise Widerstand bieten oder durch Oberflächen be­
schichtung gegen chemische Kampfstoffe resistent gemacht 
werden. 

3,12. Leichte Entstrahl -, Entseuch- und 
Entgiftbarkeit 

Aus vielen Gründen ist Kautschuk ein sehr brauchbares 
Material für Maskenkörper. Der Kautschuk ist auch verhält­
nismäßig widerstandsfähig gegenüber aggressiven Kampf­
stoffen. Manche chemischen Kampfstoffe dringen jedoch bei 
längerer Einwirkung in den Kautschuk ein. Es ist allgemein 
bekannt, daß die Entgiftung von Kautschuk, der beispiels­
weise Lost aufgenommen hat, außerordentlich schwierig 
ist. Wenn auch nur winzige Restlastmengen zurückbleiben, 
so können diese eine Gefahr für den Maskenträger bedeu­
ten. Eine sargfältige W erkstoffauswahl ist daher sehr wich­
tig. Die Werkstoffe müssen gegenüber Entstrahlungs-, Ent­
seuchungs und Entgiftungsmitteln eine hohe Beständigkeit 
aufweisen. Weiterhin muß die Maske der Forderung nach 
leichter Entstrahl-, Entseuch- und Entgiftbarkeit entsprechen, 
indem bei ihrer Konstruktion beispielsweise schwer zugäng­
liche Winkel, Ecken, Falten usw. möglichst vermieden wer­
den . Alle äußeren Oberflächen müssen glatt sein. 

In diesem Zusammenhang muß die schan friedensmäßig 
durchzuführende Entseuchung erwähnt werden, die immer 
dann natwendig wird, wenn eine Maske ihren Besitzer 
wechselt. Lange Zeit wurde die Entseuchung mit Hilfe von 
Farmaldehyd vorgenommen. Dieses Verfahren, bei dem 
die Masken in einem Entseuchungskasten oder -schrank 
längere Zeit Formaldehyddämpfen ausgesetzt werden, ist 
mit einer Reihe von Nachteilen behaftet. Die Entseuchung 
nimmt lange Zeit in Anspruch und nach der Entseuchung 
muß das Farmaldehydgas, das die Schleimhäute reizt, 
durch überführung in Formaldehydammoniak beseitigt 
werden. Ein neueres, sehr zweckmäßiges Verfahren bedient 
sich des Athylenoxyds als Entseuchungsmittel. Die Erfolge 
damit sind sehr befriedigend, der Aufwand ist aber nicht 
unerheblich, da dieser Stoff, um kurze Entseuchungszeiten 
zu ermöglichen, unter überdruck angewendet werden muß. 
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3,13. Res ist e n z g e gen t Ii e r m i s ehe S t rah -
lu n g 

Diese Forderung richtet sich in erster Linie an das Masken­
material. Ob den Versuchen, durch Weißfärbung einen Teil 
der auftreffenden Strahlung zu reflektieren, Erfolg beschie­
den sein wird, bleibt abzuwarten. Es muß vermieden wer­
den, leicht wärmeleitende Werkstoffe so anzuordnen, daß 
sie Wärme von außen nach innen übertragen (durchge­
hende Metallniete, Schnallen). 
Das Problem des Schutzes der Augen gegen die Blend­
wirkung des Atomblitzes ist noch nicht gelöst. 

3,2. 0 i e Ver t r ä g I ich k e i t der M a s k e mit 
dem S t a h I hel m. 
Sonderausführungen 

Im Stirnteil stehen sich Maske und Stahlhelm leicht gegen­
seitig im Weg. Die Maske benötigt an der Stirn eine breite 
Dichtfläche. Damit ist die Tendenz, den oberen Rand der 
Maske an der Stirn möglichst hoch zu legen, gegeben, 
während andererseits der Stahlhelm so tief als möglich 
sitzen soll. Außer einem nicht gerade befriedigenden Kom ­
promiß kann zu diesem Problem kaum ein Vorschlag ge­
macht werden. 

3,3. 0 i e M a s k e u n t e r W i n t e r kam p f b e d i n -
gungen 

Kälte ist ein Feind des Kautschuks; er wird unter Einwir­
kung von Kälte hart und brüchig, besonders wenn man 
ihn durch Zusatz von synthetischen Stoffen gegen die Ein­
wirkung von chemischen Kampfstoffen präpariert hat; Na­
turkautschuk ist gegen tiefe Temperaturen nicht so emp­
findlich. Das Einfrieren der Ventile ist ein weiteres Pro­
blem. Die Amerikaner versuchen diesem Problem durch 
eine zusätz liche Winterausrüstung zu begegnen, die im we­
sentlichen darin besteht, die Maske von außen gegen all ­
zu große Kälte zu schützen. Bei tiefen Temperaturen die 
unbenutzte Maske bei ABC-Gefahr unter der Feldlacke zu 
tragen, dürfte zweckmäßig sein . 

3,4. 0 i e M a 5 k e als Te i I der per s ö n I ich e n 
Schutzausrüstung 

Die Ausrüstung des einzelnen Soldaten, der den Gegeben­
heiten des modernen Kampfes gewachsen sein soll, Wird 
ständig zahlreicher an Einzelgegenst~nden und damit i.m­
mer schwerer und voluminöser. An ledes einzelne Stuck 

müssen strenge Forderungen in bezug auf Beschränkung 
des Gewichts und der Abmessungen gestellt werden. 

3,41. A I I g e m ein e A n f 0 r der u n gen 

Vorstehende Forderungen gelten auch für die Geräte der 
persönlichen Schutzausrüstung. Jedes Gerät soll ein mög­
lichst geringes G ewicht besitzen. Gleichzeitig sollen seine 
Dimensionen so klein wie möglich sein . Es muß aber on­
derseits sehr zuverlässig und deshalb robust gebaut sein, 
es soll weiterhin leicht instandgesetzt werden können . Fer­
ner soll es sich leicht pflegen lassen . Dies alles wird auch 
von der ABC-Schutzmaske verlangt. 

3,42. 0 e r T rag e b e h ä I t e r 

Die deutschen Masken hatten bis in die jüngste Vergan­
genheit (ABC-Schutzmaske 54) als Tragebehälter die be­
kannte Tragebüchse. Ihre Vorteile (schnelle ABC-Bereit­
schaft, luftdichte Aufbewahrung des Filters, Verwendung als 
Behelfsschwimmbüchse) sind offensichtlich . Aber auch ihre 
Nachteile: Die Büchse ist unbequem zu tragen. nimmt gro­
ßen Raum ein . Die Zukunft wird deshalb wohl bei einer 
Tragetasche liegen. Schwierig ist hierbei allerdings die Ver­
wirklichung einer schnellen Herstellung der ABC-Bereit­
schaft. 

Ausblick 

Es dürfte nicht übertrieben sein zu behaupten, daß neu­
zeitliche ABC-Schutzmasken das Optimum dessen darstel ­
len, was die heutige Technik bieten kann. Es ist sehr frag ­
lich, ob auf dem Maskengebiet überhaupt noch entschei­
dende Verbesserungen möglich sein werden . Auch der 
Spielraum für kleine Verbesserungen wurde inzwischen 
sehr weit eingeschränkt. Echte Möglichkeiten zu Verbesse­
rungen werden nur noch in bezug auf die Filter gesehen. 
Hierüber wird in einem anderen Zusammenhang später 
berichtet. 

Den Herren Dr. Gerhard Stampe, Obmann des Arbeits­
ausschusses Atemgeräte im Fachnormenausschuß Fein­
mechanik und Optik, und Oberingenieur Hermann Tietze 
danke ich für ihre sehr gewissenhafte Durchsicht des Ma­
nuskripts und ihre zahlreichen Anregungen für Verbesse­
rungen und Ergänzungen des Textes. Dem Drägerwerk, 
Lübeck, habe ich für die Erlaubnis zur Wiedergabe der 
Abbildungen zu danken. 

durch die Verwendung 

~
--:o 

W"KI"~"'''. a D., SCHWANDN", Om~H 
18 89 

ludwlgshafen/Rheln 

Wir beraten Sie jederzeit 

gerne und unverbindlich 



422 Baulicher Luftschutz Zivilschutz Heft 12 

BAULICHER LUFTSCHUTZ 

DER GRUNDSCHUTZ 

Das ABC des baulichen Bevölkerungsschutzes 

Beiträge zu einem Schutzraumgesetz ohne Fehlinvestierungen 

Dräger - Heye - Sackmann 

(Verlag S. Mittler & Sohn GmbH. - Berlin /Frankfurt/M. - Juni 1962) 

Vorbemerkung der Schriftleitung : 
Als Beitrag zu einer kritischen Würdigung des genann­
ten Werkes bringen wir eine gedachte Diskussion, in 
der bejahende und ablehnende Stimmen die wesent­
lichsten Gedanken des vielseitigen Inhalts erörtern. 

Sprecher: Meine Damen und Herren, in der Reihe aktueller 
Veröffentlichungen bringen wir heute eine Diskussion zwi­
schen zwei Fachleuten des baulichen Bevölkerungsschutzes. 
Es hat sich bei der kritischen Durchsicht des in der Ansage 
genannten Werkes gezeigt, daß man an diesen schwierigen 
und vielfältigen Stoff nicht nur von einer Seite herangehen 
kann. Wir haben deshalb Herrn Wider gebeten, das Buch 
aus seiner überwiegend ablehnenden Einstellung heraus 
zu besprechen . Sein Kollege, Herr Für, wird die Verteidi­
gung des Autors übernehmen . - Wir wollen gleich mit der 
Erörterung bestimmter Fragen beginnen. 

Was ist das für ein Werk? 

Wider: Das ist schwer zu sagen . Wenn man das umfang­
reiche blaue Buch mit seinen 582 Seiten in die Hand nimmt, 
möchte man meinen, man hötte es mit einem Lexikon oder 
einem wissenschaftlichen Handbuch über ein großes Wis­
sensgebiet zu tun. Nichts wäre falscher als dies. Es scheint 
mir eine gedruckte Sammlung von unterschiedlichstem 
Schriftgut zu sein, so wie man es sich aus Büchern, Zeitun­
gen, Zeitschriften und Merkzetteln aus dem Zettelkasten 
zusammenstellt, um die Gedanken anderer Autoren mit 
der eigenen Anschauung zu vergleichen . 

Für: Das ist doch wohl kein Nachteil? Sicher ist das Werk 
kein wissenschaftliches Lehrbuch, mit einer klaren Linie, 
logisch aufgebaut und ohne Bruch vom Allgemeinen zum 
Besonderen führend. Dos ist es nicht. Das soll es offenbar 
auch nicht sein. Der Verfasser wollte kein "Handbuch des 
baulichen Luftschutzes" schreiben. Er beobachtete eine 
Entwicklung, die seiner Auffassung widersprach, und suchte 
alles an Argumenten zusammen, was im aktuellen Schrift­
tum vorhanden war, um seine Gedanken zu unterstützen. 
Der Verfasser war dabei keineswegs einseitig in der Aus­
wahl; von Seite 29- 133 druckte er vollständig die "Richt­
linien für Schutzraumbauten" des Bundeswohnungsmini­
steriums ab (Fassg. Dez. 1960, Teil IIIIV), dazu noch weitere 
Zeichnungen und Angaben des BMWo. 

Wider: Der Verfasser mußte die Richtlinien und Zeichnun­
gen wiedergeben, wenn er sich eingehend mit diesen tech­
nisch detaillierten Vorschlägen befassen wollte. Er mußte 
doch - wie beim Boxtraining - einen "Sparring-Partner" 
haben, wenn er nicht zum "Schattenboxen" kommen wollte. 

Allerdings meine ich, daß der Verfasser keinesfalls so 
sportlich fair vorgegangen ist, wie man es sich gewünscht 
hätte. Gelegentlich geht das Temperament mit ihm durch. 
Das entwertet die zugehörigen Argumente . Und dann kann 
der "Sparring-Partner" nicht zurückschlagen, auch nicht, 
wenn sehr übertriebene, absurde Beispiele eingestreut 
werden, die angeblich nach den erwähnten Richtlinien des 
BMWo konstruiert sind (s. das beigegebene Gesamt­
resümee, "Abb. 4 b Altbauten betreffend" und viele, viele 
andere). 

Für: Man muß das verstehen können . Es kommt dem Ver­
fasser darauf an, seine - sehr einfache - Konzeption 
gegenüber den " amtlichen Auffassungen" zu verteidigen. 
Der Verfasser sieht das in allen Einzelheiten durchdachte 
System der Schutzraumbauten, das sich - von den An­
fängen des Jahres 1952 an - immer mehr zur "perfektio­
nierten " Lösung entwickelt hat, das allerdings gleichzeitig 
immer weniger Aussicht hat, durch ein entsprechendes 
Schutzraumbauprogramm in die Wirklichkeit umgesetzt 
zu werden . Der Vorschlag des Verfassers hat dagegen, 
gerade weil er so einfach ist, immer mehr an Aktualität 
gewonnen . 

Wider: Wir sind schon von der ersten Frage abgekommen , 
der Frage nach der Art dieses Werkes . Eine wissenschaft ­
liche Arbeit ist das jedenfalls nicht. Es ist eine mehr jour­
nalistische Auseinandersetzung um die technische, wirt­
schaftliche, soziale und politische Konzeption des baulichen 
Luftschutzes. Der Fachmann kann eine Fülle von Anregun ­
gen erhalten . Eine große Zahl beachtlicher Vorschläge aus 
den eben genannten Bereichen sind zusammengefaßt. 
Allein die Berichte aus dem Au sland, die Erörterungen der 
Maßnahmen in Schweden, in der Schweiz und den USA 
sind wichtig genug, von den ungekürzt wiedergegebenen 
Veröffentlichungen maßgebender deutscher Fachleute (An­
lage 1, Anlage 3) ganz abgesehen. 

Sprecher: Meine Herren, es scheint mir nun an der Zeit zu 
sein, ganz grundsätzlich aufzuzeigen, worin sich Ihre An­
schauungen - oder die Gruppen der Fachleute um das 
Bundeswohnungsministerium und um den Verfasser -
unterscheiden. Worin besteht nun das "einfache System" 
des Grundschutzes ? 

Für: Der Verfasser schlägt vor, von dem differenzierten 
System verschiedener Schutzraumbau-Typen, d . h. der 
Schutzstollen, Schutzbunker, Luftstoß- und Strahlungsschutz­
bauten abzugeben und überall, in Stadt und Land, nur die 



baulichen Maßnahmen des " Gru'ndschutzes " durchzufüh­
ren, d . h. vor allem, bei N eubauten die trümmersichere 
Decke über dem gesamten Keilergeschoß vorzuschreiben. 
Damit würde ein ausreichender Schutz gegen Wirkungen 
konventioneller wie atomarer Sprengkörper geschaffen, 
denn die trümmersichere Decke bewirke gleichzeitig einen 
genügenden Schutz gegen die Wirkungen der Rüc~stan~s ­
strahlung, die zweifellos - infolge der großen Reichweite 
- die gefährlichste aller Waffenwirkungen ist. Der Grund­
schutz, d. h. Trümmerschutz , Strahlungsschutz, GasdIchtIg ­
keit sollte bei allen Neubauten vorgeschrieben sein. Bei 
Altbauten sollte zunächst ein "Mindestschutz" angestrebt 
werden, d . h. mehr oder weniger eine Erhöhung des Strah ­
lungs-Schutzfaktors durch einfache Behelfsmaßnahmen 
ohne Trümmersch utz. Erst später sollte der Mindestschutz 
dann zum " Grundschutz", d. h. zu Trümmerschutz und Gas­
dichtigkeit, vervollständigt werden . Der Verfasser stützt 
sich dabei auf Baumaßnahmen, die in von ihm kontrollier ­
ten Bauvorhaben durchgeführt wu rden , wenn er sagt, doß 
nur das Programm verwirklicht wird, dos die geringsten 
Kosten macht. Der Widerstand gegen alles, wos " Luft ­
schutz" heißt, ist z. Zt. noch so groß, daß alle Dienststellen 
und Bauherren sich - bestimmt mit gewissem Erfolg -
sträuben werden, größere Geldmittel für den Bau von 
Schutzräumen auszugeben . Und der Bund allein kann ein 
derartiges Programm nicht aus seinen Haushaltsmitteln 
bestrei ten. Es bleibt also nur der Verz icht auf all e Maß­
na hmen des verstärkten Schutzes und das Fes ts etzen eines 
gleichen Schu tzes für al le Bundesbürger. 

Wider: Hier muß ich mich einschalten und auf ei nen ge­
danklichen Fehler hinweisen. Dem Verfasser ist der ge­
wichtige Unterschied zwischen den bei den Grundbegri~en, 
der Luftgefährdung und der LuftempfIndlichkeit, noch nlc~t 
klar geworden . Ganz kurz an zwei Beisp ie len erläutert: ein 
Führungsbunker mit höchstem Schutzumfang, der,welt ent­
fernt von anderen Zielpunkten oder -gebieten, Irgendwo 
in der Weite des Landes liegt, ist luftgefährdet, aber nicht 
luftempfIndlich. Er kann - wenn seine Lage bekannt ist -
von heutigen Angriffsmitteln erreicht. werden, ist jedoch nur 
schwe r zu vernichten. Umgekehrt: ein Lagerplatz fur leicht 
brennbare nicht besonders kostbare Rohmaterialien -
z. B. Halz; tapel , Kohlenlager, ist nicht luftgefährdet, aber 
se hr luftempfIndlich . Die deutschen Städte Sind nur dann 
besonders luftgefährdet, wenn der . Feind reine Terror­
angriffe beginnt. Bei Vorrang strat.eglscher, taktlsche~ oder 
log is tischer Ziele si nd die Städte nicht m ehr luftgefahrdet 
als die ländlichen Gebiete um die militärischen Ziele her­
um . Alle Zielgebiete können getroffen werden . Aber - das 
ist en tscheidend - die großen Städte sind ganz besonders 
lultempflndlich. 
G eht man also bei dem möglichen Waffeneinsatz von 
einer gleichmäßigen Gefährdung des Bundesgebietes aus, 
so kann in ländlichen Gebieten außerhalb des direkten 
Wirkungsbereichs von Kernwaffen mit "Strahlungs-Schutz­
bauten" ein Oberleben von 90- 95% der Bevölkerung er­
reicht werden . In den städtischen Ballungsgebieten kann 
ein Oberleben nur in Luftstoß-Schutzbauten entsprechender 
Druckresistenz gewährleistet werden . Nach den Planungs ­
annahmen von denen wir bei der zivilen Notstandsplanung 
ausgehen :nüssen, ist damit zu rechnen~ daß die Städte auf 
jeden Fall im direkten Wirkungsbereich von Kernwaffen 
und herkömmlichen Waffen liegen. 

Ein gleicher Schutzgrad für alle Bundesbürger wÜ~~,e nur 
dann erreicht wenn der Faktor "LuftempfIndlichkeit aus­
schlaggebend' in die Aufstellung eines Bauprogramr:ns ein­
gesetzt würde. Das heißt: je größer die Luftemp~.ndl.lChkelt , 
um so höher auch der Schutzgrad . Erst dann Ist fur die emp­
findlichen städtischen G ebiete (der schrecklichen Möglich­
keit von Tausenden , ja Hunderttausenden Toter) und für 
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die - dank der weiträumigen Verteil ung der Bevö lkerung 
- weniger luftempfIndlichen ländlichen Geb iete ein Gleich ­
gewicht des Risikos gegeben. 

Die mangelnde Erkenntnis der realistischen Situat ion 
scheint mir ein Hauptargument gegen dieses Buch zu sein . 
Für: Es ist jetzt nicht ganz leicht, dieses Argument zu wider­
legen . Bei allen Erörterung en eines Sch utzraumbaupro­
gramms ist es doch so, daß niemand weiß, was kommen 
wird , daß man immer von Annahmen und manchmal sehr 
subjektiven M einungen ausgeht. Auch di e " amtliche" Pla ­
nung ist sicher nicht von diesen Un sicherheitsfaktoren frei. 
Manche amtliche Stell en, die mit den Planungsannahmen 
vertraut sind, glauben z. B. an erheb liche Zielfehler be i 
Raketenein sa tz, so daß die große Streuung doch wieder die 
höhere LuftempfIndl ich keit der Städte ausg lei chen könnte . 
Sicher ist hier das letzte Wort noch nicht gesprochen. Daß 
aber alle Punkte in der Bundesrepublik direkt (durch ge­
zielte Angriffe) oder indirekt (durch die weitreichenden 
sekundären Waffenwi rkung en) erreicht werden können , 
dürfte nicht abzu streiten sein . 

Der Verfasser möchte wohl mehr aus fInanzpolitischen Er­
wägungen als aus Kenntnis der Waffenwirkungen errei­
chen, daß es überhaupt zu einem Schutzraumbauprogramm 
sei ner Auffassung kommt. Die großen Kosten für Bund , 
Länder, G emeinden und für jeden Privatmann, die ein 
idea les Schutzraumbauprogramm verursachen würde, si nd 
nach bisheriger Erfahrung da ran schuld , daß wir in der 
Bundesrepublik nicht einmal ein Minimum an Schutz be­
sitzen. Die kommenden Bund estagsdebatten und die Ver­
handlung en mit den Finanzministern auf der einen Seite 
und den Vertretern der Hausbesitzer, Mieter, Unterne hmer, 
kurz , der Privatl eute, auf der andern Seite werden zeigen, 
daß der Verfas ser mi t sei nen Befürchtungen recht hatte. 

Wider: Es scheint mir nicht Aufgabe eines solchen Werkes 
zu sein, sich den möglichen negativen Ergebnissen vorweg 
anzupassen. Aufgabe der Verantwortungsbewußten sollte 
es sein, die Ansprüche an den Schutzgrad für die Gesamt­
bevölkerung nicht von vornherei n zu niedrig anzusetzen. 
Wie weit dann die wirtschaftlichen Mögl ichkei ten gehen, 
bleibt abzuwarten . Man sollte doch deutli ch a ufze igen, 
daß mit bloßem Grundschutz in Zielgebi eten niemand ge­
schützt werden kann, daß also dann die Ausgaben für den 
Grund schutz in den Städten mehr oder we nig er sinnlos 
sind. 

Sprecher: Meine Herren, ich glaube, die Unterschi ede Ihrer 
Auffa ss ung en si nd genügend erläutert worden. Wir werden 
heute kaum zu einer gemeinsamen Anschauung komm en. 
Vi elleicht nur die Fragen zum Schluß : Was sollte mit dem 
Bu ch erreicht werden? W er so ll es lesen? 

Für : Der Verfasser wollte erreichen , daß die vorhin ge­
nannten Verantwortlichen der Regierung und die Verant­
wortungsbewußten der Bevölkerung sich nicht nur von dem 
fertigen, technisch durchentwickelten Programm des Bun ­
deswohnungsmiriisteriums leiten lassen, sondern ihre Ent­
scheidungen erst nach Prüfung der Vorschläge des Verfas­
sers und seiner Mitarbeiter fällen . Und zur letzten Frage : 
Lesen sollten es alle, die Verantwortlichen und die Verant­
wortungsbewußten. 

Wider: Ich muß auch bei den Schlußfragen noch Einwen ­
dungen machen. Die umfangreiche Materialsammlung _ 
z. T. in schwer lesbarer Form - trägt nicht zur Klärung der 
Situation bei . Wenn der Verfasser die Unrichtigkeit der 
bisherigen amtl ichen Auffassung beweisen wollte, hätte 
das auf wenige Seiten geschehen können . Wozu ein so 
umfangreiches Buch, das zum großen Teil mit ..leichtver­
derblichem Inhalt" gefüllt ist, d. h. mit zweifellos aktuellen, 
aber schnell überholten Einzelhe iten? 
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Ich vermag in diesem Werk nur einen Diskussionsbeitrag 
zu erblicken, wie er in unserer Staatsform durchaus er­
wünscht ist. Eine wissenschaftlich-technische Fortführung 
der Arbeit an einem Schutzraumbauprogramm vermag ich 
in diesem Werk nicht zu finden. 
Und die Frage "Wer soll es lesen?" beantwortet sich damit 
wohl von selbst. 

Sprecher: Meine Herren, es tut mir leid, daß die Meinun­
gen über dieses Werk so weit auseinanderklaffen. Ich 
möchte aber doch von der möglichen Auswirkung des 
Buches ausgehen und trotz der Einwände von Herrn Wider 
zu einem positiven Abschluß kommen. Wenn das Werk 
auch nur - nach Meinung von Herrn Wider - als Diskus­
sionsbeitrag gelten soll, so ist wohl sicher, daß ein aufge­
schlossener Leser sehen wird, wie komplex diese Fragen 
sind. Man kann eine so umfassende Bauaufgabe, deren 

Auswirkungen praktisch in den Lebensbereich eines jeden 
eindringen werden, nicht nur von einer Seite sehen und an­
packen. Wir sind der Allgemeinheit gegenüber verpflichtet, 
alle Stimmen zu hören, die von Fachleuten wie verantwor­
tungsbewußt.en Laien erhoben werden. Es sollte anerkannt 
werden, wieviel aufwendige Arbeit auf dieses Werk ver­
wandt worden ist, selbst wenn vielleicht sein Inhalt in ab­
sehbarer Zeit durch die erwartete Entscheidung des Par­
laments nur noch von bedingtem Wert sein sollte. Schließen 
wir die Diskussion mit dem Dank an den Verfasser - für 
seine Mühe und gute Absicht. 
M eine Damen und Herren, ich möchte auch Ihnen für Ihr 
aufmerksames Zuhören danken. Die Materie ist schwierig 
und heikel genug. Hoffen wir, daß das kommende Schutz­
baugesetz den richtigen Weg zwischen den widerstreiten­
den Anschauungen findet und für möglichst weitgehenden 
Schutz der Zivilbevölkerung sorgt. -lin-

LUFTKRIEG UND LANDESVERTEIDIGUNG 

NATO 
Höhere Rüstungsanstrengungen 

Auf der Ministerkonferenz der NATO im Dezember werden 
die USA erneut auf verstärkte Rüstungsanstrengungen ihrer 
Partner bestehen und das Schwergewicht auf die konven ­
tionelle Rüstung legen, ein Thema, das auch auf dem kürz­
lichen Besuch von Bundeskanzler Adenauer in Washington 
zur Debatte stand, ohne daß bisher bekannt ist, ob und 
welche Zusagen in dieser Richtung der Bundeskanzler für 
die BRD gemacht hat. 

Bei der kommenden Diskussion wird die atomare Ausstat ­
tung der NATO we iterhin behandelt werden. Abgesehen 
von der zögernden Zurückhaltung einiger NATO-Partner 
war die Einstellung von Großbritannien und Frankreich in 
dieser Frage bisher mehr oder weniger ablehnend, da 
beide Staaten eine eigene Atomstreitmacht aufbauen. Es 
bestehen Anzeichen dafür, daß beide Staaten im Hinblick 
auf die hohen Kosten jeder atomaren Rüstung ihre Haltung 
im Begriff sind zu ändern. General de Gaulle soll nicht die 
Absicht verfolgen, die BRD zu ersuchen, im bilateralen Ver­
hältnis die nationalen französischen Atampläne mehr oder 
weniger unabhängig von der NATO zu unterstützen. Oe 
Gaulle soll vielmehr bereit sein, auf diese nationale Atom­
streitmacht zu verzichten ,. wenn innerhalb der NATO eine 
europäische Atomstreitmacht in gleichberechtigter Zusam­
menarbeit mit den USA entstehen kann . Diese Gleichbe­
rechtigung hätte sich auch auf das Entscheidungs- und Ver­
fügungsrecht über die Atomwaffen zu erstrecken. Bei die­
sen Verhandlungen wird jedoch das von den USA gefor­
derte Einspruchsrecht gegen den Einsatz von Atomwaffen 
durch die NATO eine w ichtig e Rolle spielen. 

Das senkrecht startende NATO-Jagdflugzeug 

Der englischen Offentlichkeit wurde kürzlich der Prototyp 
eines senkrecht startenden und landenden Düsen-Jagdflug­
zeugs vorgeführt. Für Start und Landung hat das Flugzeug 
4 kleinere senkrecht wirkende Düsenaggregate, während 
für den Horizontalflug auf die üblichen Düsenmotoren -
bei dem Versuchstyp 2 - umgeschaltet wird . Das englische 

Modell soll nicht ganz den gestellten Forderungen ent­
sprechen. Das französische Modell wurde bisher noch nicht 
praktisch vorgeführt, so daß die Entscheidung des NATO­
Rüstungsausschusses über die Einführung und Herstellung 
eines bestimmten Typs zur Zeit noch verfrüht ist, zumal be­
kannt ist, daß sowohl von der deutschen Flugzeugindustrie, 
wie seitens einer holländisch-amerikanischen Gruppe For­
schungs- und Entwicklungsarbeiten laufen. Eine deutsch­
französische Zusammenarbeit auf diesem Gebiet scheint 
sich außerdem anzubahnen. 

Es ist vielfach die Ansicht anzutreffen, daß Kampfflugzeuge 
in absehbarer Zeit durch Raketen ersetzt würden. Das mag 
vielleicht für Fern-Bomber zutreffen, dagegen nicht für 
Flugzeuge zur Unterstützung der Erdtruppen im taktischen 
Einsatz. - In diesem Sinne hat sich kürzlich der Inspekteur 
der deutschen Luftwaffe, Gen.-Major Panitzki, vor deut­
schen Zuhörern bei der 4. ATAF in Ramstein geäußert. Das 
Flugzeug werde se ine Aufgaben als Aufklärer, Jagdbom­
ber und Jäger behalten und könne nicht durch andere Waf­
fensysteme ersetzt werden. 

Aus diesen Erwägungen bleibt die Entwicklung eines Senk­
rechtstarters, der keine betonierten km-langen und sehr 
verwundbaren Startbahnen mehr benötigt, eine aktuelle 
und wichtige Angelegenheit. 

Bundesrepublik Deutschland 
Die Luftverteidigung in Mitteleuropa 

In dem schon erwähnten Vortrag in Ramstein hat Gen.-Maj. 
Panitzki auch einige Ausführungen über die Luftverteidi­
gung von Mitteleuropa gemacht. - Ein Gürtel von außer­
ordentlich wirksamen und weitreichenden NI KE-Fla-Rake­
ten, die sich vielfach überlagern, wurde von Dänemark bis 
zu den Alpen nahezu vollständig aufgebaut. Dieser Riegel 
setzt sich außerdem fast lückenlos über die Alpen nach 
Italien, Griechenland und in die Türkei, nach Norden bis 
Norwegen fort. Zur Abwehr feindlicher Flugzeuge in mitt­
leren Höhen sind mehrere Bataillone mit Hawk-Raketen, 
die zur Zeit aufgestellt werden, bestimmt, die einen sehr 
wirkungsvollen Schutzfaktor darstellen. Verstärkt wird die-



ser doppelte Absperr-Riegel in Mitteleuropo durch Jogdge­
schwader mit Abfangjägern, von denen 4 Geschwader ein­
satzbereit sind und der NATO unterstellt wurden. - Die 
Aufstellung weiterer Geschwader mit der F-104 G (Star­
fIghter) ist im Gange. - Der Einsatz von Jagdfliegern kann 
sich praktisch in der Regel erst in der Tiefe des eigenen 
Raumes d. h. westlich des Absperrriegels der Fla-Raketen 
auswirken , da vom Einsotzbefehl bis zum Feindabschuß auf 
Grund einer einfachen Raum- und Zeitberechnung eine ge­
wisse Reaktionszeit unvermeidbar ist. - An Methoden zur 
Bekämpfung feindlicher Raketen wird, wie schon mehrfach 
berichtet, von allen Seiten fleberhoft gearbeitet, so daß 
die Fernrakete für die Zivilbevölkerung des Hinterlandes 
wohl noch in nächster Zeit die gefährlichste Bedrohung 
bleiben wird. 

Der Gesamtverteidigungshaushalt 1963 

Die Bundesregierung hat jetzt nach dem ersten Durchgang 
beim Bundesrat dem Bundestag das Gesetz mit den Haus ­
haltsvoranschlägen für 1963 vorgelegt. 
Die hier interessierenden Einzelpläne 14 - Verteidigung ­
Raumes , d . h. westlich des Absperr-Riegels der Fla-Raketen 
und 36 - Zivile Notstandsplanung - enthalten folgende 
Ansätze: 

1961 1962 1963 
in Millionen DM 

Einzelplan 14 11 185,2 14976,8 17000 
Einzelplan 36 580,7 680,2 689,2 
Zusammen 11 765,9 15657,0 17689,2 

Für das laufende Jahr 1962 werden sich die Verteidigungs ­
ausgaben durch die Nachforderungen auf Grund der Er­
eignisse vom 13. August 1961 noch um weitere 700- 800 
Mill. DM erhöhen . Einschi. der Hilfe für Berlin, der Beiträge 
für die Finanzierung der verbündeten Streitkräfte, der Ko­
sten des Bundesgrenzschutzes und "anderer zurechnungs ­
fähiger Lasten" werden die Ausgaben für die Gesamtver­
teidigung auf rd. 19 Mild. DM anwachsen. Damit aber wird 
sich der Anteil der Rüstung am Sozialprodukt erst auf etwa 
6;1,; belaufen , während dieser Anteil in den USA bei etwa 
10%, in Großbritannien und Frankreich bei 7% liegt. Ein 
Drittel des Gesamtbundeshaushaltes wird für die Vertei ­
digung benötigt. 

Für den Z i v i I s c hut z ergibt sich folgende Zwischen­
bilanz. Bis zum Jahre 1962 einschI. wurden bisher 2,81 Milld . 
DM für die zivile Verteidigung ausgegeben; das sind auf 
den Kopf der Bevölkerung gerechnet 15,50 DM gegenüber 
Kanada mit 11 DM, Schweiz 10 DM, Schweden 7,70 DM, 
USA 7 DM, Großbritannien 4,10 DM und Belgien 1 DM. 
Beim Einzelplan 36 verteilen sich die Ansätze für 1963 auf 
die einzelnen Kapitel wie folgt: 

Notstandsmaßnahmen im 
Aufgabenbereich des 

1963 gegenüber 1962 
in Mill. DM + oder-

Kap. 3604 Bd.-Min. des Innern 
Kap. 3605 a. d. Gebiet der Wirtschaft 
Kap. 3606 a. d. Gebiet der Ernährung 
Kap. 3607 a. d. Gebiet des Verkehrs 
Kap. 3608 Maßnahmen zur Sicherung 

d. Nachrichtenverbindungen 
Kap. 3609 Baulicher Luftschutz 

zusammen 

349,1 
23,1 
61,3 

134,9 

112,5 
8,3 

698,2 

+ 35,4 
+ 2,5 
-42,6 
- 1,9 

+ 12,3 
+ 3,4 

+ 8,96 

Für gemeinsame Planspiele mit militärischen Dienststellen 
und für Obungen von Auflockerungsmaßnahmen (Titel 300) 
sind veranschlagt DM 60000 (1962 DM 150000) - ohne die 
Mittel für Obungen des Luftschutzhilfsdienstes (Titel 309, 
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bei dem für die Ausbildung 11 Mill. gegenüber 1 Mill. für 
1962 beantragt sind). 

Bei Titel 305 sind die Kosten der personellen Aufstellung 
~es LS-Hilfsdienstes ver~nschl.agt: 1963 11,2 Mill. gegen­
uber 9,3 Mdl DM 1962. HIerbeI handelt es sich um die Per­
sonal- und Sachausgaben für 10 Landesaufstellungsstäbe 
:Inschl. Hamburg, .32 regIonale Aufstellungsstäbe des über­
~rtllchen LS-Hdfsdlenstes und für die Aufstellungsleiter des 
ortlIchen LS-Hdfsdlenstes in 97 Orten, darunter 45 Orte 
unter 100000 Einwohnern. - Die 2. und 3. Aufstellungs­
s.tufe des überörtlichen und die 1. Aufstellungsstufe des 
ortlIchen LS-Hdfsdienstes soll 138000 Helfer umfassen . 

Der Ansatz bei Titel 310 - Schutz des Kulturgutes - wurde 
von DM 50000 auf DM 1 100000 erhöht. 

Aus Titel 602 erhalten die auf dem Gebiet des Bevölke­
rungsschutzes tätigen Organisationen wie seither Zuschüsse 
In Höhe von insgesamt DM 7360000, während weitere 
DM 2000000 zur Einrichtung von 5700 zusätzlichen Unfall ­
hilfssteilen bestimmt sind. Die veranschlagten Mittel dienen 
etwa le zur Hälfte dem allgemeinen Katastrophenschutz 
und der zlvden Notstandsplanung . Die Mittel zur Ausbil ­
dung von Schwesternhelferinnen wurden gleichfalls er­
höht (Titel 603) . Bis Ende 1963 sollen 24500 ausgebildete 
HelferInnen bereItstehen einschi. der von der Bundesweh 
benötigten Kräfte für den Lazarettdienst. Bei Titel 609 wer: 
~en 11 Mdl. DM als Zuwendungen zur Errichtung von 
offentlIchen LS-Bauten In VerbIndung mit unterirdischen 
Verkehrsanlag.en und Tiefgaragen bereitgestellt. Hierbei 
Ist dIe EInbezIehung unterirdischer Verkehrswege an sich 
In dIe FInanZIerung nIcht beabsichtigt. 

Für dEie .Inhstandsetzung von LS-Bunkern und Stollen, sowie 
zur rrlC .tung neuer derartiger Anlagen wurden bisher 
rd. 100 Mdl. DM bewilligt, für 1963 wird ein weiterer Teil ­
betrag von 35 Mill. DM angefordert; für Neubau und In ­
standsetzung unabhän.g iger Löschwasser-Versorgungsan­
lagen 2,1 Mdl. D~: Fur dIese Zwecke werden insgesamt 
130 Mdl. DM benotlgt; von dIeser Summe sind 1254 Mill 
DM den folgenden Jahren vorbehalten. ,. 

Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die Arzneimittel ­
bevorratung (ohne Trockenplasma) betragen rd. 305 Mill. 
DM (TItel 879). Beschaffungen erfolgten bisher für 1785 
Mdl. DM (unter Berücksichtigung der in Abgang gestellt~n 
Vorräte). Für 1963 sind veranschlagt 60 Mill. DM davon 
fü.r Arzneim!ttel 6 Mill, für Trockenplasma 2 Mill., V~rband­
mlHel 19 Mdl. und ärztliches Gerät 33 Mill. DM. Weitere 
MIttel sind für Beschaffung von Schwimmbrückengerät und 
zur Ausrustung fur Selbstschutzzüge vorgesehen. Es sollen 
7000 Selbstschutzzüge aufgestellt werden (je 5000 Einwoh­
ner 1 Zug, dessen Ausrüstung DM 20000 kostet). Erhebl iche 
MIttel erfordert auch die Beschaffung und Instandsetzung 
von Luftschutzgerät (9. Teilbetrag 1963 103,2 Mill. DM) 
und von Luftschutzsirenen, davon insgesamt 250000 elek­
tr.lsche SIrenen, 500 Preßluftsirenen und 1000 fahrbaren 
SIrenen. 

Bei den Voranschlägen zu Kapitel 3609 - Maßnahmen des 
baulIchen Luftschutzes zum Schutz der Zivilbevölkerung _ 
Ist beachtenswert, daß wie in den vergangenen Jahren nur 
MIttel für Errichtung von Erprobungsbauwerken und zur 
~urchführung von Versuchen angefordert werden. Offent­
Ilche LS-Bauten gehen zu Lasten des Kapitels 3604. - Mittel 
bzw .. Darl .~hen zur Errichtung bzw. Einrichtung von LS-Räu­
men Im privaten Bauwerksbestand und in den Privatbetrie­
ben sind nicht eingeschlossen, da nach dem Entwurf des 
Schutzraumgesetzes diese Mittel von den Bauherren bzw. 
Betrl.eben, u. U. durch Inanspruchnahme von Krediten auf­
zubringen sInd, denen ggflls. erhöhte steuerliche Abschrei ­
bungen gewährt werden sollen. 
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Zu den Kapiteln 3605-3608 ist nichts besonderes zu sagen. 
Die angeforderten Mittel für 1963 sollen der Fortführung 
der ouf den gen. Gebieten geplanten und onge laufenen 
Notstandsmaßnahmen dienen, wie Vervollständigung der 
Vorratshaltung, Sicherung des Straßen- und Eisenbahn-Ver­
kehrs, sowie der Maßnahmen zur Sicherung der Nachrich­
tenverbindu ngen . 

Ober den Verte idigungshau shalt - Einzelplan 14 - be­
richten wir demnächst. 

Einsatz der Bundeswehr in Notfällen 

Durch einen neuen Erlaß des Bundesministers der Verteidi­
gung wurden die für den Einsatz der Bundeswehr in Not­
fällen bisher geltenden Bestimmungen vom 30. 1. 1957 er­
setzt. (Vergl. BMinBI. Vtdg . v. 11.9.1963.) - Anforderungen 
für eine Hilfe durch die Bundeswehr sind an die Dienstste l­
len der inneren Verwa ltung der Länder, also an die Innen­
ministerien, Bezirksregierungen, Land- und Satdtkreise zu 
richten, die sie an die örtlichen Kommandosteilen - Stand­
ortkommandanturen, Wehrbereichskommandos - weiter­
le iten, die in der Regel auch über den Einsatz entsche iden. 
Bei plötzlich eintretenden Katastrophen und in Fällen drin­
gender Nathilfe dürfen die Truppen sofort helfend eingrei­
fen, wenn der vorgesetzten Di enstste lle keine Mitteilung 
mehr gemacht werden kann. Der Einsatz der Bw. zur Rettu ng 
von M enschenleben und von Tieren, sowie zum Schutz und 
zur Erhaltung wertvol len M a teria ls und lebenswichtiger Ein­
richtungen kann erfolgen bei Erdbeben, Hochwasser, Eis­
gang, Wald- und Großbränden, Grubenunglücken und 
schließlich bei schweren Unfällen und Epidemien. Hilfe bei 
dieser Kategorie von Unglücksfällen gilt als "Katastrop hen­
hilfe". - Als "dringende Nothilfe" bezeichnen die Bestim­
mungen Einsätze, bei denen nur wenige Saldaten, Fahr­
zeuge oder Gerät der Bw. erforder li ch sind. Soldaten kön­
nen hier eingesetzt werden, wenn z iv il e Hilfskräfte gar 
nicht, nicht ausreichend oder nicht rechtzeitig eingesetzt 
werden können. Im Einsatz bleiben die Truppen stets ihrem 
Einheitsführer unterstel lt. Der Minister behält sich in der 
Regel die Entscheidung vor, in welchem Umfang auch Be­
kleidung, Verpflegung und Unterkunftsgerät an die be­
troffene Zivi lbevölkerung abgegeben werden kann. 

USA 
Bilanz der amerikanischen Rüstungsanstrengungen 

Der günstige Verlauf der Kuba-Krise, die zu einer Zurück­
drängung der kommunistischen Expansion führte, hat er­
wiesen, daß die amerikanischen Rüstungsanstrengungen in 
den vergangenen 10 Jahren nicht vergeb lich waren. Bis 
Mitte 1963 werden die USA insgesamt über 400 Mild. Dolla r 
für Verteidigu ngszwecke ausgegeben haben. Davon 

194 Mild. für Entwicklung und Beschaffung neuer Waffen 
99 Mild . für Unterhaltung von Basen und Waffensyste­

men 
120 Mild. fül· Besoldung und Unterhaltskosten der Streit­

kräfte 

Die USA verfügen über eine aktive Streitmacht von 2,7 Mill. 
Mann, davon 

960000 M ann in der A rmee (16 Kampfdivisionen) 
190000 Mann im Marinekorps (3 Kampfdivisionen) 
665000 Mann in der Flotte (862 Schiffe) 
868000 Mann in der Luftwaffe (15500 Flugzeuge) 

Die Atommacht der USA setzt sich zusammen aus 
40000 Atomsprengköpfen und -bomben 

1 500 strategischen Bombenflugzeugen 
1 800 Jagdbombern, die von Flugzeugträgern starten 

250 Strategischen Raketen auf maritimen und Boden­
basen 

Die US-Streitkräfte im Ausland sind auf 150 Basen "von 
größerer Bedeutung" verteilt. In Fernost - von Südkorea bis 
Thailand - befinden sich 250000 Mann, in Europa (und 
Afrika) 500000 Mann, hauptsächlich in Deutsch land . 

Die Zukunft heißt LASER und SLAM 

In wenigen Jahren wird die Waffentechnik eine weitere 
Revolution er leben. Am deutlichsten wird sich das in den 
Strahlenwaffen zeigen, die 1967 einsatzbereit sein werden. 
Die Strahl enwaffe (gebündeltes Licht), über das schon be­
richtet wurde, leitet die "LASER -Ära " ein. Gl eichzei tig er­
gänzen sich moderne Waffensys teme durch atomar ange­
triebene, niedrig und mit Oberschallgeschwindigkeit flie­
gende Rak eten (Superpersonic low altiude missiles genannt 
- abgekürzt SLAM) und durch bemannte Senkrechtstarter. 
Di e Rak eten "Tita n 1" sind einsa tzb ere it, gegenwärtig 
steh en 50 Raketen in unterirdischen Abschußba se n versenkt 
zur Verfügung, die innerhalb 14 Minuten abschußbereit sind 
bei einer Reichweite von 10000 km. Raketen vom Typ Ti tan 
2 und 3 mit noch größerer Leis tungsfähigkeit sind in Ent­
w icklung . 

Österreich 
Die österreichische Grenzschutztruppe 

Anknüpfend an ei ne bewährte Tradition und unter Berück­
sichtigung der bisherigen Erfahrungen und moderner Erfor­
dernisse wird in Osterreich eine Grenzschutz truppe in 
Milizform aufgestellt, die innerhalb kürzester Fri st an der 
Grenze einsatzbereit is t, um die Mobilmachung der aktiven 
Streitkräfte des Bundesheeres zu sichern , im Falle eines An­
griffes das Vorgehen des Gegners a ufzuklären und zu ver­
zögern bis zum Eingreifen von Einsatzverbänden. - Eine 
enge Zusammenarbeit des Bundesheeres mit der Zoll­
wache, die die Friedenskadre für die Grenzschutzeinhe iten 
bilden, ist vorgesehe n und wurde in einem Grenzabschnitt 
bereits praktisch erprobt. - Bisher wurde n 24 Grenzschutz­
kompanien entlang der gesamten Staatsgrenze als erste 
Phase aufgestel lt. Di e vorläufige Endplanung sieht etwa 
120 Kompanien vor. Dabei is t geplant, mehrere Kompanien, 
je nach Abschnitt und Auftrag, unter einem Bataillonskom­
mando zusammenzufa ssen und in den Rahm en des territo­
rialen Verteid igungssystemes einzuglied ern. Zur Herstel­
lung einer rasche n Einsatzbere itschaft so llen Bekleidung 
und Ausrüstung nach Schweizer Vorbild den einze lnen 
Reservisten des G enzschutzes in eigene Verwahrung ge­
geben werden. Ober die Au srüstung des Grenzschutzes mit 
leichten und u. U. schwere n Infanteriewaffen, sowie für die 
Aufstellung von Grenzschutz-Pioni ere inheiten zur Anlage 
von Sperren sind Einze lheite n bisher nicht bekannt. Ähn­
li ch wie bei den deutschen Grenzschutze inheiten vor 1939 
werden rege lmäßige Obungen zur Erhöhung des Kampf­
wertes der Einheiten als notwendig angesehen, sobald die 
entsprechenden gesetzlichen Voraussetzungen gegeben 
sind. 

Schweden 

Vorbereitung der physologischen Kriegführung 

Der Wehrmachtstab (die oberste Kommandobehörde der 
Streitkräfte), die oberste Schulbehörde und die private Ver­
einigung "Volk und Verteidigung ", ein Kontakt- und Ar­
beitsgremium zwischen Gewerkschaften , Arbeitgebern, Ju ­
gend-, Sport- und Berufsverbänden, veranstalteten gemein­
sam zahlreiche Konferenzen ze ntral er und regionaler Schul ­
behörden, sowie für die Lehrer, mit dem Ziel, den erwähn­
ten Person enkreis dafür zu gewinnen, die "Verteidigungs­
kunde" innerhalb des staatsbürgerlichen Unterrichts mehr 
zu berücksichtigen und das Interesse an " Totalverteidi ­
gung" zu wecken. Für die BRD sehr nachahmenswert. 
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Aktueller Rundblick 
Die in dieser Rubrik gebrachten Nachrichten über Luftschutz und seine Grenzgebiete stützen sich auf 
Presse- ~n_d Fach.pressemel~ungen ~es. In- .und Auslandes. Ihre kommentarlose Obernahme ist weder 
~Is B~sta"gung Ihrer sachlichen Richtigkeit noch als übereinstimmende Anschauung mit der Redak ­
tlO~ In allen Fällen zu ~erten, ihr Wert liegt vielmehr in der Stellungnahme der öffentlichen 
Meinung sowie der verschiedenen Fachsparten zum Luftschutzproblem. 

Auf dem Höhepunkt der Kubakrise: Stärkung der Zivilver­
teidigung der USA 

Auf dem Höhepunkt der Kubakrise in den letzten Oktober­
tagen unterbreitete Stewart L. Pittman, Assistant Secretary 
of Defense for Civil Defense, den im Pentagon , dem ameri­
kanischen Verteidigungsmin isterium, versammelten Mi tglie­
dern des Ausschusses für Zivilverteidigung der einzelnen 
Bundesstaaten, den Vertretern der Konferenz der Bürger­
meister und Angehörigen anderer staatlicher Behörden 
einen Sechspunkteplan zur Stärkung der amerikanischen 
Zivilverteidigung. Pittman wies zunächst darauf hin, daß 
die Reaktion des amerikanischen Volkes auf die gespannte 
interna tionale Lag e gezeigt habe, daß es bereit sei, die 
Bürd en auf sich zu nehmen, die aus der Gefahr eines Kern­
waffenkrieges erwachsen. Aus den Berichten aus verschie­
denen Teilen des Landes gehe hervor, daß große Teile der 
Bevölkerung noch Mögl ichkeiten suchten, sich selbst zu 
schützen besonders durch Anlage von geeigneten Schutz­
räumen . Sie würden damit den Plan der bundesstoatlichen, 
der ei nzel stoo tlichen und der örtlichen Behörden unter­
stützen, der darauf hinausloufe, die Schutzmöglichkeiten 
auszunutzen, die größere Bouten im ganzen Lande ge­
wä hren. 

In den nächsten drei Monoten soll nach diesem Programm 
die Bereitschoft auf den folgenden Gebieten verstärkt 
werden: 

0) M a r k i e run g der Sc hut z r ä u m e 
Es sind Maßnahmen zur Beschleunigung der Markierung 
der Luftschutzräume getroffen worden. Durch Hera bset­
zung der jetzigen Forderung on den Schutz vor radioakti­
ver Strahlung kann das Volumen erheblich vergrößert wer­
den. Bei Beibehaltung der bisherigen Forderung kann 
60 Millionen Menschen Schutz geboten werden . Wird da­
gegen nur verlangt, daß die Strahlung um das vierzigfache 
reduziert werden soll, so kann 110 bis 120 Millionen Men­
schen Schutz geboten werden. Studien über hypothetische 
Angriffe, mit denen in den kommenden Johre zu rechnen 
ist, zeigen, daß Schutzräume, on die diese geringeren An­
forderungen gestellt werden, in weiten Gebieten vollauf 
genügen und zwar besonders in ländlichen Gebieten, wo 
mit geringeren Intensitäten zu rechnen ist. 

Es ist deshalb vernünftig diesen Schutzraum als Zwischen ­
lösung auszunutzen, so lange nichts besseres vorhanden 
ist. Diese Schutzräume sollen als vorübergehend benutzbar 
gekennzeichnet werden, während die Schutzräume mit dem 
höheren Schutzwert als ständig benutzbar gekennzeichnet 

werden sollen. 

Die Zivilverteidigungsbehörden haben einen Plan ausge­
arbeitet, nach dem Sachverständige die Schutzräume auf 
ihren Schutzwert untersuchen sollen und danach im Einver-

ständnis mit den Hauseigentümern die Marki erung vorneh ­
men werden. 

b) Au s r ü s tun g der Sc hut z r ä u m e 
Die Herste llung von Ausrüstungsgegenständen für Luft­
schutzräume ist beschleunigt worden. In den kommenden 
sechs Monaten so ll en mit Hil fe der örtlichen Behörden die 
Ausrüstungsgegenstände auf 10000 Schutzrä ume verteil t 
werden. In den Schutzräumen, die nur den geringeren 
Schutzwert hoben, sollen keine Ausrüstungsgegenständ e 
aufbewahrt werden. 

c) S c hut z r ä u m e 0 u f dem L 0 n d e 

Für die Bevölkerung auf dem Lande sind öffentliche Schutz­
räume nur in .ganz beschränktem Umfange vorgesehen, da 
die ZIvilverteidigungsbehörden davon ousgehen, doß eine 
genügende Anzahl von privaten Schutzräumen in den 
Häusern und Höfen zur Verfügung steht. In Zusammen­
arbeit mit dem amerikanischen Landwirtschaftsmini sterium 
wurde ein Plan ausgearbeitet, nach dem die ländliche Be­
völkerung bei dem Bau billiger Schutzräume und bei der 
Erstellung von Anlagen zum Schutze des Viehs und der 
Ernte unterstützt werden soll. 

d) Au s b i I dun g 

In den kommenden Monaten so llen im ganzen Londe 
Räume für Lehrgänge bereitgestellt werden, in denen Archi­
tekten, Ingenieure und Techniker eine Ausbildung erhalten 
sollen, wie der Schutzfaktor eines Luftschutzraumes fest­
gestellt werden kann und welche Forderung en ollgemein 
an einen Schutzraum zu ste llen sind. 

Im ganzen La~d sollen Kurzlehrgänge in der Handhabung 
von Warngeraten durchgeführt werden, damit in verhält­
nismäßig kurzer Zeit große Tei le der Bevölkerung ausge ­
bildet werden können. 

e) Res e r v ist end e r S t re i t k räf t e für die 
Zivilverteidigung 

Da s Verteidigungsministerium hat se ine Zustimmung dazu 
gegebe.n, daß Reservisten der Streitkräfte freiwillig für den 
Dienst In der Zivilverteidigung abgestellt werden können . 
Die örtlichen Zivilverteidigungsdirektoren hatten sich für 
diese ?rdnung eingesetzt, um dadurch die Schlagkraft der 
Organisation zu erhöhen. 

f) F i n a n z i e I leu n d m a t e r i e I leU n t e r _ 
stützung 

Die Forderung, finanzielle und materielle Uberschüsse des 
Bun~es den staatlichen und örtlichen Zivilverteidigungs­
behorden berettzustellen, soll vorrangig behandelt werden. 
Das Programm wurde von allen Beteiligten gebilligt. Ab­
schließend wurde eine Resolution verfaßt, in der die ein­
zelnen Forderungen aufgeführt sind, vor ollem auch solche 
die sich mit der Vergrößerung des Schutzraumvolumen ~ 
befassen . 
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Wann soll man die Tore der öffentlichen Schutzräume 
schließen? 
In der letzten Zeit sind in verschiedenen Zivilverteidigungs­
zeitschriften wiederholt Meldungen erschienen, noch denen 
es in den USA Kreise geben soll, die geäußert hoben 
sollen, daß sie mit Gewalt ihre Mitbürger daran hindern 
werden, ihre nur für sie und ihre Familie gebauten Schutz­
räume aufzusuchen. Diese Frage hot besonders auch für 
die westeuropäischen Staaten eine praktische Bedeutung, 
die im Falle eines Konfliktes mit dem Osten mit sehr ge­
ringen Warnze iten zu rechnen hoben. Ein norwegischer 
Zivilverteidigungssachverständiger, Rolf Thue, hot versucht, 
diese Frage für Norwegen zu beantworten. 

Er weist zunächst darauf hin , daß ihm aus der Fachliteratur 
kein Fall im zweiten Weltkrieg bekannt sei, der darauf 
hindeute, daß diese Frage schon damals ein Problem ge­
wesen sei. Durch Anordnung vom 14. März 1958 sei fol­
gende Regelung getroffen worden : 

" Die Entscheidung, wann die Tore geschlossen werden 
sollen, liegt beim wochhabenden Leiter. Hot ein Schutz­
raum mehrere Eingänge, so muß eine Ubereinkunft zwi­
schen dem Leiter und den Wochen getroffen werden. Die 
Wochen sollen noch Mögl ichkeit olle, die Schutz suchen, 
hereinlassen, selbst wenn die Zahl diejenige übersteigen 
sollte, für die der Schutzraum berechnet ist. 

Hört der Zustrom auf, so werden die Tore geschlossen. 
Bricht der Zustrom nicht ob, nachdem der Angriff als nahe 
bevorstehend angesehen werden muß, soll mon sich wie 
folgt verholten: An den einzelnen Eingängen kann eins 
der Tore (Druckschleusentor [äußeres Tor], äußeres Gas­
schleusentor, inneres Gosschleusentor) wechselweise einen 
Spalt geöffnet werden, durch dos die Menschen in Gruppen 
eingelassen werden können . Der Offnungswinkel der Tore 
dorf in keinem Falle größer als 300 sein. 

Alle Tore müsse n spätestens geschlossen werden, wenn 
der Angriff eingesetzt hot - d. h. wenn mon die Detona­
tion der ersten Bombe hört, oder wenn der Blitz der Atom­
bombenexplosion aufleuchtet. 

Nachdem der Angriff eingesetzt hot, können die Tore nur 
in ganz besonderen Ausnahmefällen für Personen geöffnet 
werden, die nicht den Schutzraum bei Zeiten erreichen 
konnten. " 

Erstmalig Rot-Kreuz-Ubung mit zivilen Hubschraubern 

An der am 29.9.1962 on der Holländischen Grenze im Ems­
land stottgefundenen internationalen Rot-K reuz-Ubung 
hoben erstmalig zivile Hubschrauber aus dem Mitglieder­
kreis der " Deutschen Gesellschaft für Hubschrauber-Ver­
wendung und Luftrettungsdienst e. V. " mitgewirkt. Sie er­
füllten die ihnen gestellten Aufgaben der Erkundvng, Ver­
bindung und Rettung zur vollen Zufriedenheit der Ubungs­
leitung . 

Nachdem die Gesellschaft bereits bei der Bekämpfung der 
Flutkatastrophe on der Nordsee mit mehreren Hubschrau­
bern ihrer Mitglieder beteiligt gewesen war und bei der 
Hannover'schen Messe (Luftfahrtschau) den Rettungsflug­
dienst übernommen hotte, steht sie nunmehr auch mit den 
Maschinen ihrer Mitglieder für die Zwecke des Roten Kreu­
zes zur Verfügung. 

Ist man beim Fliegen strahlengefährdet? 

Die Frage der Strahlengefährdung von Fluggästen und 
Flugbesatzungen durch die neuerlichen Kernwaffenversuche 
der Russen und Amerikaner ist erneut zu einem aktuellen 
Problem geworden. Der Luftverkehr auf den Interkontinen­
talstrecken hot sich in den letzten Jahren weitgehend in die 
Höhenbereiche der Stratosphäre verlagert, in einen Be­
reich also, der einen Speicher des radioaktiven Atombom -

benstaubs darstellt. Bei hochfliegenden Düsenflugzeugen 
ergibt sich somit dos Problem der radioaktiven Gefähr­
dung von Passagieren, Flugpersonal und auch des Boden­
personals. Letzteres kommt bei der Wartung der Flugzeuge 
mit der Außenhaut der Maschinen in dieselbe Berührung 
und kann im Falle von radioaktiven Ablagerungen auf der 
Flugzeugoberfläche während des Höhenfluges strahlenge­
fährdet werden. Bei den Passagieren und der Besatzung 
ist die Radioaktivität der Kabinenluft, die während des Flu­
ges der Stratosphäre entnommen wird, von Bedeutung. 
Schließlich sind die Insassen eines Flugzeuges der kosmi­
schen Strahlung ausgesetzt, die in Flughöhen von 10 oder 
12 km eine sehr viel größere Intensität und damit auch 
eine stärkere radiologische Wirksamkeit besitzt, als auf 
der Erdoberfläche. 

Die deutschen Wissenschaftler unter Leitung von Professor 
Dr. E. Bogge, dem Direktor des Instituts für Kernphysik on 
der Universität Kiel, hoben während ihrer Untersuchungen 
in Düsenmaschinen der Deutschen Lufthansa in mittleren 
Flughöhen von 10 km während einer größeren Zahl von 
Flügen noch Amerika und Japan die Radioaktivität der 
Kabinenluft und die Strahlendosis, die durch die kosmische 
Strahlung bedingt ist, gemessen; ferner wurde mit Staub­
haftfolien und Wischproben die radioaktive Verseuchung 
der Außenhaut der Flugzeuge gemessen. 

Der Hauptteil der Messungen wurde im Frühjahr 1961 - also 
vor Wiederbeginn der russischen Kernwaffenversuche -
durchgeführt. Der noch immer in tier Stratosphäre vorhan­
dene radioaktive Staub stammte also von Versuchen, die 
drei Jahre und mehr zurücklagen! Die Verseuchung ergab 
sich ober doch noch als so stark, daß dos Bodenpersonal 
vor dem Verzehr ihres Buterbrotes sich die Hände sehr 
sorgfältig reinigen muß. Bei Versuchen im Herbst 1961 , also 
noch den ersten sowjetischen Versuchen, war die Radio­
aktivität auf der Außenhaut so weit angestiegen, daß im 
Mittel auf vier Quadratmeter Oberfläche des Flugzeuges 
soviel Radioaktivität sitzt, wie noch den internationalen 
Vorschriften höchstens pro Tag in den menschlichen Kör­
per gelangen dorf! 

Für die Passagiere in der Kabine ergab sich praktisch keine 
Gefährdung; auch der Anteil der aus dem Weltall kom­
menden sogenannten kosmischen Strahlung bleibt bei gro­
ßen Flughöhen noch erheblich unterhalb der Toleranz­
grenze, selbst beim Bodenpersonal , dos zu den ständig 
durch den Beruf "strahlenexponierten Personen" gehört. 
(Atomkernenergie Hefte 51 Seite 173,61 Seite 204 und 7/8 
Seite 249 Verlag Karl Thiemig KG, München) 

Die norwegische Bevölkerung steht positiv zur Aufklärungs­
arbeit der Zivilverteidigung 
Im November 1961 wurde on olle norwegischen Haushalte 
die Broschüre: "Sivilt vern i krig" (Zivile Verteidigung im 
Kriege) verteilt. Im Juni 1962 hot dos norwegische Gallup­
Institut eine Untersuchung durchgeführt, bei der 2044 Per­
sonen befragt wurden. 

An die Bevölkerung über 18 Jahre wurden folgende Fragen 
gestellt: Vor einiger Zeit hot die norwegische Zivilverteidi­
gung on olle Haushalte eine Broschüre verteilt . Erinnern 
Sie sich, ob Sie diese Broschüre in Ihrem Heim erholten 
hoben? 

An diejenigen, die die Broschüre erholten hoben : 
Hoben Sie in der Broschüre gelesen? 
Sind Sie der Auffassung, daß der Inhalt der Zivilverteidi ­
gungsbroschüre die Möglichkeiten des einzelnen erhöht, 
sich bei einem Angriff zu schützen? 



An olle: 
Sind Sie der Auffassung, daß es erforder li ch und wichtig 
ist, die Bevölkerung über Kampfmittel und Schutzmaßnah­

men aufzuklären? 

Von den Befragten konnten nur 57 '\) mit Sicherheit sogen, 
daß sie die Broschüre erholten hotten. Damit ist ober nicht 
gesagt, daß die Post sie nicht on olle Haushalte verteilt 
hätte. 60 (\; der Befragten sind nämlich zwischen 18 und 
39 Jahren. Viele von ihnen hoben keinen selbständigen 
Haushalt und hoben aus diesem Grunde die Broschüre nicht 
gesehen . 

Von denen, die die Broschüre erhielten, hotten nur 76;;; 
überhaupt nicht in der Broschüre gelesen. Die Stadtbevöl­
kerung zeigte größeres Interesse als die Landbevölkerung, 
vielleicht, weil sie größeren Gefahren ausgesetzt ist. 50"(; 
derjenigen , die in der Stadt die Broschüre erhielten , hotten 

sie gelesen. 

Nur 7",; stehen der Aufklärungsorbeit der Zivilverteidigung 
negativ gegenüber. 87:'(; sind die Auffassung, daß die Auf­
klärung durch die Broschüre dazu beiträgt, die Schutzmög­
lichkeiten des einzelnen zu erhöhen. Außerdem ist die 
Schlußfolgerung erlaubt, daß der weit überwiegende Teil 
der Bevölkerung der Ansicht ist, daß es erforderlich ist, die 
Bevölkerung über Kampfmittel und Schutzmaßnahmen auf­
zuklären, da 837,; diese Frage positiv beantworteten, 7~~ 
negativ und nur 10"(; dieser Frage gleichgültig gegenüber­
standen. 

Vergleicht mon die Antworten der norwegischen Bevölke­
rung mit denen der dänischen, so erhä lt mon auf die Frage, 
ob die Bevölkerung meint, daß die Aufklärung in der Bro­
schüre (der norwegischen bzw. dänischen) die Möglichkei­
ten des einzelnen sich zu schützen (um zu überleben) er­

höht, folgende Antworten: 

Norwegen Dänemark 

Ja 87~; 11 (~; 

Nein 7"" 74 (\; 

Weiß nicht 6"-(, 15",; 

Keine Gefahr durch den Anstieg von radioaktivem Jod 

Der als Folge von Kernwaffenversuchen entstehende radio ­
aktive Niederschlag enthält eine große Anzahl von radio­
aktiven Isotopen, von denen Strontium 90 und Jod 131 für 
die Gesundheit des Menschen am bedeutungsva ll sten sind. 
Jod 131 hot eine Halbwertzeit von ungefähr acht Togen. 
Der Nachweis von Jod in Spaltprodukten ist deshalb ein 
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Beweis dafür, daß es sich um verhältnismäßig frische Spalt­
produktgemische handeln muß, die nur von erst kürzlich 
stottgefundenen Kernwaffendetonationen herrühren kön­
nen. 

Dos radioaktive Jod kann vom Menschen insbesondere 
über die Frischmilch aufgenommen werden. In der Zeit vom 
29.8. bis 12.9. erreichte der Jad-131-Gehalt in der Milch 
on einigen Orten in der Bundesrepublik Spitzenwerte von 
etwa 100 - 500 Picocurie je Liter, während er on anderen 
Orten u~terhalb der Meßgrenze log. Noch den derzeitigen 
Internationalen Richtlinien dürfen Säuglinge und Kleinkin­
der im Jahresdurchschnitt t ä gl ich 70 Picocurie Jod 131 
aufnehmen . Dies bedeutet, daß bei einem Milchverbrauch 
von 0,7 Liter pro Tag der Jad-131 -Gehalt im Jahresdurch­
schnitt.100 Picocurie je Liter betrogen dorf. Berücksichtigt 
mon die Jod-131-Aufnahme durch die Milch in den vergan­
genen 365 Togen, so ergibt sich, daß on einigen Orten in 
der Bundesrepublik bis heute im Jahresdurchschnitt maxi­
mal10 - 20 Picocurie aufgenommen wurden . Auch bei Ge­
nuß von Frischmilch besteht deshalb zur Zeit keine Gefahr. 
Selbst Kleinkinder, die nur mit Frischmilch ernährt werden 
sind nicht gefährdet. ' 

Noch dem Ergebnis sorgfä ltiger Uberprüfungen besteht 
auch keine Gefahr, daß durch den Anstieg von radioakti­
vem Jod in den Niederschlägen die zulässigen Werte im 
Trinkwasser aus Zisternen erreicht werden. 

Löschraketen zur Bekämpfung von Waldbränden 

Zur Bekämpfung von kleineren und mittleren Waldbränden 
ist von den Technikern der amerikanischen Forstverwaltung 
eine neuartige, vom Flugzeug aus zu startende Fernlenk­
rakete entwickelt worden, die 380 Liter einer chemischen 
Löschflüssigkeit enthält und gezielt in den Brandherd ge­
schossen w erden kann. Wenn die letzt durchgeführten prak­
tischen Versuche erfolgreich verlaufen und die von den 
Technikern gehegten hohen Erwartungen erfüllen so ll en 
weitere fünf Raketen für Versuchszwecke gebaut w~rden. 
Auf Grund der jüngsten technischen Entwicklung setzen die 
amerikanischen Behörden große Hoffnungen auf die Wirk­
samkeit solcher ferngesteuerten Löschraketen bei Bränden 
kleineren und mittleren Ausmaßes. Bei größeren Wald­
bränden hofft mon die neuen Löschraketen als wirksame 
Ergänzung zu den herkömmlich en Löschmethoden einsetzen 
zu können . 

Durch dos neue Raketen-Löschverfahren würde auch prak­
tisch dos teilweise bisher angewendete " Löschbombenver­
fahren" überflüssig, bei dem die Flugzeuge beim Abwurf 
der Löschbomben verhältnismäßig tief fliegen müssen und 
durch Hitze, Rauch und Bodenerhebungen usw. häufig ge­
fährdet werden. 
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ZE ITSCH RI FTE N SCHAU 
Pratection Civile et industrielle, No. 98, Aoüt 1962 - Frankreich 
In verschiedenen fra nzösischen Provinzen ist die Zahl der Waldbrände 
in den letzten Jahren stark gestiegen. Der Beitrag von Botoillons­
kommandeur Sarraute über die Bekämpfung von Waldbränden Ist deshalb 
von aktueller Bedeutun!l. Er ist in vier Abschnitte gegliedert: 
- Die Verschiedenartigkeit der Waldbrände 
_ Mit welchen personellen und materiellen Milleln können die Brände 

bekämpft werden 
- Strotegie und Taktik der Bekämpfung 
- die eigentl iche Bekämpfung . . , 
Die Zahl der Opfer der Landstraßen erhäht s ich auch In Frankreich von 
Jahr zu Jahr. Es erhebt sich daher die dringende Frage, was für diese 
Opfer getan werden kann. Verfasser hebt mit besonderem Nachdruck 
hervor daß die Hilfe die einem Verkehrsopfer gebrach t wird, vom Arzt 
geleist~t werden muß: Es ist deshalb dafür zu sorgen, daß die Verletzten 
an der Unfall steile vom Arzt behandelt werden . 

Protection Civite et industrielle, No 99, Sep tembre 1962 - Frankreich 
Bei Katastrophen, mö~en sie natur- oder kriegsbedingt sein sind immer 
v~l e Menschen Opfer s ta rker Gemütsbewe!lungen. Es ist deshalb wichtig, 
daß die mit psychologischen Problemen beschäft igten Personen des 
Zivilschutzes die verschiedenen Reaktionsorten kennen und wissen, wie 
man ihnen vorbeuge nd begegnen soll und wie man sie bei akuter Gefahr 
bekämpft. 
Es gibt augenblickliche und verzägerte Reaktionen. Di e Psychologen sind 
natürlich in erster Linie an den ersten Störungen interessiert, d. h. den­
ienigen, die im AU!lenblick der Gefahr auftreten. Es ist iedoch auch 
wichtig dieienigen zu kennen, die verspätet auftreten und lange Zeit 
bestehen: Tage, Wochen, und selbst Monate nach dem gefühlsbetonten 
Erei~nis . 
In Lissabon trafen sich die Vertreter der Mitgliedstaaten des "Comite 
TECHNIQUE Int ernational de prevention et d ' extinction du feu". Wie in 
den ver~angenen Jahren in Bordeaux, Warschau und Rom hielten zu­
nächst die einzelnen Kommissionen Si t zun~en ab. Die Ergebnisse des 
Kon~resses wurden anschließend in einer Plenorversommlun~ zusammen· 
gefaßt. Parallel zu den Arbeiten des Kongresses wurden einige Veran­
sta ltun gen von den portugiesischen Behärden durchgeführt. 

Civitforsvarsbladet - Juni /Ju li 1962, Heft 6 - Dänemark 
In Dänemark ist der Verkauf an Geräten zur Messung der Radioaktivität 
in der letzten Zeit so stark gestiegen, daß verschiedene Firmen sich 
Lieferfristen ausbedun!len haben . Diese Entwicklung verfol!lt dos zentrale 
dänische Zivilverteidi!lun!lsamt mit !lete iltem Interesse. Zu der Frage 
nimmt der Direktor des zentralen dänischen Zivilverteidigungsamtes 
Stellun!l . 
Vor kurz e m hat das zentrale dänische Zivilve rteidigungsamt auf Ver­
anlassunQ des Innenministeriums einen Aus schuß geg ründet, dem die 
Auf!labe übertra!len wurde, sich der Planung lan!'Jzeiti!ler Vorhaben der 
Zivilverteidigun!l anzunehmen. Es handelt sich dabei im wesentlichen um 
Maßnahmen, die an!lesichts der Entwicklun!'J auf waffen technische m Ge­
biet, besonders dem der Kernwaffen, zur Durchführun!l eines rationellen 
und koord ini erten Einsatzes der gesamten Kräfte der Zivilverteidigung 
in einem Schadensqeb iet erforderlich si nd. 
Auf dem "Grand Prix-Festival" über Fernsehfilme in Cannes wurde auch 
der dänische Aufklärun!lsfilm "Radioaktiver N iedersch la g" gezeigt. Der 
Film fond !lroßen Anklon!l bei den Teilnehmern und viele erklärten, daß 
s ie da s Problem in ihrem Heimatland auf ähnliche Weise zu lösen 
!ledächte n . 

Civilforsvarsbladet, AU!lust 1962, Heft 7 - Dänema rk 
In Dänemark hat mon die Feststellung !lemacht, daß Bewohner der Land­
!lemeinden viel eher genei!lt sind, Zivdverteidi!lungsaufgaben zu über­
nehme n als die Bevölkerun!l in den Städten. Die Gründe für diese Ver­
schiede nheit werden diskutiert und erläutert. 
Es ist offenbar , daß heute eine Diskrepanz beste ht zwischen der Gefahr, 
vor der sich die Zivilbevölkerun!l gestellt sieht, und den Maßnahmen, die 
von der Zivilverteidigun!l !letroffen werden . Der Informotionschef der 
norwegischen ZivilverteidigunQ, Rolf Thue, berichtet wie man versucht 
hot in Norwegen dieses Problem, besonders auch durch Schutzraumbau, 
zu lösen . 
Einer der amerikanischen RußI.andspezialisten, Leon Goure, hot vor kur· 
zem einen län!leren Artikel über die Zivilverteidigungsausbildung in Ruß­
la nd !leschrieben . Der Inhalt dieses Artikels wird wiederge!leben. Es wird 
hervorgehoben, daß 50-100 Millionen Russen e in e Ausbildung in der 
Zivilverteidigung - die obligatorisch ist - erho lten hoben oder erholten 
werden. 

Tidskrift för Sveriges Civitförsvar, 6, August 1962 
Im Juni dieses Jahres wurde in .Jänkäping ', Schweden, eine europäische 
Landwirtschaftsausstellung gezeigt. Die schwedische Zivilverteidigung 
trug zu dieser Ausstellung durch ei ne Abteilung "Schu tz gegen bio logi sche 
und chemische Kampfmittel" bei. Ober Ziel und Umfang der Ausstellung 
wird im vorliegenden Artikel berichtet. 
Im Herbs t dieses Johres wird in Schweden e in neues Buch über den Schutz 
gegen .ABC" -Kampfmittel herausgegeben. Dos Buch wendet sich sowoh l 
on den Instru kteur als auch on den nicht vorgebildeten Zivilverteidigungs­
pflichtigen. 
Im Mai 1961 begann man in Schweden mit d er Hers te llun!l von drei 
Filmen über die Strahlengefahr und die Mäglichkeiten sich gegen energie­
reiche Strahlen zu schützen. Der Film Nr. 1, der besonders auch in der 
breiten Offentlichkeit gezeigt werden so ll, trägt den Tite l: Was ist es? 
Wie schützt man si ch? De r Film Nr. 2 wurde für das Personal in der 
Gesamtverteidigung hergestell t, d e m Aufgabe n im Strahlenschutz über­
tragen sind . Der Titel des Filmes lautet: Na chweis und Alarmierung . 

De r Film Nr . 3 endlich soll dem Luftüberwachungspe rsonal gezeigt wer­
den. Der Titel lau tet: Die Aufgaben des Luftü berwachungspersonals. 
Auf In itiative des zentralen schwedischen Zivilverteidigungsamtes hat man 
in Götebor!l e ine Umfrage über die on alle schwedischen Haushalte ver­
teilte Broschüre .Wen n der Krieg kommt" durchführen lassen. Ziel der 
Untersuchung war es fes tzu stel len, in welchem Umfange die Allgemeinheit 
d ie Broschüre gelesen und s ie aufbewa hrt hat. In dem Heft werden 
schli eßlich die neuen Bestimmungen für den schwedISchen Werkluftschutz 
erläu tert. 

Protar, Schweizerische Zeitschrift für Zivilschutz , Heft 3/4, 28. Jahrgang , 
März/April 1962 
Luftlandetruppen dürften auch in einem zukünftigen Kriege eingesetzt 
werden, da sie sich für viele Zwecke verwenden lassen: für den takti­
schen Einsatz (z. B. zur überraschenden Besitznahme von Obiekten wie 
Brücken, Stroßen und Bahnknotenpunkten) für den strategischen Einsatz 
(z . B. zur Enllastung der eige nen Erd tru ppen, zur Besetzun!l großer und 
wich ti ger Gebietsteile und zur unversehrten Inbesi tznahme besonders 
wichtiger Ind ustriean la gen). Aus diesen Gründen ist es notwendig, daß 
berei ts in Friedenszeiten geeignete Vorbereitungen zur Bekämpfung von 
Luftlandetruppen getroffen werden. Für die Schweiz als neutrales Lond 
schläg t der Verfasser folge nd e Maßnahmen vor: 
- Ein gut funktionierendes Alarm- und Beobachtungsnetz 
- Dezen trali sierte Bereits te llung von zahlreichen Fliegerabwehrmitteln 

und Teilen d e r Flugwoffe 
_ Bereifhaltung von Panzern und motori sier ten Feuermitteln, damit der 

Gegner angegriffen werden kann, bevor er sei ne Verbände geordnet 
hot 

- Verhinderung der Ausd e hnun g des Brückenkopfs durch Sperren 
- Beste und wirksame Abwehrmittel, wie taktische Atombomben 
Alle diesbezüglichen Vorkehrungen sollten so bold wie möglich getroffen 
werden. 
In der vorliegenden Nummer ist außerdem das neue schweizerische "Ge­
se tz über den Zivilschutz" abgedruckt. Besprochen wird sch ließ li ch aus­
führlich die deutsche Broschüre "Jeder hot eine Chance". 

Protar, Schweizerische Zeitschrift für Ziv ilschutz, Heft 5/6, 28. Jahrgang , 
Mai J uni 1962 
Zur Bekämpfung vo n Bränden stehen verschiedene Läschmittel zur Ver­
fügung: 1. Kühlend wirkende Mittel: Wasser; 2. Erstickend wirkende 
Mittel : Kohlensäure; 3. Kühtend und erstickend wirkende Mittel: Luft ­
schau m, chemischer Schaum, gutlöschender Staub; 4. Antikatalytisch 
(kettenabbrechend) wirkende Mittel: Löschstaub auf Natriumbikarbonat­
Basis, wässerige Lösungen (Sa lz lösungen). Halogenko hl e nwassersto ffe 
wie: Tetrachlorkohlenstoff, Chlorchrommethan, Methylbromid, Bromtri­
nuarme than; 5. Sonderlöschmittel: Trimethoxyboroxin und e lektron­
lösch e nde Staubtypen. Eine besondere Literalurzusammenfassung weist 
auf einige literafurstellen der neueren Zeit hin. 
Am 24. Mai wurde der Vorentwurf des Justiz- und Polizeideparteme nts der 
Schweiz zu einem neuen "Bundesgesetz über die baulichen Maßnahmen 
im Zivilschutz" im Bundeshaus ausgelegt und den Kantonsregierungen zur 
Begutachtung zugeleitet. Wenn irgendwie mäglich soll noch in diesem 
Jahr ein definitiver Beschluß gefaßt werden. Aus diesem Anlaß disku­
tiert der Verfasser Frogen des baulichen Luft schutzes in der Schweiz. Er 
geht auf di e verschiedenen Schutzraumtypen ein und weist besonders 
darauf hin, daß vie le alte Bauten nicht geeignete oaer überhaupt keine 
Schutzräume hoben. Die Schutzröume In Neubouwohnungen schützen in 
den meisten Fällen nur gegen Trümmer und leichtere Waffen. Es wäre 
zweckmäßig die Bevölkerung durch gräßere Schutzräume, die erheblich 
widerstandsfähiger sein müssen, zu schützen. Verfasser wende t sich im 
besonderen den unterirdischen Tiefbunkern zu, dem Seeparkproiekt in 
Zürich und den gepla nt en unterirdischen Park- und Schutzstollen in Basel. 

Wehrkunde (Ver la g Europäische Wehrkunde, München) Heft 9/1962 
Dalma: Die große atlantische Debatte / Meister: Die sowietische Marine­
po liti k und -Doktrin / v. Zitzewitz: Marokko zwischen Ost und West / 
Rougeron: Atomare Abschreckungskräfte auch für ärmere Länder? / von 
Beuningen: Wo s teht der Offizier in der modernen Gesellschaft? Rothe: 
Die Panik im Kriege / Paschta: Dos System der sowietischen Militör­
berater in den Sat'ellitenstaaten / Lattmann: Militär!lerichtsbarkeit und 
Wehrstrofrecht in der Zone 
Wehrkunde (Verlog Europäische Wehrkunde, München) Heft 10/1 962 
Hampe: Wo bleibt die zivile Verteidigung? / Pruck: Die Spitzengliede­
rung der Sowietstreitkräfte / Reinicke: Di e Kampfvera ntwortung der 
Artillerie / "': Staatsinteresse und bewaffnete Macht in Ost und West / 
Hermann : Di e Aufgabe der Kontaktpnege in der Armee / Mau roch : 
Moderne Waffen und psychologische Erziehun!l in der Sowietarmee I 
Giese: Neue Sprungbretter für Moskau? / Hampe: Das Arbeitsgebiet 
. Pi Infra" / Hengst: Soldat und Strafrecht 

Druckfehlerberichtigung aus Heft 10/1962 

Seite 335 rechts oben nach 3. Zeile hinzufügen : 
c) I nhalt der Meldung 

wann? 
wie? 
wo? 
was? 

Seite 336 links oben 
Es muß ab 3. Zeile richtig heißen: 
Der Leitende ist durch den Ablauf des Planspieles selbst 
so stark gebunden, daß die Einteilung eines eingespiel­
ten Leitungsgehilfen zur Führung der Lagekarte u. a. 
erfarderlich wird. Ebenso kann nicht auf einen ader 
mehrere Planspiel helfer verzichtet werden. 
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PATENTLISTE 

Strahlenschutz : 
31.10.1 962 

21 g, 18/01 - V 15910 - DAS .1 138871 . .' trennte 
Nach dem KapazitätsaufladeprInzIp arbeitende, ,n e ine g.e . 
Auflade- und Meßvorrichtung einsetzbore Kondensatorlonl so flon s· 
kommer; 
E, Ernst Alfred Frommhold, Dresden ; 
A , VEB Vakutranik Dresden, Dresden; 6. 2. 59 

luftschutzbauten : 
15. 11.1962 

37 f , 701 - R 22602 - DAS 1 139629 hutz. 
Wasserschulz für einen mit einem Hauskell er verbundenen Luftsc 

EourniA: Morten M . Rosenfeld , New York , N. Y. (V.SLA.); 31. 1. 58 

Atemschutzgeräte: 
3l. 10. 1962 

61 0, 2901 - D 28996 - DAS 1 139023 . " .. r e-
Druckgo sotemschutzgeröt mit mindestens einem vom Geratetroge 9 
tragenen Druckgasbehälter; " " 
A , Dräg erwerk, Heinr. u. Bernh. Drager, Lubeck; 19.9.58 
61 a 29105 - 5 56 714 - DAS 1 139 024 . " 
Lungengesteuertes Atemgaszuführungsventd fur Druckgosatemschutz-
geräte insbesondere zum Tauchen ; I 
E, Ja~ques-Yves Causteau , Monaco und Emile Gagnan , Mantrea 

(Kanada); . k' h) 25 1 58 V St A erika A , Fa. La Spiral echnique, Pa ris (Fron relc ; . . , . . m 
31. 1. 57 

8.11.1962 
61 0, 29105 - D 34955 - DAS 1 139387 . 
Druckgasotemschutzgeröt mit einem Druckminderer und einer Rück-

zugssignalvorrichtung ; "" k Z Patent 
A , Drägerwerk, Helnr. u. Bernh. Drager, Lubec; usatz zum 
1 104829; 15. 12. 60 

15. 11. 1962 
610, 29 '04 - F 30792 -:- DAS 1,,1391.46 " ruck-
Druckflaszuführungselnrlchtung fur Hohenatemgerate undlader D 

E~z~~~~rd Daniels Cummins, Tanawanda .. N . Y. (V.St.A.); 
A , The Firewel Campany Incarparated, New Yark, N. Y. (V.St.A.) 
19. 3. 60 
61 0 29 03 - R 26856 - DAS 1 139747 
Fris~hluftotemschutzgerät, insbesondere zum Versorgen der Insassen 
von Fahrzeugen mit Sauerstoff; 
E = A, Wolfflanfl Rentsch, Plrno; 4. 12. 59 

Feuerlöschwesen : 
25.10. 1962 

610 , 1601 _ T 8795 - DAS 1138640 
Sprühdüse für Feuerläschzwe.cke; 
E, Dr.-Ing. Ernst Klosse, Helde lberg; . 
A, Total K.G. Foerstner u. Co .. Monnhelm; 17.12.53 
61 b 2 - T 20784 - DAS 1 138641 
Mo";oo mmon i u m phospha tho I t i ges. T rocke n I äsch pu Iver ; 
E, Dr .-Chem. Walter Mork, Weinheim; 
A , Tatol K.G. Foerstner u. Co., Lodenburg/ Neckar; 18.9.61 

31.10. 1962 
61 0, 22 - P 23644 - DAS 1 139022 " 
Vorrichtung zur Belüftung eines brenne~de~ Gebaudes; 
E = A: Leo Johonnes Pesonen , HelSlnkl (Flnnlond); 6. 10. 59, Finn ­
lond 10. 10. 58 

Desinfektion und Sterilisation : 
8. 11. 1962 

30 i, 2 - B 58748 - DAS 1 139237 .' f"ll eschlos-
Vorrichtung zum kontinuierlichen SteriliSieren von ge u ten Q 

senen Behältern; (F k' h) ' 
E = A, Mox Beouvais, St. Georfles Motel , Eure ran relc , 
27 . 7. 60, Frankreich 21. 1. 60 

15. 11 . 1962 
30 i, 3 - D 35559 - DAS 1 ~39 ?10 . nd horma -
Verfahren zur Konservierung n,chtlonlscher, kosmetischer u P 
zeut ischer Emulsionen i 
E· Gustav N owak Holzminden/Weser; G b 
A ', DRAGOCO, Spezialfabrik konz. Riech - und Aromo stoffe, er er­
ding u. Co. GmbH., Holzminden/Weser; 4.3.61 
30 i' 3 - G 32173 - DAS 1 139611 
Kei;"tätende Jod en thaltende Präpo ra te; ' 1 
E, Leslie Gr~y Nunn iun. , M etuchen, N . J. und Robert Curtis W, son, 
Cronford , N . J. (V .St.A.); 

Patentschau Zivilschutz Heft 12 431 

A , General Aniline u. Film Corporation, New York , N. Y. (V.SI.A.); 
28 . 4. 61 , V.SI. Amerika 29.4.60 
30 i, 501 - B 62223 - DAS 1 139612 
Verfohren zur katolytischen Oxydotion geringer M engen gosfärmiger 
Kohlenwosserstoffe in Luft ; 
E: Dr. Mox Schütze, Ludwigshafen/Rhein; Dr. Korl Buschmann, Neu­
stod t on der Weinstroße und Dr. Hans-Dieter Ermshaus, Ludwigs­
hafen Rhein; 
A, Bodische Anilin - u. Sodo -Fobrik A .G ., Ludwigshofen! Rhein : 
21. 4. 61 

Heilseren, Bakterienpräparate : 
25.10. 1962 

30 h, 6 - T 19628 - DAS 1 138510 
Herstellung und G ewi nnung des Antibioti kums Rufomycin ; 
E, Koili Nokazowa, Amogosaki ; Motoo Shibota, Eiji Higashidi , 
Toshiniko Konzoki, Nishinomiyo; Hiroishi Yomamoto, Kobe; Akiro 
Jisaburo Ueya nogi, Nishinomiyo und Hidesuke Iwasoki, Toyonoka 
(Japon) ; 
A , Takeda Chemical Industries, lId. , Osaka (Ja pon); 
7. 2. 61, Jopan 8. 2. 60 

31.10.1962 
30 h, 6 - F 33213 - DAS 1 138889 
Hers tellung und Gewinnung eines Actinomycin · U·Gemisches i 
E, Dr. Günter Schmidt -Kastner, Dr. Christion Hackmann , Wuppertol­
Elberfeld und Dr. Johannes Schmidt, Wuppertal-Vohwinkel ; 
A, Forbenfobriken Bayer A .G ., Leverkusen ; 
Zusotz zum Potent 1 126563 ; 16. 2. 61 

Bluttransfusionsgeräte : 
25. 10.1962 

30 k, 102 - P 24565 - DAS 1 138512 
Tropfenzähler mit Belüftungssystem für Infusions- und Transfusion s­
fleräte ; 
E, Herbert Mänz, Bubenreuth bei Erlongen und Sven Husted-Ander­
sen, Kopenhogen; 
A, J. Pfrimmer u. Co., Erlangen; 8. 3. 60 

Absorbieren, Reinigen und Trennen von Gasen und Dämpfen : 
8. 11 . 1962 

12 e, 401 - St 11 676 - DAS 1 139100 
Verfohren und Vorrichtung zum Herstellen, Aufrechterholten oder 
Niederschlagen von Dispersionen i 
A, L. u. C. Steinmüller GmbH ., Gummersboch; 15. 9.56 

15. 11. 1962 
12 e, 5 - E 15105 - DAS 1 139471 
Stoubion i sierungsei nrichtunfl für elektrostotische Luftrei niger ; 
E, Paul W. Aitkenhead, Pittsburgh, Pa. (V.St. A. ); . 
A, Elektro-Air Cleaner Company Ine. , McKees Rocks, Pa . ; 
16. 12. 57, V.St. Ameriko 28 . 8. 57 

Patentberichte 

Lungengesteuertes Kippventil für Atemschutzgeräte 

Bei bekonnten .Iun!;lengesteuerten . Kippve~tilen ist der Ventilv~rschluß­
kärper z. B. mit einem den VentilSItz bel geschlossenem Ventil umge­
benden Vorsprung oder einem verdickten Randring versehen, durch den 
der Ventilverschlußkärper beim Kippen abgestützt wird. Die bekannten 
Kippventile werden im allgemeinen durch Membranen gesteuert , die 
von dem wechselnden Atemdruck betätigt werden. Sie haben den Noch ­
teil, daß beim Offnen nur ein verhäl tni smäßig geringer Querschnitt 
freigegeben wird, do der Ventilverschlußkärper beim Offnen des Ventil s 
on dem Ventilsitz oder in dessen Nähe am Ventilgehäuse anliegt. Dieser 
Nochteil ist besonders dann wesen tlich , wenn der Ventilverschlußkörper 
mit einem langen Kipphebel versehen ist, der an der Membron onliegt. 
Je länger der Hebel ist, um so geringer ist bei gleicher Membrandurch­
biegung der freigegebene Offnungsquerschnitt des Ventils . Lange Ventil-

5 
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14a 20 13 17 

hebel werden aber im Interesse eines niedrigen Einatemwiderstandes 
bevorzugt. Abb. 1 zeigt eine bekannte Ausführung eines Kippventils 
im Schnitt . 

Die Erfindung bezweckt, die Nachteile der bekannten Kippventile für 
Atemschutzgeräte zu beseitigen. Abb. 2 zeigt eine Ausführungsform des 
erfindungsgemäßen Kippventils, Abb. 3 die Anordnung dieses Kipp · 
ven til es in seinem Gehäuse und Abb. 4 eine weitere Bouform des er· 
findungsgemäßen Kippventils mit einer Membransteuerung. Die Erfi ,n­
dung besteht darin, daß das Ventilqehäuse 3 bzw. 15 und der Ventol ­
verschlußkörper 1 bzw. 13 mit um den Ventilsitz 2 bzw. 14 herum on­
geordn eten Vorsprüngen, Anschlagfiächen versehen ist, durch die der 
Ventilverschlußkörper 1 bzw. 13 noch einer kurzen Kippbewegung um 
den Ventilsitz gestützt wird, so daß er bei weiterem Kippen um den 
außerhalb des Ventilsitzes 2 bzw. 14 liegenden Berührungspunkt 8 bzw. 
21 zwischen dem Ventilverschlußkörper 1 bzw. 13 und dem Ventilgehäus e 
3 bzw. 15 geschwenkt wird. In besonderer Ausgestaltung ist dos Ventil ­
gehäu se 3 bzw. 15 zur Bildung der Anschlagfiäche mit einem mit Ab· 
stand von dem Ventilsitz 2 bzw. 14 angeordneten Absatz 7 bzw. 20 ver· 
sehen. Die Anschlagfiäche kann als Ringfläche ausgebi ldet sein. Dabei 
kann die Fl äche 22 zwischen dem Ventilsitz 14 und der von dem Ansatz 
20 gebildeten Anschlagfläche im Querschnitt bogenförmig gestaltet sein 
(Abb 3). 

Bei der in Abb . 4 dargestellten Bouform eines Kippventils mit einer 
Membransteuerung ist der Kipphebel 23 des Ventils in dessen Steuer­
kammer schwenkbar qe la gert und mit einem Ansatz 25 versehen, der 
bei geschlossenem Ventil zu einem am Ventilverschlußkörper 27 be· 
festigten Druckstift 26 unter einem solchen Winkel angeordnet ist, daß 
der Druckstift 26 bei der Oflnungsbewegung des Kipphebe ls 23 zur Seite 
gedrückt wird und der Winkel zwischen dem Druckstift 26 und dem An­
sa tz 25 bei einer weiteren Kippbewegung sich einem rechten Winkel 
nähert oder ein rechter Winkel wird . Wenn die Membran 28 beim Ein­
a tm en in Richtung des Pfeiles 29 bewegt wird, kippt der Hebel 23 ent· 
qegen dem Uhrzeigersinn. Bei einer weiteren Kippbewequnq des Hebe ls 
23 um den Drehpunkt 24 drückt sch li eßlich der Ansatz 25 axial auf den 
Druckstift 26 und verschiebt damit den Ventilv erschlußkörper 27 in axialer 
Richtun g, so daß er sich nicht mehr on einem Kippunkt abstützt. 

Anmelder: Drägerwerk , Heinr. u. Bernh . Dräger, Lü beck; Anmelde taq, 
25. 6. 60; Bekanntmachungstag , 10. 5. 62; Auslegeschrift Nr. 1 129378 ; 
Klasse 61 0 , 29/05 . 

Druckgosotemschutzgerät mit mindestens einer 

vom Geröttröger getragenen Druckgasflasche 

Druckqasatemschutzgeräte sind solche Atemschutzgeräte, bei denen der 
Gerött räq er aus einem Vorrat mit Atemgas versorqt wird, der z. B. in 
vom Gerättröqer qetrogenen Druckqosflaschen enthalten ist. Das unter 
Hochdruck stehende Atemgas des Vorratsbehälters wird auf einen nied­
rigen Druck entspannt und dann den Atemorganen des Gerätträj:Jers 
zuqeführt. Es ist bekannt, hi erzu sogenannte lungenqes teuerte Atemgas · 
zuführungsventil e zu verwenden, die die Atemgaszufuhr in Abhänqi o­
keit von dem vom Gerätträger beim Einatmen erzeuqten Unterdruck 
steu ern . Bei anderen bekannten Druckgasatemschu tzgeräten befindet sich 
hinter den auf dem Rücken des Trägers getrogenen Flaschen ein Druck­
minderer, von dem ein Schlauch zu ei nem an der Atemschutzmaske an­
geordneten lungengesteue rten Ventil führt. Der Dru ck des Atemgoses 
wird durch den Druckminderer auf Ni ederdruck entspann t, unter dem 
das Atemgas durch einen biegsamen Schlauch zu dem lun j:Jengesteuerten 
Ventil gelangt, durch dos der Druck des Alemgases in Abhängiqkeit von 
der Atmung des Träqers auf Normaldruck entspannt wird. Diese Geräte 
hoben den Nachtei l , daß beim Ablegen der Atemschutzmaske der 
Schlauch von der Druckqasvarra tsflasche qetrennt werden muß, und daß 
Schwierigkeiten auftreten, wenn der Gerätträger nicht mehr das Atem -
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Abb_ 1 

gas aus dem von ihm auf dem Rücken getrogenen Druckgasvorrotsbe­
hälter, sondern au s einer Druckgosquelle anderer Art entnehmen so ll. 

Die Erfindung bezweckt , die Nachteil e der bekannten Geräte zu be · 
se itigen. Sie betrifft ern Atemschutzgeröt mit mindestens einer vom 
Gerättröger getragenen Druckgasflasche 1, bei dem in der von einem 
Druckminderer 2 on der Druckgasflasche zum Gerätträger füh renden 
Leitung 3 ei n Verbindungsstück 8 zum Anschließen einer Druckflasle itunq 
9 angeordnet ist, die zu einer nicht vom Geröttröger getrogenen Dru ck ­
gasquelle führt. Dabe i ist erfindungsgemäß dos Verbindungsstück 8 mit 
ei nem vom Druck der anschließbaren Druckgasleitunq 9 gesteuerten 
Ventil 16 0 versehen (Abb. 2), dos unterhalb eines bestimmten Druckes 
die Verbindunq zwischen der Druckgosle itung 9 und der zu einem lun ­
gengesteuerten Atem~aszuführungsventil 6 oder einer Dü se führenden 
Le itung 4 absperrt. Do s in Abb. 2 dargestellte Verbindungsstück 8 ist 
erfIndungsgemäß mit e inem weiteren vom Druck der anschließbaren 
Dru ckgas leitung 9 gesteuerten Ventil 21 a versehen, dos unterhalb eines 
bestimmten Druckes ei ne Verbindung zwischen den Leitu nqen 3 bzw. 4, 
die von der vom Gerätträger getrogenen Druckgo sfiasche 1 zu dem 
Verbindungsstück 8 und von dort zu dem lungenges teuerten Atemgas· 
zuführungsventi l 6 führen und ei ne Warnsignalvorrichtung 24 freigibt. 
Sch li eßlich ist dos vom Druck der anschließbaren Druckflosleitung 9 ge · 
steuerte Ventil 160 über einen Stößel 20 mit dem weiteren Ventil 21 0 

gekuppelt, so daß beim Schließen des ersten Ventils dos weitere Vent il 
geöffnet wird. 

Dos erfindungsgemäße Atemschutzgerät hot den Vorteil, daß der Gerät. 
träger nicht den jewe iligen Druck des Druckgasvorrates und in der 
Druckgosleitung prüfen muß. Wenn der Druck in der anschließbareIl 
Druckgasleitung unter einen bestimmten Wert si nkt, so wird dem Gerät ­
träger aus dem Druckgosvorrat über dos Ventil se lbsttä ti g Druckqas zu · 
geführt. Der Gerätträger kann flegebe nenfall s dos Gerät ohne dos Ver · 
bindungss tü ck 8 benutzen. 

Anmelder, Dräflerwe rk , Hein r . u. Bernh . Dräger, Lü beck ; Anmeldetag , 
22. 7. 58; Bekanntmachungstag, 10. 5. 62; Auslegeschrift Nr. 1129376 ; 
Klasse 61 0, 29/01. 

Atemschutzgerät mit lungengesteuertem Atemgaszuführungsventil, 
das an einen Druckminderer angeschlossen ist 

Es sind Atemschutzgeräte bekannt, die mit einem lungengesteuerlen 
Atemgaszuführungsventil ausgerüstet si nd , durch dos in Abhängigkeit 
vom Atemluftbedarf des Gerätträgers dos unter Hochd ruck zuströmende 
Atemgas entspannt und den Atemorganen zugeführt wird. Dos Atemgas 
wird entweder vom Geröttröger in mindestens einem von ihm auf dem 
Rücken getrogenen Druckgasbehälte r mitgeführt oder dem Gerätträger 
durch eine Schlauchleitung zugeführt. Es ist bei diesen Geräten auch 
bekannt, dos unter Hochdruck stehende Atemgas zunächst durch einen 
dem lungengesteuerten Atemgaszuführungsventil vorgeschalteten Druck · 
minderer auf Mitteldruck zu entspannen. Um zu verhindern, daß der 
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Geröttröger im Foli e eines Versagens des Druck minderers in Gefahr 
kommt, is t der Vo rsch lag gemoch t worden, in dem Atemschutzgeröt eine 
Umgehungsdruckleitung anzuordnen, di e von der MItteidruckleitu ng hin ­
ter dem D ruckmindere r unmitte lbar zum Gasentnahmeraum des lungen· 
gesteuerten Ven tils füh rt und in die ein Absp e rrven til eingeschaltet ist. 
Dieses Gerö t hot den Na ch te il , daß es verhöltnismößig viel Dru ckga s 
verb rau cht. 

Durch die Erfindung soll dieser Nacht ei l beseitigt werden . Zu diesem 
Zweck ist erfindu ng sgemöß on dem Gerät außer dem vom Dr uckminderer 
4 gespeisten Atemgaszuführungsventd 6 ein welter:s, unmittel.ba r vom 
Hochdruck gespeistes lu nge ngesteuertes Atemgaszufuhrungsventll 12 on· 
geord net. - In dos Hochd ruckve rbindun gsstück 3 zWischen den belden 
Flaschenventilen 2 der Druckgasflas ch en 1 ist der Druckminderer 4 ein­
gebaut, vo n dem di e Mitte ldru ckleitung 5 zu dem lung e ng es teuerten, als 
Kippventil ausgebildeten Atemgaszuführungsventil 6 füh rt. Außerdem 
führt erfindu ngsgemöß vom Hochdruckverbindungsstück 3 eine Hochdruck· 
leilung 11 zu dem unmittelbar vom Hoch druck qespe ls te n lungenges teue r· 
ten Ventil 12. Der Kipphebel 10 des Ventilverschlußkörpers 8 als auch der 
KIpphebe l 14 des Ve ntil verschl ußkör pers 13 1St In einem "ngforn1lgen 
Gehöuse 15 angeordnet, dos beiderseitig von ie einer Steuermembran 16 
und 17 abgeschl osse n ist, o n dene n die Kipphebel 10 und 14 anliegen. 
Dos G e höuse 15 is t über de n Anschlußstutzen 18 mit den Atemorganen 
des Gerätträ~ers verbunden . Der bei m Einatmen vom G erö tträger. er­
zeug te Unte rdruck bewegt die Membran 16 in Ri chtun g auf den K,PP ­
hebe l 10, durch den bei einem e ntsprechenden Unt erdruck dos Ventil 6 
geöffne t wird , so daß Ate mgas durch den Anschlußstutzen 18 de m Ge­
röttrög e r zuströmt . Sollte aus irgendeinem Grunde dos Ven til 6 ver­
sage n, so wird be i einem höheren Einatemunterdruck in dem Gehäuse 
15 die Membran 17 auf den Kipp hebel 14 durchgebogen, wodurch dos 
vom Hochdruck gespeiste Ventil 12 geöffnet wird. Die Erfin dung hot 
de n Vorteil, daß bei e in em se hr großen Luftbedarf des G e rö ttrögers, 
den do s Ventil 6 ni cht decken kann· dos Venti l 12 zusötzlich in Tötigkei t 
tritt. Außerdem is t beim Versagen' des lungenges teue rt en Venti ls 6 ei n 
Umschalten des Gerätes ni cht notwendig, vie lme hr wi rd dos G e röt se lbst· 
tä ti g umgeschaltet. . 

Anmelder: Drögerwerk Heinr u . Bernh. Dräger, Lübeck; Anmeldetag: 
17. 8. 60; Beka nntma chung sta g: 29. 3. 62 ; Au slegeschrift N r. 1126738 · 
Klasse 61 0 , 29 '05. . 

Feuerlöschgeräl 
Bei bekannten Feuer löschge räte n, bei denen der Löschmittelbehälter 
durch dos Abbrennen eines in ei ne r Vor kammer enthaltenen Treibsatzes 
unter Druck gese tzt wird und bei denen die Vorkammer ei nen durch 
ei ne Bers tscheibe verschlossene n Oberdru ckaus la ß besitzt, ist der Ober­
d ru ckauslaß der Vorkammer so bemessen, daß dos durch Abbrenne n 
des Treibsatzes entwickelte Dru ckgas bei Zerstörung der Berstscheibe nur 
verhältnismäßig langsam au s der Vorkammer entwe ichen konn , das 
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Dru ckgas also in Form ei nes kräftige n und äußerst heiße n Strahles im 
Verlauf eines sehr kurzen Ze itraumes noch außen austritt und hie rbe i 
Gege nstände und Anlogen , die sich in unmittelbarer Nachbarschaft des 
Feue rlöschge rätes befinden, in Brand se tzen kann. Außerdem wird 
infolg e de s nur allmählich absinkenden Druckes in der Vorkamme r di e 
Verbre nnung des Treibsatzes nicht unte rbroche n. 

Di e Erfindung bezweckt , diese Nachte ile zu vermeiden, und sie bes te ht 
darin , daß der Querschnitt des durch die Berstscheibe 9 verschlossenen 
Obe rdruckauslasses so groß bemessen ist, daß d e r Druck in der Vor­
kammer bei Zerstörung der Bers tscheibe 9 schlagartig auf e inen zum 
Erlöschen des Treibsatzes 4 führenden Wert abs inkt. Dos Ablöschen des 
Treibsatzes 4 bei Zerstörung der Berstscheibe 9 kann bei dem e rfIndungs ­
gemäße n Feuerläschgerät noch dadurch unterstützt werden, daß die 
Vorkammer mit dem Löschmitte lbehä lt er 1 durch ei ne Leitun~ 13 ver­
bunden ist, d ie in dos Löschmittel hineinragt. Di e Vorkammer ist als 
Einsatz 3 ausgebildet, der zur Aufnahme des Treibsatzes 4 dient und 
mitte ls ei ne s in die Verschraubung des Deckels 2 e ingeklemmten Flan ­
sches im Löschm ittelbehälter 1 befestigt is t . Am Deckel 2 is t ei n Stutzen 
6 zur Aufnahm e eines d e n Treibsatz 4 bei Inbetriebnahme des Feuer­
löschgerätes zündenden Zündsatzes sowie ein weiterer Stutzen 7 on­
geordne t, der durch die mittels einer Oberwurfmutter 8 festgeklemmte 
Berstsche ibe 9 verschlossen ist und bei Ze rstörung der Be rstscheibe 9 
infalg e eines unzuläss ige n Druckes in der Vorkamm e r 3 als Oberdruck­
auslaß dient. 

Der al s Vorkammer ausgebildete Einsatz 3 besi tzt noch dem Inne ren 
des Löschmittelbehälters 1 hin den Auslaß 11 , on dem die in do s LÖsch ­
mittel hineinragende Leitung 13 angeschlosse n ist . Dos be im Abbrennen 
des Treibsatzes 4 sich in der Vorkammer bilde nde Dru ckgos wird über 
die Leitung 13 durch dos Löschmittel hindurch in den über dem Lösch ­
mittel . befindlichen Druckrau m 12 des Löschmitte lbehälters 1 abgel e itet 
und bildet hier ein Druckpolster, durch dos dos Löschmittel dann über 
dos Steigrohr 5 und die on dos Steigrohr angeschlossen e LöschmitteI­
leitung aus dem Behälter 1 ausgetrieben wird. Wird nun während des 
Abbrenn e ns des Tre ibsatzes 4 in der Vorkammer ein unzulässig hoher 
Druck aufgebaut , so Wird die den Obe rdruckauslaß abschließende Berst­
sche ibe 9 zerstört. Info lge der beso ndere n Bemessu ng des Oberdruck­
au sl a sses sinkt dadurch der Druck in d e r Vorkammer schla~artig auf 
ei ne n zum Erlöschen des Treibsatzes 4 führ e nd e n W e rt ob . Durch den 

6 
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beim plötz lichen Dru ckabfall in der Vorkammer im Dru ckrau m 12 des 
Behälters 1 he rrsche nde n Oberdruck wird auch Lösch mitte l über di e Lei­
tung 13 aus dem . Behälter 1 in die Vor kammer gedrGckt, so daß der 
Treibsa tz 4 se lbst In dem Fall, daß e r durch de n pl ö tz li che n Druckabfall 
In der Vorkammer nich t vollkommen zum Erlösche n gebrach t is t mit 
Sicherheit doch ge lösch t w ird. ' 

Anmelder: Total K.G .. Foerstn e r u. Co ., Mannheim; Erfinder: Boris von 
Schlippe, Bad Nauh~ lm ; Anmeldetag : 13. 6. 56; Bekannt machungs tag: 
3. 5. 62 ; Auslegeschnft Nr. 1 129057; Klasse 61 0, 12 '02 . 
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SCHRIFTTUM 
Friedliche Nutzung der Kernenergie im Spiegel der Na­
tionen. Schriftenreihe des Deutschen Atomforums e. V., 
Bonn, H. 7. 1962. 
Das Strahlenrisiko und seine Probleme. Von Prof. Dr. 
H. Langendorff. Schriftenreihe des Deutschen Atom­
forums e. V., Bonn, H. 8. 1962. 
Kernenergie in Europa und Weltraumforschung. Schrif­
tenreihe des Deutschen Atomforums, e. V., Bonn. H. 11. 
1962. 

Das Deutsche Atomforum wurde am 26. 5. 1959 in Karls­
ruhe gegründet. Zu den wichtigsten Aufgaben des Atam­
forums g.ehört es, die verschiedenen naturwissenschaft­
lichen und technischen Disziplinen, die sich mit Fragen der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie beschäftigen, durch 
Tagungen und Gespräche miteinander zusammenzubrin­
gen, und außerdem eine breite Offentlichkeit über die Er­
gebnisse auf dem Gebiete der Kernenergie zu informie­
ren. Von dem Atomforum werden zu diesem Zweck in zeit­
lich unabhängigen Abständen Tagungen durchgeführt und 
die gehaltenen Vorträge und Diskussionen meistens in 
Form von Broschüren veröffentlicht. Im folgenden sollen 
die Hefte 7, 8 und 11 kurz besprochen werden. 
Im Heft 7 berichten führende Vertreter von Nationen- und 
Ländergemeinschaften, die sich mit der Kerntechnik be­
fassen, über laufende und geplante Vorhaben . Dadurch 
wird einem die Möglichkeit gegeben, sich durch einen 
Vergleich über den Stand der Entwicklung in den verschie­
denen Ländern zu unterrichten. Die Vorträge wurden am 
8. 6.1962 auf der "Essener Atomtagung 1962" im Haus der 
Technik in Essen gehalten. 
Durch Beschluß der Bundesregierung sind dem Atom ­
ministerium auch die Aufgaben der Betreuung der Raum­
fahrttechnik, der Raumfahrtforschung und der sogen. extra­
terrestrischen Forschung übertragen worden. Am 16. 2. 1962 
hat das Deutsche Atomforum im Karl-Arnold-Haus in Düs­
sei dorf erstmals eine Veranstaltung durchgeführt, die die­
sem neuen Gebiet des Ministeriums gewidmet war. Außer 
Vorträgen von allgemeinem Charakter wurde ein sehr be­
achtetes Referat von Dr. Eberhard Rees, dem Stellvertreten­
den Direktor für Forschung und Entwicklung beim George 
C. Marshall Space Flight Center, USA, über Antriebe für 
den Raumflug gehalten . Das vorliegende Heft enthält den 
Wortlaut der gehaltenen Vorträge. 
Am 3. 11. 1962 erörterte Professor Langendorff auf einer 
Informationstagung des Deutschen Atomforums in Mos­
bach die Probleme des Strahlenrisikos. Seine Ausführun­
gen, die gerade im gegenwärtigen Zeitpunkt durch die 
Atomtestversuche der USA und der UdSSR sehr aufschluß­
reich sind, werden in der vorliegenden kleinen Schrift ver­
öffentlicht. 
Die Schriften des Deutschen Atomforums können über die 
Geschäftsstelle in Bonn, Kaiserstraße 201, bezogen wer­
den. - Schriftleitung -

Strahlenkonservierung und Kontamination von Lebens­
mitteln. Bibliographische Zusammenstellung. Reihe C, 
Heft 05 - 02. Bearbeiter: Dr. U. Schützsack. Hrsg. Re­
ferat Atomkernenergie-Dokumentation beim Gmelin­
Institut, Frankfurt/Main, Mai 1962. 

In der Bundesrepublik Deutschland befassen sich heute 
verschiedene Institute mit der Konservierung von Lebens­
mitteln durch ionisierende Strahlen. Zur Lösung der an­
stehenden Probleme müssen verschiedene Disziplinen der 
Naturwissenschaft und Technik herangezogen werden. We­
gen der Komplexität der Aufgabe hat man die Bearbei­
tung einzelner Gebiete, die sich mehr oder weniger deut­
lich abgrenzen lassen, den hierfür zuständigen Instituten 
übertragen. Die Deutsche Forschungsanstalt für Lebens­
mittelchemie in München befaßt sich in erster Linie mit 
chemisch-analytischen Problemen in Verbindung mit der 
Bestrahlung von Lebensmitteln, das Physiologisch-Chemi ­
sche Institut in Mainz wird in Tierversuchen feststellen, ob 
bestrahlte Lebensmittel gesundheitlich unbedenklich sind. 

Die Bundesforschungsanstalt für Lebensmittelfrischhaltung 
in Karlsruhe schließlich hat sich vorwiegend der Lösung der 
technolog ischen Fragen zugewandt. 
Es ist klar, daß diese Arbeitsteilung auch in einer biblio· 
graphischen Zusammenstellung sichtbar wird. Selbst bei 
weitgehender Uberlagerung der von den einzelnen Insti­
tuten bezogenen Literatur - besonders in Form von Zeit­
schriften und Berichten - führen die Verschiedenheiten in 
der Aufgaben steilung und damit auch in der Erfassung und 
Auswertung, die dem Arbeitsgebiet des jeweiligen Sachbe­
arbeiters angepaßt sind, zur Bildung bestimmter Schwer­
punkte. Bei sorgfältigem Studium wird der Benutzer solche 
Schwerpunkte leicht erkennen. 
Die vorliegende Bibliographie, in der Arbeiten aufgenom­
men sind, die von der Bundesforschungsanstalt erfaßt und 
ausgewertet wurden, ist unter diesem Gesichtspunkt zu 
sehen. 
Sie kann über das Gmelin-Institut Frankfurt/Main, Varren ­
trappstroße 40/ 42, bzw. die Bundesforschungsanstalt für 
Lebensmittelfrischhaltung Karlsruhe, Kaiserstr. 12, kostenlos 
bezogen werden. - Schriftleitung -

Food Supply for Fallout Shelters. (Lebensmittelbevor­
ratung in Fallout-Schutzräumen.) Including aReport of 
the Development of a Special Cereal-based Ration. 
Prepared for Office of Civil and Defense Mobilization 
- Final report on contraet number CDM-SR-60-9, by 
Robert L. Olson, Project Leader, Robert E. Ferrel, Mar­
cel E. Juilly, Vern F. Kaufman, and Eleanor C. Taylor. 
November 1960. United States Department of Agri ­
culture, Agricultural Research Service - Western Utili­
zation Research and Development Division, Albany 10, 
California/USA. 

Im Falle eines Krieges mit Kernwaffen kann es möglich 
sein , daß die Bevölkerung sich für eine Periode von unge­
fähr 14 Tagen in einem Schutzraum aufhalten muß, der 
gegen radioaktiven Niederschlag geschützt ist. Während 
dieser Periode könnten die Insassen ohne Zufuhr von Le­
bensmitteln bei genügendem Wasservorrat überleben. Es 
kommt jedoch darauf an, daß sie auch nach dem nuklearen 
Schlag eine gewisse Widerstandskraft für die dann fol­
gende schwere Zeit haben. Aus diesem Grunde und auch 
aus Gründen der Moral sollte in Schutzräumen für einen 
genügenden Lebensmittelvorrat gesorgt werden. Für eine 
Bevorratung bieten sich zwei Möglichkeiten an: Man kann 
Lebensmittel lagern, die zum normalen Sortiment des Haus­
halts gehören, und dann so vorgehen, daß man laufend die 
im Schutzraum gelagerten Lebensmittel gebraucht und sie 
anschließend durch neue ersetzt. Man konn aber auch so 
vorgehen, daß man Lebensmittel lagert, die nur für Kata ­
strophenzwecke bestimmt sind und noch einer bestimmten 
Zeit weggeworfen werden müssen, da sie ungenießbar 
geworden sind. Den ersten Weg hat die Schweiz beschrit ­
ten, während sich Norwegen für den zweiten entschied. 
Der vorliegende Bericht, der beide Möglichkeiten unter­
sucht, ist auf Betreiben der amerikanischen Zivilverteidi ­
gung ausgearbeitet worden . Zunächst gehen die Verfasser 
auf den Bau und die Bedingungen ein, die im Luftschutz· 
raum herrschen. Anschließend wenden sie sich der Lager­
fähigkeit der versch iedensten Lebensmittel zu, besonders 
Fragen der Verpackung und des Verderbs in Luftschutz­
räumen . Lebensmittel, die über längere Zeit aufbewahrt 
werden sollen, müssen laufend a uf Veränderungen, die zu 
Qualitätseinbußen und zur Ungenießbarkeit führen kön­
nen, kontrolliert werden. Die verschiedenen Möglichkeiten 
einer Kontrolle werden erörtert. 
Für langfristige Lagerung wurde im Auftrag der amerika­
nischen Zivilverteidigung ein aus Weizen hergestellter 
Zwieback entwickelt. Es wird hervorgehoben, daß dieser 
Zwieback als eine Art eiserne Ration anzusehen ist. Die 
Insassen können sich damit 14 Tage ernähren . Es empfiehlt 
sich jedoch, zusätzlich eine Reihe anderer Lebensmittel zu 
lagern, und mit dem Zwieback als Ausgangsmaterial kann 
dann eine ganze Reihe schmackhafter Gerichte hergestellt 
werden. Von der Zivilverteidigung sind bereits verschie­
dene Tests mit diesem Zwieback durchgeführt worden. 
Der Bericht enthält eine Reihe wertvoller Literaturangaben 
(63) und kann jedem empfohlen werden, der sich mit Ver­
pflegung im Katastrophenfall zu beschäftigen hat. 


